










• •• •• 
1 
Herausgeber: Präsident der 
Gießener Justus Liebig-Universität und 
Gießener Hochschulgesellschaft 







Präsident der Gießener Justus Liebig-Universitit 
und Gießener Hochschulgesellschaft 
Prof. Dr. Helge Pross (Pr) 
Adolf-Reichwein-Straße 2, 5900 Siegen 21, Ruf (02 71) 74 02 56 
Dipl. rer. oec. Manfred Messing (Ms) 
Ludwigstraße 28, 63 Gießen, Ruf (06 41) 7 02 21 83 
Druck una Verlag Briihlsche Universitätsdruckerei Gießen 
Inhalt 
Personalnachrichten der Justus Liebig-Universität . • • • • • • 5 
Beiträge 
Hochscl1ule 1976: Hessische Präsidenten über ihre Universitäten . • 7 
Robert F. Kruh 
Heutige Tendenzen im amerikanischen Universitätswesen • • • • 24 
Karl Weber 
17 Jahre Partnerschaft zwischen der Kansas State University und der 
Justus Liebig-Universität . . . . . . . . . . . . . . . 31 
Rose Laub Coser 
Das Männerreich Universität: Diskriminierungen in den USA und in 
der Sowjetunion . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38 
Thomas Raiser 
Das neue Mitbestimmungsgesetz . • • • • • • • • • • • • 
Karl W. Boetticher 
Eigenständiges Leben 
Jahre . . . . . 
im Alter neue Konzepte für die höheren 
• • • • • . . . . . . " . . . . . 
Rudolf Lassahn 
Zur Popularität Justus von Liebigs . • • • • • • • • • • • 
Lisa Oehler 
In Memoriam Christian Rauch . • • • • • • • • • • • • 
Hans-Günter Buchholz 
Willy Zschietzschmann . • • • • • • • • • • • • • • • 
Dieter Robert 
. Zur 100. Wiederkehr des Geburtstages von Paul Mombert • • • • 
·. · Berichte aus der Gießener Hochschulgesellschaft • • • • • • • 










Die Giel~ener Hochschulgesellschaft trauert um ihre 
verstorbenen Mitglieder 
Dr. Karl Maruhn, Gießen 
Dr. Joachim Spohr, Gießen 
Heinrich Tammert, Großen-Linden 
Dr. Wilhelm Dern, Neu-Isenburg 
Dr. Regina Schmitt-Soeder, Darmstadt 
Professor Dr. Christian Rauch, Gießen 
Professor Dr. Willy Zschietzschmann 
Personalnachrichten 
der Justus Liebig-Universität 
Prof. Dr. iur. Thomas Raiser (Handels-
und Wirtschaftsrecht, Rechtsoziologie 
und Bürgerliches Recl1t) hat einen Ruf 
der Universität Augsburg abgelehnt. 
Prof. Dr. n1ed. Andreas Oksche (Anato-
rnie) hat einen Ruf der Universität Mün-
chen abgelel1n t. 
Emeritiert oder in den 
Ruhestand versetzt wurden 
Prof. Dr. med. Albert Derwort (Psychia-
trie); 
Prof. Dr. theol. Friedrich Hahn (Syste-
matische Theologie und Religionspädago-
gik); 
Prof. Dr. rer. nat. Ludwig Jung (Boden-
kunde und Bodenerhaltung); 
Prof. Dr. phil. Ernst Schönhals (Boden-
kunde und Bodenerhaltung); 
Zum Honorarprofessor 
wurde ernannt 
Prof. Dr. med. Wolfgang Schaper (Direk-
tor am Max-Planck-Institut für Physio-






Professur (H 4) für Kriminologie, Jugend-
strafrecht und Strafvollzug: Prof. Dr. iur. 
Arthur Kreuzer, vorher Privatdozent an 
der Universität Hamburg. 
Wirtschaftswissenschaften 
Professur (H 4) für Volkswirtschaftslehre 
VII: Prof. Dr. rer. pol. Hans G. Monissen, 
vorher Professor an der Universität 
Münster. 
Psychologie 
Professur (H 4) für Klinische Psycholo-
gie: Prof. Dr. phil. Dieter Vaitl, vorher 
Professor an der Universität Münster. 
Geschichtswissenschaften 
Professur (H 4) für Philosophie: Prof. 
Dr. phil. Hans-MiclJael Baumgartner, 
vorher Privatdozent an der Universität 
München. 
Germanistik 
Professur (H 4) für Neuere Deutsche 
Literaturwissenschaft: Prof. Dr. phil. 
Conrad Wiedemann, vorher Professor an 
der Universität Frankfurt. 
Sprachen und Kulturen 
des Mittelmeerraumes 
und Osteuropas 
Professur (H 4) für Griechische Philolo-
gie: Prof. Dr. phil. Egert Pöhlmann, vor-
her Wissenschaftlicher Rat und Professor 
an der Universität Erlangen-Nürnberg. 
Physik 
Professur (H 4) für Angewandte Physik: 
Prof. Dr. rer. nat. Christoph Heiden, 
vorher Wissenschaftlicher Rat und Pro-
fessor an der Universität Münster. 
Professur (H 4) für Theoretische Physik: 
Prof. Dr. phil. nat. Werner Scheid, vor-
her Professor an der Universität Frank-
furt. 
Biologie 
Professur (H 3) für Philosohpie der Bio-
wissenschaften: Prof. Dr. phil. Zdzislaw 
Kochanski, vorher Full Professor am 




Professur (H 4) für Okologie der Nutz-
tiere, insbesondere i11 den Tropen u11d 
Subtropen: Prof. I)r. agr. Jörg .s·reinbach, 
vorher Ass\)ciatc Professor an der Uni-
versität von Ibadan/Nigeria. 
Ernährungswissenschaften 
Professur (H 4) für Ernährungslehre des 
?.1enscl1en: Pr<Jf. l)r. med. \f1erner Küb/er, 
vorher Professor an der Universität Kiel. 
Humanmedizin 
Professur (H 4) für Innere ?.1edizin: 
Pr<lf. Dr. n1ed. Konrad Federlzn, vorher 
Wissenscl1aftlichcr Rat u11d Pr<lfcssor an 
der Universität Ulm; 
Professur (H 2) für Pharmakologie: Prof. 
Dr. nle(l. Hartmut Glossmann, vorher 
I)ozent a111 Pharn1akologischen Institut; 
Prcifcssur (H 3) für Vorklinische Zah11-
ersatzkunde: Prof. Dr. ined. dent. Rose-
marie H<>rn, vorl1er Professor (H 2) am 
Ze11trum für Zahn-, Mund- unti Kiefer-
heilkunde; 
Prc)fessur (H 4) für Zahnärztliche Chir-
urgie: Prof. Dr. rned. dent. Horst Kirsch-
ner, vorher Professor (H 3) am Zentrum 
für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde; 
Professur (H 3) für Innere Medizin: Prof. 
Dr. 111ed. Helmut [,öffler, vorher Profes-
sor (H 2) am Zentrum für Innere Me-
dizin; 
Professur (H 4) für Allgemeinchirurgie: 
Prof. Dr. med. Kor1rad Schwemmle, vor-
her Erster Oberarzt an der Chirurgischen 
Klinik der Universität Erlangen-Nürn-
berg; 
Professur (H 3) für Psychosomatik in der 
Klinischen Mediz.in: Prof. Dr. med. Samir 
Fouad Stephanos, vorher Wissenschaft-




an andere Hochschulen 
(Ruf-Annahmen) 
Prof. Dr. rer. nat. Walter f'eldheirn (Er-
nährungslehre des ?.1enschen) an die Uni-
versität Kiel; 
Prof. Dr. phil. Leonhard Friedrich (Er-
ziehungswissenscl1aft) an die Pädago-
gische Hochschule Rheinland; 
Prof. Dr. rer. nat. Wolf gang Lueken 
(Genetik und Zoologie) an die Universität 
Osnabrück; 
Prof. Dr. rer. nat. Heinrich Rohde11burg 
(Geographie) an die Technische Universi-
tät Braunschweig; 
Prof. Dr. med. Wolf Wünnenberg (Phy-
siologie) an die Universität Kiel. 
Hochschule 1976: 
Hessische Präsidenten 
über ihre Universitäten 
(Pr.) Die alte Feststellu11g, in der Universität untersuche man alles, nur 
nicht die Universität selbst, tri/ ft mit geringen E'insc/Jränkrtngen auch /Jeute 
noch zu. Nicht geklärt ist z.B., welche Kräfte gegenwärtig den stärkste11 
Einfluß artf das Leben der Hocl1schule haben. Unterliegt es vor allem der1 
Prägungerz durch SaclJgesetze und Sac/Jzwiinge? Oder wird es rne/Jr durch 
einzelne Personen geformt? Sic/Jer dürfte sein, daß die Hochschulpräsiden-
ten betr·äcl1tliche Gestaltungsmöglicl1keiten haben. Deshalb ist es wiclJtig, 
ihre Sic!Jt der Probleme und il11·e Lösungsüberlegunger1 zu erf al1ren. 
Die Redaktion hat die Präsidenten der hessisc/Jen Hoc/JsclJulerz rtnd Uni-
versitäten ttm Stellungnahmerz zu ei11igen aktuellen Problemen gebeten. Die 
ihnen vorgelegten Fragen haben folgenden W ortlartt: 
1. Welches sind die aktuellen Hauptprobleme / /J r er Universität? 
Gemeint sind r1ic/Jt allgemeine HochsclJulprobleme, sorzdern deren be-
sondere lokale Erschein11ngsformen. Gemeint sind auc/J nicht r111r ttnd 
nicht einmal primär die fina11ziellen Fragen. WiclYtiger oder genauso 
wichtig wäre, spezielle Schwierigkeiten der ... (Darmstädter, Frarzk-
furter, Gießener, Kasseler, Mar·brtrger) Universität kennenzulernen, die 
nicht unbedingt mit dem Geld zu tun /Jaben müsserz. 
2. Welche Lösungen empfe/1/en Sie für diese Probleme, welche IJa/ten Sie 
für realistisch? 
Der Akzent sollte hier auf den krtrzfristigen Lösrtngsideerz liegerz. 
3. Welcl1e langfristigen Lösungen sind nach l hrer Auf f ass11ng zweckmäßig 
und sinnvoll? 
4. Worin sehen Sie die besorzdere11 Vorzüge der H ochsclJulsituation in H es-




der Technischen Hochschule Darmstadt 
1. Die spezielle Problematik der TH Darmstadt ist vor allen Dingen ge-
kennzeichnet durch ihren Charakter eben als Technische Hochschule. 
Technische Hochschulen haben unstreitig eine andere Mentalität - so- 7 
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fern Hochschulen überhaupt als solche eine Mentalität habe11 können -
als die klassischen Universitäten. Es gelten hier nicht die Kriterien des 
Philosophierens, Theoretisiere11s, Diskutierens, ja auch Spekulierens; die 
Welt einer TH ist bestimmt durch Messen, Bauen und Konstruieren. Ent-
weder stimmt die Recl1nung, hält das Gebäude oder nicht. Eine Dis-
kussion hierüber ist weder erlaubt, noch möglich. 
Dies ist zugegebenermaf~er1 eine sehr vergröbernde Sicht der Dinge, 
jedoch kann damit schlaglichtartig dargestellt werden, was Technische 
Hochschulen von Universitäten unterscheidet. Korrelat zu dieser Einstel-
lur1g ist die starke Industriebezogenheit einer Technischen Hochschule. 
Dies bringt spezielle Vor- und Nachteile mit sich. 
Der Vorteil ist darin zu sehen, daß der von vielen Stellen im Bereich 
der Studienreform häufig geforderte Praxisbezug in einer Technischen 
Hochschule sehr viel stärker ist. Dies rührt nicht allein daher, daß die 
Mehrzahl der Professoren in den technischen Bereichen aus der Industrie 
berufen wird; der Grund liegt auch darin, daß viele Arbeiten in Lehre 
und Forschung unmittelbar praktisch verwertbar sind und auch ver-
wertet werden sollen. Hierin liegt gleichzeitig auch eine Gefahr: Die 
Abhängigkeit von dieser von außen vorgegebenen Praxis kan11 dazu ver-
leiten, daß die Forschung und damit auch die Lehre - in ein reines 
Fahrwasser der Verwertung gerät und nicht mehr in der Lage ist, ihre 
Voraussetzungen und Folgen zu reflektieren und zu überdenken. 
Diese Umstände machen das Problem der Studienreform auch an einer 
Technischen Hochschule besonders dringlich. Dies ist nun allerdings 
kein spezielles Problem: Die Forderung nach Studienreform ist bereits 
zu einem "ceterum censeo'' geworden. Es stellt sich aber doch in einer 
besonderen Weise, weil das konstruktiv experimentelle Arbeiten be-
sondere Formen der Studienreform erfordert. 
2. Neben dieser Aufgabe, die als Problembewältigungsbereich absolute 
Priorität hat, sind eine Reihe von organisatorischen Schwierigkeiten zu 
nennen, die einer Lösung zugeführt werden müßten. Ich de11ke hier an 
die Bereinigung einiger Probleme der 1971/72 durchgeführten Verän-
derungen der Personalstruktur mit ihrer besonderen Auswirkung des 
Darmstädter „Ingenieurprivilegs" und an eine Klärung der Infrastruktur 
in zweierlei Hinsicht: Einmal müssen die organisatorischen Vorausset-
zungen geschaffen werden, um das überkommene Lehrstuhlprinzip, das 
an sich bereits durch das HUG abgeschafft worden ist, nunmehr auch 
realiter zu beseitigen. Zum anderen müssen Probleme der Mindestaus-
stattung geklärt werden, d. h. es muß insbesondere ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Hochschullehrern und wissenschaftlichem Service 
hergestellt werden, ohne den eine wissenschaftlich begründete Ingenieur-
ausbildung nicht möglich ist. 
3. Ich halte es für problematisch, nur zwischen kurz- und langfristigen 
Lösungsmöglichkeiten zu unterscheiden. Zu unterscheiden ist allenfalls 
zwischen mehreren möglichen Prioritäten und hier sind Entscheidungen 
zu treffen. Dabei ist die Bewältigung der Studienreform nicht zuletzt 
in Anbetracht des zu erwartenden Studentenbergs unbedingt vordring-
lich. Die TH Darmstadt, die im Gegensatz zu den meisten Universitäten 
für jeden Studiengang durchnormierte Studienpläne auf weist, erarbei-
tet gerade eine Rahmenprüfungs- und Studienordnung, die den norma-
tiven Bezugsrahmen für sämtliche Studiengänge (außer den staatlichen 
Studiengängen) darstellen soll. Hier ist es erforderlich, die notwendige 
Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der Studiengänge mit der ebenso 
notwendigen Flexibilität der einzelnen Bereiche zu harmonisieren. Dabei 
halte ich es für unbedingt erforderlich, Einseitigkeiten zu vermeiden. 
Auch der Student, der gezwungen ist, im Studentenberg zu studieren, 
hat einen Anspruch auf eine Ausbildung, die ihn hinterher im Berufs-
ieben nicht zum willenlosen Objekt der Umstände werden läßt. Des-
halb wird in der TH Darmstadt eine Verflechtung der Studiengänge 
in den Ingenieur-, Natur- und Sozialwissenschaften in der Weise ange-
strebt, daß diese drei Bereiche jeweils einen eigenständigen und grund-
sätzlich gleichberechtigten Faktor innerhalb jedes Studienganges dar-
stellen. Genauso wie der zukünftige Ingenieur Kenntnis von seiner sozia-
len Umwelt haben muß, genauso muß der angehende Sozialwissenschaft-
ler in der Lage sein, wenigstens annähernd Entwicklungen und Tenden-
zen der Technik zu verstehen. 
Die anderen von mir angesprochenen, mehr hochschulorganisatorische11 
Problemfelder, sind Fragen der hochschulinternen wie -externen Ent-
scheidungen. Es bedarf einer Universitätsorganisation, die sich nicht 
wesentlich abhebt von den Einsatzfeldern, in denen der Student zu-
künftig seinen Beruf ausüben muß. Dabei scheint es mir ein Mißver-
ständnis zu sein, wollte man gerade in der „Hierarchisierung" ein Kenn-
zeichen der Industrieorganisation sehen und in der „Demokratisierung" 
• 
ein Kennzeichen der neueren Universitätsorganisation. Beides ist sicher-
lich nur bedingt richtig: Weder ist die Industrie durchgängig hierarchi-
siert, noch gar sind die Universtäten durchgängig demokratisiert. Die 
letztere Behauptung mag infolge der neueren Universitätsgesetzgebung 
erstaunlich klingen, doch sollten hier nicht die in der Offentlichkeit 
immer wieder, häufig zu unrecht, vorgestellten ,,Schreckensbilder" den 
Schluß nahelegen, in den Universitäten werde nur noch politisiert. Dies 
jedenfalls ist für die TH Darmstadt nicht der Fall. 
4. Die zuletzt gemachten Ausführungen führen gleichzeitig zu dem Pro-
blem, inwieweit die Hochschulsituation in Hessen, die im Gesamtkontext 
bisweilen als extrem fortschrittlich dargestellt wird, sich zu der Situation 9 
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in anderen Bundesländern verh:ilt. Dabei gestehe ich offen zu, daß in 
den Hochschulreforn1diskt1ssionen i11 den letzten Jahren Fehler gemacht 
worden si11d, da!~ ;luch Fehler in Hesse11 ge1nacht worden sind. Eine 
nicl1t ausgewoge11e zu11äcl1st durch äu{~ere Interessen gebundene Per-
so11alstruk tur l1at zu Verzerrur1gen geführt, die in der Zukunft zu be-
seitigen sind. 
Die so11stige Orga11isatit)nsstruktur der Hochschule11 halte ich für durch-
aus ;1r1gen1esse11 und rational, sie ern1öglicht eine Konfliktaustragung, die 
r1icht r1t1r ei11e Atrf sun1n1ierung von Interessen darstellt, sondern imn1er 
'lvieder in rationale und ratio11<1lisierbare Entscheidungen einmünden 
kanr1. 
ProlJ!ern;1tiscl1 scheint mir zu sein, da!~ der Gesamtrahmen der Hessi-
scher1 l~;111despolitik de11 Hochschulen r1icht n1ehr denje11igen Stellen-
wert einr:it11nt, der ihnen früher zukam und den sie auch in Anbetracht 
(1es I3ildu11gsauf trages ur1d des l\1assenproblen1s in Zukunft haben wer-
der1. Hier sollte at1ch durch eine verst:irkte Offentlichkeitsarbeit der 
Hochschulen dafür Sorge getragen werden, daß sie wieder den ihnen 
zukc>n1n1enden Ra11g einnel1n1e11. 
Hans-Jürgen Krupp 
Aktuelle Hauptprobleme 
der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
Frankfurt am Main 
Die aktuellen Hauptproblen1e der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
Frar1kfurt lasse11 sich nur schwer von der allgemeir1en l1ochschulpolitischen 
E11twicklung lösen. Im Mittelpunkt der hochschulpolitiscl1en Diskussio11 
in Frankfurt steht heute die Frage, inwieweit die U11iversität der Verant-
wortung für ihre Absolventen nocl1 gerecht werden kan11. Seit 1960 i~t der 
Anteil eines Altersjahrganges, der die Universität besucht, von ca. 7 auf 
21 °/o gestiegen. Er hat sich verdreifacht. In diesen1 U111fa11g sind die klas-
sischen Akaden1ikerpositionen im Beschäftigu11gssystem nicht vermehrt 
worden. Die Absolventen der Hochschule sind daher d~irauf a11gewiesen, 
sich neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu erschließen. Diese werde11 rnit 
Sicherheit nicht nur in den traditionellen, Akademikern vorbehaltenen 
Spitzenpositionen zu finden sein. Damit kommt auf die Universität die 
Aufgabe zu, ihr Studienplatzangebot strukturell zu verändern. 
Hierin liegt wahrscheinlich die letzte Chance der Hochschulautonomie. 
Nur wenn die Universität in der Lage ist, dieses zentrale Problem aus eige-
ner Kraft zu lösen, wird sie in Zukunft glaubhaft auf ihrer Autonomie be-
stehen können. In der Universität Frankfurt gibt es seit etwa einem Jahr 
eine sehr intensive Diskussion um die Ko11sequenzen, welche die Expansion 
des tertiären Sektors für seine Struktur haben 1nuß. Die dabei anstehe11den 
Entscheidungen sind in vielerlei Hinsicht schmerzhaft. Ein Teil der in den 
letzten Jahren mehr oder weniger willkürlich ausgebauten K<1pazitäten, 
insbesondere im Lehrerbereich, muß wieder abgebaut werden. 
Fachbereiche, deren Absolvente11 schon heute mit Einkommenseinbußen 
rechnen müssen, bekom1nen durch die Einführung neuer Studiengä11ge zu-
sätzliche Konkurrenz. Der Ausbau harter Numerus clausus-Fächer zieht 
Sachmittel an anderen Stellen ab, in denen sie auch dringend benötigt wer-
den. Die Einführung neuer Studie11gänge ohne wesentliche Zuwächse im 
Perso11al- und Sachmittelbereich bedeutet, daß in vielen Bereichen Opfer 
gebracht werde11 müssen. Entscheidungen dieses Typs sind Selbstverwal-
tungsgremien kaum zuzumuten. Desse11 ungeachtet sind sie notwendig, 
wen11 Autonon1ie legitimiert werde11 soll. 
In den letzten Sätzen sind zugleich die wichtigsten kurz- und langfristigen 
Lösungsmöglichkeiten angesprochen. Zahlreiche Studiengänge 1nüssen in 
ihrem quantitativen Umfang reduziert werden. Durch neue tätigkeitsfeld-
orientierte Schwerpunktbildung sind die Beschäftigungschancen der Absol-
venten zu verbessern. Studienreform ist nötiger denn je. Die Einführung 
neuer Studiengänge eröffnet schließlich neue und zusätzliche Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für Hochschulabsolventen. 
Angesichts der Unsicherheit über die zukünftige E11twicklung ist es nicht 
verantwortbar, sich auf einzelne Maßnahmen zu beschränken. Es muß ein 
in sich abgestimmtes Program1n vorgelegt werden. 
Eine der möglichen Maßnahmen in diesem Zusammenha11g wäre die Redu-
zierung der Studienplatzzahlen. Es mag dahingestellt bleiben, ob diese an-
gesichts der geburtenstarken Jahrgänge generell verantwortet werden kann. 
In der Universität Frankfurt ist dies in keinem Fall möglich, da eines 
der zentralen Probleme des südhessischen Ballungsraumes die Unterver-
sorgung mit Studienplätzen ist. Im südhes~ischen Raum, in dem rund 
50 Prozent der Bevölkerung des Landes Hessen wohnen, gibt es nur 
38 Prozent der Studienplätze (ohne Ingenieurwissenschaften). Diese wer-
den überwiegend von der Universität Frankfurt angeboten. Die Entwick-
lung der letzten Jahre hat dazu geführt, daß Bevölkerungskreise an die 
Universität kommen, deren regionale Mobilität schon aus finanziellen 
Gründen begrenzt ist. Viele von ihnen können nur dann studieren, wenn 
ein Studienplatz in der Region des Wohnorts angeboten wird. Ein Studien-
platz in Kassel nützt Angehörigen dieser Bevölkerungsschichten nichts. Die 
Realisierung größerer Chancengleichheit im Hochschulbereich erfordern 
daher auch eine regionale Studienplatzstruktur, die der Bevölkerungsver-
teilung entspricht. An dieser Stelle hat Hessen noch viel nachzuholen. 11 
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Für die Frankfurter Universität ergeben sich aus dieser Situation zahlreiche 
Probleme. Einerseits ist ein Abbau von Studienplätzen nicht zu vertreten, 
andererseits fehlen in Fra11kfurt die erforderlichen Räume. Der Ausbau der 
Universität r=ra11kfurt auf den1 vorgesehenen Erweiterungsgelände, dem 
Niederurseler Hang, geriet i11 eine Phase extremer Knappheit öffentlicher 
Mittel. Heute steht dort isoliert ein einzelnes Chemiegebäude, das nicht ein-
mal de11 ganzen Fachbereich Chemie aufnehmen kann. Dieser ist nach wie 
vor auf drei Standorte verteilt. 
Die einzige Lösur1g wäre die Gründung einer zweiten Universität. Dieses 
steht jedoch in weiter Zukunft. Kurzfristig mag man zwar durch Umset-
zungen einige Probleme mildern, langfristig aber nicht. 
Nach wie vor leidet die Universität Frankfurt unter Schwierigkeiten auf 
dem Gebiet der Personalstruktur. Die Vorstellungen des Jahres 1970, daß 
wir in der Bundesrepublik Deutschland zu einer tiefgreifenden Änderung 
der Personalstruktur kommen würden, haben sich nicht erfüllt. Hessen 
steht mit seiner Personalstruktur nicht nur weitgehend isoliert da, sondern 
hat auch die sinnvollen Reformansätze des HUG von 1970 durch die 
Novellierung im Jahr 1974 beseitigt. Dazu zählt die Abschaffung des soge-
nannten „Kleinen Dozenten", d. h. eines Hochschullehrers mit einer niedri-
geren Eingangsqualifikation als der des Professors. 
Aus der Fülle der Probleme auf diesem Gebiet seien nur zwei herausgegrif-
fen: Die unterbrochene Karriere unseres wissenschaftlichen Nachwuchses 
und die Relation der einzelnen Stellenarten zu einander. 
Die Novelle des HUG hat den „Kleinen Dozenten" durch einen Hochschul-
lehrer ersetzt, der dieselbe Eingangsqualifikation besitzt wie der Professor 
(„Großer Dozent"). Unterhalb dieser Position gibt es für den wissenschaft-
lichen Nachwuchs nur den Bereich der wissenschaftlichen Mitarbeiter. Die 
meisten dieser Stellen sind Zeitstellen und durch den BAT auf S Jahre be-
schränkt. Innerhalb dieser S Jahre ist es nahezu ausgeschlossen, die not„ 
wendige Eingangsqualifikation für den „Großen Dozenten" zu erreichen. 
Das Ergebnis ist, daß es in Hessen z. Z. keine Möglichkeit gibt, diejenigen, 
die eine Hochschullehrerlaufbahn anstreben, durchgehend einzustellen. Da-
mit hat das Land Hessen zwar den Privatdozenten abgeschafft, aber jenen 
Zustand wieder hergestellt, der mit diesem Begriff im 19. Jahrhundert ver-
bunden war. Diese Situation schafft unerträgliche soziale Probleme und 
muß daher dringend geändert werden. Dazu sind entsprechende Aktivi-
täten des Landes erforderlich. Es bestehen gewisse Hoffnungen, daß in ab-
sehbarer Zeit zumindest Zwischenlösungen geschaffen werden. Um eine 
langfristig befriedigende Lösung zu erreichen, muß das Hessische Universi-
tätsgesetz novelliert werden. 
Die Konkurrenzfähigkeit ,der hessischen Universitäten wird außerdem 
durch die Stellenstruktur beeinträchtigt. Selbst wenn man die hessische Per-
sonalstruktur für sinnvoll hält, muß man feststellen, daß sie sich in Kon-
kurrenz zu den Strukturen anderer Bundesländer als nachteilig erweist. 
Wenn wir in Hessen nur einen sehr niedrigen Anteil von H4-Professuren 
haben, ist es uns nicht möglich, bei dem Wettbewerb um hervorragende 
Wissenschaftler angemessen zu konkurrieren. Wenn wir diese Professuren 
darüberhinaus personalmäßig nicht so ausstatten können, wie dies in ande-
ren Ländern der Fall ist, ist es nur sehr schwer, Wissenschaftler für die 
Universität Frankfurt zu gewinnen. Man kann zwar in diesen Fällen zu-
nächst auf den hervorragenden Nachwuchswissenschaftler setzen, der es 
sich in der Regel nicht leisten kann, den ersten Ruf abzulehnen. Wenn man 
dabei Erfolg hatte, entsteht jedoch ein neues Dilemma. Diejenigen, die her-
vorragend sind, erhalten bald verlockende Angebote aus anderen Bundes-
ländern, die sie dann nicht ablehnen können. In einigen Fachbereichen 
spielt in diesem Zusammenhang auch noch eine falsche Gleichheitsideologie 
eine Rolle. So sehr es wünschenswert wäre, wenn alle Kollegen in gleichem 
Umfang angen1essen ausgestattet werden könnten, so sehr mul~ auf der 
anderen Seite sichergestellt werden, daß die Universität nicht gerade ihre 
besten Wissenschaftler verliert. Die Einsicht in diese Problematik nimmt 
jedoch zu. 
Auch an dieser Stelle sind kurzfristig nur mit Hilfe des Landes Übergangs-
lösungen möglich. Langfristig muß durch die Novellierung des HUG eine 
Personalstruktur geschaffen werden, die wieder zu in der Bundesrepublik 
vergleichbaren Verhältnissen führt. Dabei muß beachtet werden, daß die 
notwen<ligen Strukturverschiebungen nicht etwa zu einer Verringerung der 
Lehrkapazität führen. 
Dies ist nur ein kleiner Ausschnitt der aktuellen Probleme. Er zeigt aber: 
schon, wie eng die Entwicklung einer einzelnen Universität heute mit der 
allgemeinen Hochschulpolitik verwoben ist. 
Land Hessen 
Immatrikulierte Studenten~' Universitäten 
Gesamthochschule ss 1976 WS 1976/77 
abs. "/o abs. O/o 
Frankfurt 21 331 33,6 24 750 34,8 
Marburg 14 032 22, 1 14 445 21,1 
Gießen 12 947 20,4 14 300 20,9 
Darmstadt 10 000 15,8 10 300 15,1 
Kassel 5 127 8,1 5 500 8, 1 
Gesamt 63 437 100,0 68 295 100,0 
* WS 1976/77 vorläufige Ergebnisse bzw. Schätzungen vom 12. November 1976. 13 
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Paul Meimberg 
Attraktives Studienangebot und Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit -
Hauptaufgaben der Gießener Universität 
1. D;1s zweifellcis dringendste und seit Jahre11 aber aucl1 schwierigste 
Problem, \:or der11 wir stehe11, ist die Neuschaffung eines attraktiven 
Stuciiena11gel1otcs, n1it dem die große Zahl der Neuin1111atrikulierten 
u11ci die ir1 kon1n1enden Jahre11 zu erwartende 11och größere Zahl von 
Studienl)ewerbern eine A11sbildung erhalten können, die ihne11 eine gute 
(~l1a11ce für ei11e befriedigende berufliche Tätigkeit bietet. 
f)ieses Problern ist d11rch das außerordentliche Wachstun1 der Studie-
rendenzahler1 e11tstar1de11 und für die Justus Liebig-Universität deshalb 
so gr<1 vierend, weil der hohe Anteil der Lel1ramtsstudente11, der früher 
n1ehr als 50 °/o aller Studienanfänger betrug, auf Vera11lassung des 
K11ltus111inisters auf knapp ein Viertel der Studiena11f:i11ger reduziert 
W(Jrden ist. Alternativen für das Lehramtsstudi11m sind in den Natur-
wissenscl1aften das Diplon1 und in den Geisteswissenschafter1 der Ma-
gister. Besonders der letztere eignet sich aber in keiner Weise, uin große 
Studentenzahlen auf eine berufliche Tätigkeit vorzubereiten. 
Da an der Justus Liebig-Universität eine erhebliche Ausbildungskapa-
zität für Lehrer aller Schularten vom Grundschullel1rer bis zum Fach-
schullehrer und Sonderschullehrer vorhanden ist, trifft das Probletn 
der Umstrukturierung und Neuorientierung von Studieng:ingen diese 
Universität ganz besor1ders. Daraus entstehen folgende Einzelproblen1e: 
- Die Fachbereiche, die vornehmlich Gr11ndausbildung für Lehrämter 
durcl1geführt haben, wie Gesellschaftswissenschaft, Erziehur1gswis-
senschaft t1nd der Bereich pädagogische Psychologie im Fachbereich 
Psychologie, müssen neue Hauptf achstudiengänge entwickeln. 
- Das gleiche gilt für die Sprach- und Kulturwissenschaften, deren 
derzeitiger Magisterabschluß auf ein breiteres u11d tiefer gestaffeltes 
Berufsfeld umgestellt werden m11ß. 
- Da selbst die reduzierte Zahl von Lehrerstudenten künftig nicht 
vollständig mit einer Unterbri11gung in den Schulen rechnen kann, 
sind at1ch die Lehrämter mit neuen Studieninhalten auszufüllen, um 
den Absolventen eine flexible Berufswahl zu ermöglichen. 
Auch die meisten übrigen Studiengänge müssen ihre Studienpläne 
einem verschärften Wettbewerb am Berufsmarkt und der Tatsache 
anpassen, daß künftig ein großer Teil von Hochschulabsolventen 
nicht mehr die Chance hat, in Spitzenfunktionen unterzukommen. 
Da die Spitze der wachsenden Studentenzahlen bereits 1982/83 zu 
erwarten ist und der Umfang an Studiengängen mit schlechten Be-
rufsaussichten, wozu ich vor allen Dingen die Magisterstudie11gänge 
rechne, viel zu groß ist, stehen wir bei der Lösung des Problems 
unter erheblichem Zeitdruck. 
Die Lösung der Probleme wird darüber hinaus durch einige Um-
stände sehr erschwert. So verlangt die große Zahl von betrof fe11en 
Fachbereichen eine organisatorische Unterstützung zur Koordinie-
rung der notwendigen Anstrengungen. Stellensperren, Ma11gel an 
finanziellen Mitteln, starke Belastung der Hochschullehrer mit er-
höhten Lehrdeputaten und Unsicherheit über die Erfordernisse der 
künftigen Berufsmärkte sind weitere Erschwernisse. Besondere An-
passungsschwierigkeiten entstehen auch dadurch, daß die traditio-
nelle Ausbildungsstruktur der deutschen Universitäten als 1. Stu-
dienabschluß die vergleichsweise hohe Ebene des Diploms, Staats-
examens oder Magisters vorsieht, während in anderen Ländern, so 
in den angelsächsischen Ländern und in Frankreich, der 1. Abschluß 
auf einer niedrigeren Ebene, nämlich beim Bakkalaureat oder Li-
zentiat nach 6 Semestern liegt. 
2. Ich halte die Entwicklung von sog. Kurzstudiengängen an den Uni-
versitäten für unrealistisch, weil sie von den Studienwilligen sehr wahr-
scheinlich, zum mindesten in den ersten Jahren nach der Einführung, 
nur sehr wenig angenon1men werden und weil der Beginn des Studiums 
in einem Kurzstudiengang von vielen als diskriminierend empfunden 
wird. Deswegen habe ich in ersten Diskussionen mit den betroffenen 
Fachbereichen empfohlen, Diplomstudiengänge zu entwickeln, die eine 
klare Gliederung in Grund- und Hauptstudium mit einer qualifizieren-
den Zwischenprüfung aufweisen soll. Hierbei sollte die Zwischenprü-
fung so gestaltet werden, daß sie den Einstieg in eine mittlere Berufs-
ebene ermöglicht. Ein vorzeitiger Abgang nach dem Grundstudium 
dürfte künftig um so eher durchsetzbar sein, je höher die Anforderung 
im Hauptstudium und dessen Abschluß iin Diplomexamen sind und je 
mehr erkennbar wird, daß ein längeres Studium keineswegs eine Ga-
rantie dafür ist, berufliche Tätigkeitsbereiche zu finden, die zu Spitzen-
Positionen führen. 
Um bei der Neuorientierung von Studiengängen in dem dargelegten 
Sinne rasch zu einem Ergebnis zu kommen, halte ich darüber hinaus 
die Bildung von gemeinsamen Kommissionen für Studiengänge mit 
gleichem Aufbau und gleichem Titel (z. B. Diplomphilologe) sowie für 
die Neuorientierung der Lehramtsstudiengänge für erforderlich. 
3. Diplomstudiengänge mit einem gestuften Studium und einem berufs-
qualifizierenden Zwischenabschluß können die Vorstufe für die not- 15 
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wendige Umstrukturierung der Universitäten sein, die darin liegen muß, 
daß der kürzere Studier1abschluß der normale Abschluß wird und der 
längere Studienga11g mit Diplomabschluß nicht nur mit höheren An-
forderungen, sor1der11 auch mit höheren Berufsrisiken verbunden ist. 
Langfristig br,1uche11 wir also auch a11 den deutschen Universitäten 
einen Abscl1luß wie das Bakkalaureat oder Lizentiat 11ach dem Beispiel 
westlicher L;i11der. 
4. Ein Vorzug für die hessischen Universitäten könnte das vergleichsweise 
hohe Mal1 an Eigenverantwortung für die Weiterentwicklung und für 
die z,u leistenden Arbeite11 sein, das das hessische Universitätsgesetz 
sowol1l hinsichtlich der Bewirtschaftu11g von Personal- und Sachn1itteln 
als at1ch der Durchführung der gestellten Auf gaben in Lehre u11d For-
schur1g vorsieht. Leider n1acht sich hier eine Tendenz zu11eh1nender Ein-
griffe durch die Kultusbürokratie hemmend bemerkbar, und ebenso 
fehlt es leider noch vielfach an der Erkenntnis der hohen Verantwor-
tur1g, die den Universit:itsmitgliedern bei der Gestaltung ihrer Universi-
tät zukomn1t. Allerdings meine ich, daß wir in Gießen auf eine erfolg-
reiche Arbeit der Leitungsgremien auf der zentralen wie auch auf der 
Fachbereichsebene verweisen können. Die Zahl der negativen Beispiele 
ist Gott sei Dank verhältnismäi~ig gering. Einen gravierenden Nachteil 
der hessischen Universitäten sehe ich in der von allen andere11 Ländern 
deutlich abweichenden Personalstruktur und der u11zureichende11 Mit-
telausstattung insbesondere für Lehre u11d Forschung, die es u11s sehr 
schwer machen, beispielsweise bei Berufungsverhandlungen, einen er-
folgreichen Wettbewerb mit den Hochschulen anderer Bundesländer 
durchzustehen. Eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit ist daher nicht 
nur durch Verzicht auf dirigistische Ei11grif f e, sondern auch durch Ver-
besserung der personellen und materiellen Ausstattung notwendig. 
Ernst v. Weizsäcker 
Gesamthochschule Kassel -
Gründung in Etappen 
Die GhK besteht 5 Jahre. Halbzeit im Gründungsprozeß. Die 5 nord-
rhein-westfälischen Gesamthochschulen sind erst 4 Jahre alt, und das 
Gründungsspiel wird bald abgepfiffen. Was sind die Unterschiede? 
Für Duisburg, Essen, Paderborn, Siegen und Wuppertal hat die Abteilung 
Küchenhoff im Düsseldorfer Wissenschaftsministerium noch im Grün-
dungsjahr 1972 
eine einheitliche Grundordnung nach dem Fachbereichsprinzip durch-
gesetzt, 
- eine einheitliche Grundstruktur für die Integrierte11 Studiengänge 
nach dem Y-Modell bekanntgegeben, 
die Bauplanu11g und die Personal- und Mittelplanung für den End-
ausbau rahmenmäßig abgesegnet. 
In Kassel wurde zunächst nur die Lehrerbildung forciert. Die Integrierten 
Studiengänge nach ei11em besonderen konsekutiven Modell sind seit 1975 
im Aufbau. Sie richten sich nach folgendem Grundmuster: 
2 Semester Studium 
1 Semester Praxis 
2 Semester Stt1dium 
1 Sen1ester Praxis 
2 Semester Studium 
1 Semester Diplomarbeit Diplomabschluß. 
Berufseintritt, u. U. nach kurzer Zeit: 
2-4 Semester Studium (Ergänzungs- und Vertiefungs-
studium) 
2. Diplomabschluß oder Promotion. 
Charakteristisch ist die organisatorische und inhaltliche Nähe zur Praxis. 
Während aber in den nordrhein-westfälischen Gesamthochschulen Praxis-
nähe mit Kurzstudium, mit Forschunsferne identifiziert wird, soll in Kassel 
die praxisnahe Forschung als Proprium einer anspruchsvollen Gesamt-
hochschule ausgebaut werden. Doch gerade dies läßt sich nicht per Dekret 
herbeizaubern. Es braucht Zeit. 
Praxis ist nicht disziplinär. Praxisnahe Forschung darf auch nicht diszi-
plinär sein. Die Förderung interdisziplinärer Forschung ist schwieriger als 
die der herkömmlichen: Förderungsgremien, Hochschulen, Karrieren sind 
nach Einzelwisse11schaften gegliedert. Schubladenwechsel wird unauffällig 
bestraft und tut weh. An der GhK versuchen.wir auf der Basis einer gründ-
lichen Forschungserhebung in einer kommunikativen Planung zwischen 
Wissenschaft und Hochschulspitze, oft unterstützt durch Praktiker, neue 
Förderungsmöglichkeiten zu erschließen. Die Mitteilungsfähigkeit und die 
Bereitschaft zu unkonventionellem Denken bei den Kasseler Wissenschaft-
lern beeindruckt mich immer von neuem und bestätigt mich in dem parti-
zipatorischen Planungsverständnis. 
Nun ist auch das ehrgeizige Ziel eines Studiums und einer Wissenschaft, 
in denen ernsthaft Theorie und Praxis zusammengebracht werden, sicher 
nicht ohne die aktive Mitarbeit der Mehrzahl der Hochschulangehörigen 
zu erreichen. Was für strukturelle Formen der Mitarbeit können wir an-
bieten, nachdem das Mitbestimmungsinstrument der Selbstverwaltungs- 17 
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gremien vielerorts entweder n1achtn1äßig mißbraucht oder bürokratisch 
überfrachtet worden ist? 
An einer gesetzlich noch nicht f estzen1entierten und für die Integration der 
Diszipli11en sowie v·o11 Theorie u11d Praxis besonders geeignete11 Struktur 
wollen wir eir1en 11euartigen Versuch starten: Mit wissenschaftlichen Zen-
tren (WZ) 11ach dem HUG: 
- Wir hinterf r;1gen die „Zuordnung" zu einem WZ, die nach HUG auto-
matisch zur tv1itgliedschaft in1 Direktoriun1 führt (wodurch die Zentren 
entweder i11 Konferenzen eines großen Direktoriums zu enden drohen 
c)der exklusiv klein bleiben). In Kassel soll die „Zuordnung" nur auf 
der Basis eines genehmigten Forschungsprojekts und mindestens 
1112 Jahren Verpflichtung möglich werden. Wer kürzer oder mit halber 
Intensität ins Zentrum will, darf das, aber er ist nicht „zugeordnet", 
also nicht im Direktorium: Mitarbeit ohne Greniienlast. 
Wir hinterfragen die Lebensdauer. Jedes Zentrum soll nach jeweils 
5 Jahren aufgelöst werden können (die Mitglieder kehren dann in ihre 
Organisationseinheiten bzw. Fachbereiche zurück): Vorbeuge gegen 
Erbhöfe ohne einen riesigen Ko11trollapparat. 
- Wir fördern den Studienbezug und die Mitarbeit der Stt1denten. Stu-
denten sollen Projekte und Abschlußarbeiten im Zentrum durchführen 
können. Ihre Studiengänge werden entsprechend liberal gestaltet: Mit-
bestimmung und Selbstbestimmung ohne Mehrheitenprobleme. 
Wir wollen die Weiterbildung fördern. Zentren sollen ihre Praxisnähe 
auch durch ein u. U. zielgruppenbezogenes Weiterbildungsangebot 
dokumentieren. 
Die Entwicklung hat gerade erst begonnen. Es zeigt sich aber bereits i11 
Diskussionen der vorbereitenden Gruppen, daß die Bereitschaft, alte aka-
demische Engführungen zu verlassen, unter dem Eindruck der neuen wis-
senschaftlichen Herausforderungen stetig wächst. 
Stetiges, langsames Wachstum ist die einzige Chance für eine Reformhoch-
schule mit neuer Semantik, nicht nur neuem Türschild. Man muß Zeit 
haben, aus Fehlern zu lernen. Gefährlich wird das langsame Tempo für 
die GhK dann, wenn die für weitere 8 Jahre nötigen Zuwächse von 60 75 
Stellen jährlich nicht mehr garantiert sind. 
60 75 Stellen? Ja, vor allem für das Aufhauen der kaum vorhandenen 
Infrastruktur. Wissenschaftliche und nichtwissenschaftliche Bedienstete 
werden dringend benötigt. Die Mehrzahl aller Fächer hat noch keinen ein-
zigen wissenschaftlichen Bediensteten. Aber auch Hochschullehrer werden 
benötigt, will man die neuartigen Studiengänge nicht vollständig den für 
die Lehrerausbildung berufenen Universitätslehrern sowie den Fachhoch-
schullehrern überlassen. 
Auch Geld braucht die GhK reichlicher als bisher. Der zentrale Bauplatz 
am Holländischen Platz („Henschelei'') ist erst vor einem Jahr a11gekauft 
worden. Er ist vom Untergrund und von der vorhandenen Fabrikhalle11-
Substanz her viel komplizierter (aber auch viel reizvoller) als die grünen 
Wiesen, auf denen in Nordrhein-Westfalen gebaut wurde. Bis mindestens 
1985 werden wir Baustellen haben, zugleich ein idealer „Ler11ort Praxis" 
für die erste Generation Studenten in Architektur- und Bauinge11ieurweser1 
und einzelne andere. Bis weit über 1985 hinaus wird Kassel ei11e Hoch-
schule mit 5 Standorten bleiben, von denen einer 25 km entfernt in Witze11-
hausen liegt. 
Studienreform, neue Wissenschaft, Geldmangel und komplizierte bauliche 
Entwicklung. In Anrechnung dieser schwerwiegenden Aufgaben und 
Schwierigkeiten wird man sagen können, die GhK sei auf ihrem etappen-





Zunäcl1st r11uß ich einen Vorbehalt gegen den Rahmen der Fragestellung 
'lOrausschicken: Aktuelles Hauptproblem aller Universitäten der Bundes-
repul)lik ist die i:rage nach I11halt und Form von Lehre und Studium an-
gesichts dc>S sichtbar werdenden und unwiderruflichen Wandels von 
Positior1 und Funktion des Hochschulabsolventen im praktischen Beruf. 
Gleiche Wertigkeit hat die Frage nach der Rolle der Forschu11g in einer 
Hochschule, deren Lehraufgaben unter solchen Aspekten neu zu bestim-
men sind. Diese Probleme stellen sich für alle Universitäten im Bundes-
gebiet so wenig unterschiedlich, daß ihnen gegenüber besondere Gegeben-
heiten der einzelnen Universität nur von nachgeordneter Bedeutu11g sind. 
Wenn es un1 spezifische Probleme der Philipps-Universität gehen soll, so 
muß icl1 zuvor einige Besonderheiten dieser Universität skizziere11: Die 
Stadt Marburg hat heute rd. 70 000 Einwohner; unter ihnen sind 14 400 
Studenten und rd. 6000 Köpfe Personal der Philipps-Universität. Inner-
halb der Stadt hat damit die U11iversität eine Präponderanz wie nie zuvor. 
Das nach Norden gelegene frühere Kurhessen, dessen Landesuniversität 
Marburg war, ist ländlich strukturiert und in relativ geringem Maßd 
industrialisiert. 31°/o der Marburger Studenten kommen aus dem Regie-
rungsbezirk Kassel, die übrigen aus entlegeneren Gegenden Hessens und 
aus dem übrigen Bundesgebiet. Diese örtlichen und regionalen Merkmale 
spielen in die Probleme hinein, die ich für die gegenwärtigen Haupt• 
probleme der Marburger Universität halte. 
Reformbereitschaft 
In Marburg hat man in weiten Kreisen der Universität das Inkrafttreten 
des Hessischen Universitätsgesetzes im Jahre 1970 als eine Aufforderung 
verstanden, nach grundlegenden und dauerhaften Lösungen für die an-
stehenden Probleme der Hochschule zu suchen. Der im Gesetz angelegte 
Grundsatz z. B., daß akademische Lehre ausschließlich Sache der Hoch-
schullehrer sein solle, ist damals ernstgenommen worden .. ernster viel-
leicht, als Gesetzgeber und Regierung selbst ihn nahmen. Jahrelange 
Grundsatzdiskussionen in allen Gremien der Universität und der Fach-
bereiche hat es darüber gegeben, wie der Forderung Rechnung zu tragen 
sei, daß das Studium stärker berufsbezogen sein solle. Diese und manche 
andere Fragen stellen sich heute in einem veränderten Licht, sind in ein 
komplizierter gewordenes Beziehungsgeflecht einzuordnen und verlangen 
andere Antworten als damals. Und so fragen sich viele, die sich um 
Reform bemüht haben, ob sie ihre Energien nutzlos verschlisse11 haben und 
ob diejenigen klüger taten, die sich abwartend verhalten haben. Der 
Widerspruch zwischen der Einsicht in die Größe der zu bewältigende11 
Aufgaben und der Erfahrung, daß Hochschulreform den flexiblen Pragma-
tismus der kleinen Schritte verlangt, läßt ma11chen mutlos werden. Und 
immer neue, sich überschlagende staatliche Entwicklungspläne, Richt-
werte, Rechenformeln sind nicht geeignet, in der Selbstverwaltung der 
Universitäten neuen Mut zu erwecken. 
Studienreform 
In Marburg standen bis vor kurzem rd. 35°/o aller Studenten in der Aus-
bildung für das Lehramt an Gymnasien. Die für das Lehramtsstudium 
eingeführten rigorosen Zulassungsbeschränkungen senken diese Quote auf 
rd. 11 6/o der Gesamtstudentenzahl. Insbesondere in den geisteswissen-
schaftlichen Disziplinen führt das zu hohen Kapazitätsüberschüssen. Hier 
wird Studienreform vordringlich anzusetzen haben mit der Einrichtung 
von systematischen Magister- bzw. Diplom-Studiengängen. Die Ungewiß-
heit über die künftige berufliche Verwendung dieser Studenten wird ein 
breitgefächertes Angebot an Nebenfach-Studienn1öglichkeite11 erforderlich 
machen. Niemand aber kann hinreichend zuverlässig sagen, inwieweit 
solche Studiengänge Zugang zum praktischen Beruf eröffnen; was immer 
die Universität in diesem Felde tut. sie betritt terra incognita. 
Soweit modifizierte oder neue Studiengänge berufspraktische Einschübe 
enthalte11 sollen, sind für Marburg Schwierigkeiten vorauszusehen. Das 
Umland wird in den öffentlichen lnstitt1tionen und in der Wirtschaft 
Praktikumsplätze nur im beschränkten Ausmaß bieten können, so daß 
von daher die vorlesungsfreie Zeit erhöhte Bedeutung erhalten wird. 
Die Studenten 
Marburg kann den Studenten auch bei normaler Situation des Arbeits-
marktes nur geringe Möglichkeite11 für Nebenerwerb bieten. Da die Le-
benshaltungskosten hier kaum geringer sind als in der Großstadt, treten 
die Mängel in der sozialen Förderung der Studenten in besonderem Maße 
in Erscheinung. 
Ein anderes zähle ich vielleicht zu manchen Lesers Verwunderung -
zu den wichtigen Problemen der Hochschule: In Marburg ist der Student 
stärker auf die Universität konzentriert als anderswo. Stärker als anders-
wo hätte die Universität die Aufgabe, ihm zu helfen, daß er auch seinen 
musischen Neigungen nachgehen kann. Derlei gilt aber für eine deutsche 
Universität als Luxus; es wird noch mancher Verhandlung mit staatlichen 21 
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Stellen bedürfen, bis die erforderlichen Verbesserungen vorgenommen 
werden können. 
Die kürz/ tige l:"r1tu,ickl1tr1g 
Ich bin sicl1er, ciaß ir1 d:1s H<-1chscl1ul\vesen nach mancherlei Umwegen 
wieder Ver11u11ft ei11kehre11 wird. Die Vernunft wird vom Stt1de11ten her-
kc)n1mer1. l)er StL1de11t der k()mmenden Jahre wird wissen, daß sein Stu-
dium ihn1 keine (;;1rantie für bestimmte Berufspositionen bietet. Er wird 
desl1all1 n1it Sorgfalt seir1 Studienfach so wählen, daß es seinen Neigungen 
entspricht Lind zugleich ihm rnöglichst passable Berufsaussichten eröffnet. 
über kL1rz t)der lang wird er in den meisten Fächern seine U11iversität 
wieder frei wählen kön11en, u11d er wird diejenige U11iversität wählen, die 
ih111 in ihrem Studienangebot als attraktiv erscheint. Attraktiv meint weder 
ein leichtes noch ein im Niveau überzüchtetes Studium, sonder11 ein geord-
netes Studium, das in angemessener Zeit abgeschlossen werden kann und 
de11 Absolventen befähigt, in der Konkurrenz um Berufspositionen gut 
mitzuhalten. Ob der Studentenberg der starken Geburtsjahrgänge kommt 
oder nicht, eines Tages werden die U11iversitäten wieder um Studenten 
konkurrieren. Darauf muß sich die Universität schon jetzt einstellen, 
wenn sie nicht veröden und zu einer lnstitutio11 1nit Minimalausstattung 
herabsi11ken will. 
Im Blick auf eine solche Entwicklung ist die Universität Marburg in be-
sonderer Weise herausgefordert. Sie ist keine Regional-Universität, die 
sich auf einen potentiellen Besitzstand an Studienbewerbern aus der sie 
umgebenden Region verlassen könnte. Weniger als die Hälfte ihrer Stu-
denten stammen aus Hessen. Beinahe seismographisch hat die Statistik 
über die Herkunft ihrer Studenten auf Neugründungen deutscher Univer-
sitäten reagiert, mag das die Gründung der Universität Hamburg im Jahre 
1919 oder die Gründung der Universität Bochum im Jahre 1961 gewesen 
sein. Mehr als andere Universitäten ist sie gezwungen, durch gute Leistung 
Studenten anzuziehen, und dieser Zwang wird ein wirksamerer Anstoß 
zu nachhaltigen Bemühungen um sinnvolle Reformen sein als alle staat-
lichen Entwicklungspläne und Reformempfehlungen. 
Hochschulsituation 
Die Aufforderung, die Hochschulsituation in Hessen mit der anderer 
Bundesländer zu vergleichen, läßt mich an jenen Marburger Professor 
denken, der einen Ruf an eine außerhessische Universität ablehnte und 
diesen Entschluß mir gegenüber so begründete: „In Hessen haben wir die 
Umstellung auf die Gruppenuniversität und die sonstigen Formen des Hes-
sischen Universitätsgesetzes in einer langen Periode vieler Schwierigkeiten 
einigermaßen hinter uns gebracht; anderswo stände sie mir nochmals bevor." 
Das ist das mindeste, was sich zugunsten der hessischen Situation anführen 
läßt; sicher aber läßt sich noch mehr anführen: 
Trotz 111anchen Fehlschlages im einzelnen ka11n nach meine11 Beobach-
tungen das Systen1 der Gruppenuniversität eine gute Forte11twicklu11g 
genannt werden. In den meisten Gremien der Universität hat 111ehrjährige 
Einübung zu nützlicher Zusammenarbeit zwischen den Vertretern der 
verschiedenen Gruppen geführt, t1nd ma11cher Interessengegensatz zwi-
schen Personen, Fächern und Arbeitseinheiten läßt sich gerade durch die 
Beteiligung aller Gruppen an den Beratungen neutralisieren. Innerhalb 
der Fachbereiche besteht eine engere wissenschaftliche Zt1sammenarbeit, 
als sie früher zwischen den quasi-autonomen Instituten bestand. Zwischen 
den korporationsrechtlich zu einer Gruppe zusa1nmengef aßten Professoren 
besteht in den Fachbereichen 1nit geringen Ausnahmen ein gutes kollegiales 
Klima, und die Behauptung, daß das Mittelmaß sich durchgesetzt habe, 
trifft für fast alle Einheiten nicht zu. 
Keine Rose ohne Dor11en: Mir scheint, daß das Verhält11is zwischen kolle-
gialer Entscheidu11g und persönlicher Verantwortu11g nicht optimal aus-
gewogen ist, u11d ich sehe, daß die Arbeitskontakte zwischen den Fach-
bereichen weniger eng sind als innerhalb der früheren Fakultäten ein 
Mangel, der durch die Koordinationstätigkeit der zentralen Kollegial-
organe nicht hinreichend kompensiert wird. Für den schwersten Nachteil 
der hessischen Situation halte ich es, daß infolge einer insoweit absolut 
verunglückten Strukturreform der größere Teil der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter, insbesondere der wissenschaftliche Nach wuchs, sich in einer 
erheblich unbefriedigenderen und unsichereren Situation befindet als der 
frühere wissenschaftliche Assistent, und daß auch die Hochschule mit 
diesem vom Gesetz definierten Typus des wissenschaftlichen Mitarbeiters 
alles andere als das große Los gezogen hat. 
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Robert F. Kruh*) 
Heutige Tendenzen 
im amerikanischen Universitätswesen 
Die P~1rtr1erscl1af t der Ka11sas State University mit der Justus Liebig-Uni-
\·ersität ist \·erhältnisn1ä{~ig jung. Sie begann mit dem Besuch von Präsi-
dent McC;1in i11 Gieße11 im Jahre 1957 und hat seitl1er viele ei11drt1cksvolle 
K(i11sec1ue11zen gehabt. Arn wichtigsten sind die Erfahrungen und Fre11nd-
scl1<1f te11, die die Austauschstudenten in einer anderen Kultur machen. 
Jedes J<1hr f reue11 wir uns, neue Studenten aus Gießen willko111n1en zu 
hei{~en. Al1er auch der Austausch von Fakultätsmitgliedern ist zu begrüßen. 
Von besonderen1 Interesse war der Besuch Präsident Mein1bergs im Jahre 
1973. 
Ist auch die Geschichte unserer i11stitutio11alisierten Part11erscl1aft noch sehr 
kurz, so gibt es doch ei11e ältere, indirekte Beziehu11g zwischen der Uni-
versität Gießen und der Kansas State University, die mit der Arbeit von 
Licbig i111 Zusamn1e11ha11g steht. 
J usttrs Liebig kam 1822 nach seinen Studie11 i11 Paris z.urück nach Gieße11. 
Er war entschlosse11, die Lehre der Chemie nlit Hilfe der Laboratoriun1s-
praxis zu verändern. Bisher un1faßte sie nur Vorlesunge11 t1nd Bibliotheks-
arbeit. Er hatte dabei große11 Erfolg und bekam Geldmittel von Darn1-
stadt, tim sein Laboratorium zu finanzieren. Die Ludwigs-Universität 
wurde bald ei11 führendes chemisches Zentrum und zog Studenten aus der 
ga11zen Welt an. Neben seinen schöpferischen Laboratoriun1sn1ethode11 war 
Liebig at1ch berühmt wegen seiner Arbeit in a11alytischer, orga11iscl1er u11d 
ar1organischer Chemie. Sein großes Buch »Die Chemie in ihrer A11wen-
du11g auf Agrikultur ur1d Physiologie«, veröffentlicht im Jahre 1840, hat 
dtrrch das Verständ11is der Wirkung mineralischen Ku11stdüngers die Land-
wirtschaft völlig verändert. Beiläufig erwähne ich, daß zt1 dieser Zeit Hes-
sen-Darmstadt und Neu-Engla11d dieselben Probleme mit ausgelaugten Fel-
der11 hatten. Gießener Fan1ilien wanderten deswege11 nach Texas aus und 
siede! ten in New Brau11f els. 
Ar1gesichts der la11dwirtschaftliche11 Probleme in Neu-E11gland kam ein 
amerikanischer Wissenschaftler, Eben Horsford, nach Gießen, um bei 
Liebig zu studieren. Später ging Horsford als Professor an die Universität 
Harvard. Horsford mei11te, daß v·on den etwa 500 Studenten in Gießen im 
Jahre 1845 viele sich mit Trinken und Duellieren beschäftigten, aber die 
*) Vortrag, gehalten am 25. Juni 1976 in der Jusrus Liebig-Universität anläßlich des 
200jährigen Bestehens der USA. 
60 in Chemie seien fähig und immer fleißig kurz gesagt, die Besten. Er 
glaubte auch, daß >>Liebigs Einfluß auf theoretische und technische Chemie 
nie so weit verbreitet war wie in diesen Jahren.<< Er war so begeistert, daß 
er hoffte, aus Harvard das >>Gießen am Charles-River« machen zu kön11en. 
Wichtiger in Hinsicht auf die Kansas State University ist der Bericht von 
Samuel W. Johnson, auch aus Neu-England, der die Fortschrittlichkeit wis-
senschaftlicher Institutionen in Deutschland hervorhob. Nach seinen Stu-
dien bei Liebig und mit Kenntnis der ersten staatlich unterstützten Ver-
suchsstation für Landwirtschaft i11 Möckern kam er zurück, um die Y ale 
University in dieser Richtung zu erweitern. Mittels Spenden kon11te er die 
Sheffieldschule für Naturwissenschaften aufbauen. Liebigs Einfluß er-
streckte sich so weit, daß Johnson eine staatliche Versuchsstation 11ach dem 
deutschen Modell organisierte. Später bewirkte sei11 Ei11fl11ß ein natio11ales 
Gesetz, den Hatch Act von 1887, durch das bis heute Geldmittel für land-
wirtschaftliche Forschung für jeden der 50 Staaten zur Verfügung gestellt 
werden. Die Forschung findet in sogenannten »land-grant«-Universitäten 
statt. Diese wurden durch bundesstaatliche Schenkungen von Grund und 
Boden unterstützt und im Jahr 1863 unter Präsident Lincoln geschaf fe11, 
um die technische und landwirtschaftliche Ausbildung wie auch die All-
gemeinbildung der arbeitenden Klassen zu fördern. Als erste >>land-grant«-
Universität der Vereinigten Staaten hat die Kansas State University ein 
besonders reiches Erbe, und n1ehr als ein kleiner Teil stammt direkt von 
Justus Liebig. 
Ich weiß nicht, wie bekannt diese geschichtliche Bezieh11ng in Gießen ist, 
aber ich erzähle sie gern Kollegen an der Kansas State University, um das 
Verständnis über unsere beiden Institutionen zu vertiefen. Wenn wir in 
diesem Jahr den zweihundertsten Geburtstag der Verei11igten Staaten 
feiern, erwähne ich gerne als Chemiker, daß auch das nächste Jahr, 1977, 
eine Zweihundertjahrfeier ist nämlich für die Chemie der Justus Liebig-
Universität. 
Zum gegenwärtigen Zustand amerikanisc!Jer Universitätserziehung urzd 
Forschung 
Vor dem zweiten Weltkrieg war die internationale Wissenschaft eine 
wesentlich individuelle Tätigkeit, vor allem an den Universitäten mit sehr 
beschränkten Haushaltsmitteln ausgeführt. Jedes Jahr besuchten die Che-
miker die Solvay-Kongresse, und die meisten kannten die Arbeit der ande-
ren. Die berühmten Laboratorien Europas zogen Studenten der ganzen 
Welt an und viele der heutigen älteren und bedeutenden amerikanischen 
Wissenschaftler vollendeten ihre Forschungsausbildung in Deutschland. In 
den dreißiger Jahren war der größte Teil der führenden amerikanischen 
Forschung in ungefähr 30 größeren Universitäten zentriert, darunter Chi- 25 
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cago, Harvard, Michigan, Wisconsin. Die Gesamtausgaben für wissen-
schaftliche Forschung betrugen damals nur 50 Millio11en Dollar. Heute er-
reicht der Betrag an an1erik;111ischen Doktoratsuniversitäten weit über zwei 
Milliarden Dollar. Diese erstaunliche Entwicklung hat in vielen Ländern 
der Welt Parallelen. 
Nach diesen1 Wachstun1 gibt es aber jetzt eine schn1erzliche Veränderung 
an den Universitäte11 der USA und auch der Bundesrepublik Deutschland. 
Insl1es()J1dere (lie A11z;1hl der graduierten Studenten übersteigt die der offe-
ne11 Arl1eitsstelle11. 
Nach dein Krieg hat die amerikanische Regierung ungeheure Geldbeträge 
ausgegel1er1, t1n1 ausgedienten Soldatei1 eine Universitätsausbildung zu 
gel1en. J)ie Regierung hat auch eine Nationale Stiftung für Wissenschaft 
und die N;1tio11ale Institution für Gesundheitsforschung eingerichtet, um 
Natur\vissensch;1ften und Medizin an de11 Universitäten zu unterstützen. 
Die 1:olge: viele Wissenschaftler und I11genieure wt1rden ausgebildet. Sch()n 
i11 den fü11fziger Jahre11 kiindigte das Bundesarbeitsan1t einen baldigen 
l11ge11ieuriiberschuß a11. Diese Nacl1richt schreckte viele jt1nge Leute ab, so 
daß es l1is zum Sputnikschock im .Jahre 1957 weniger Immatrikulationen 
und folglich eir1en Inge11ieurn1;1ngel gab. Der Kongreß \var so verstört, daß 
er daraufl1i11 mehr Geld für Graduierte11stipendien bewilligte. Er wollte die 
i11 Gef ;lhr gerate11e amerika11ische Vorherrschaft wiederherstellen. Bevor-
zt1gt \Vt1rde11 diejenigen Stude11ten, die U11iversitätslel1rstellen in Natur-
wissenschafte11 und l11genieurwesen a11strebte11. 
In1 folgende11 Jahrzeh11t blühte die Wissenschaft, u11d jede größere Uni-
versität erhielt eine Reihe von Zuschüssen, un1 Kernphysik, alle Arten von 
Chemie, Molekular-Biologie u11d Ingenieurwesen zu betreiben. Die Natio-
11al Scie11ce Foundation startete vo11 1965 l1is 1972 Wisse11schaftsentwick-
lungsprogramn1e, dt1rch clie ungefähr 200 Millio11en Dollar an 31 zweit-
rangige U11iversitäter1 verteilt wurde11, utn ihre 11;1turwisse11schaftlichen 
Möglichkeiten zu verbessern. Zu jener Zeit erhielt die Kansas State Uni-
versity 800 000 Dollar für die Biologie. 
In den sechziger Jahre11 spracl1 n1an vom Zeitalter der »big science«, mit 
hohen Zuschüssen für neue Grol~geräte: Beschleuniger, Elektronenmikro-
skope, magnetische Reso11anzspektrometer und Computerterminals. Viel 
vortref fliehe Arbeit wurde geleistet ur1d die an1erikanische Spitzenstellung 
in den Wisse11schaf ten ausgebaut. Zur selben Zeit hatten Sprachen und 
Literatur, Gesellschaf tswissenschafte11 und Künste weniger Unterstützung, 
obgleich der allgemeine Fortschritt die Möglichkeit schuf, die meisten Sek-
toren der Universitäten zu fördern. Die großen nationalen Ausgaben hat-
ten allerdings auch u11liebsarne Folgen. 
Bei Professoren war es üblich, Zuschüsse zu erjagen; das heißt: Grantsmen 
zu werden. Auch kleinere I11stitutior1en strebten nach dem Universitäts-
status, um einen Teil dieser Geldmittel zu bekommen. Damals waren aka-
demische Stellungen reichlich vorhanden. So wurden viele neue Doktoren 
Assistenzprofessoren und eventuell Professoren, und sie arbeiteten wie ihre 
Mentoren. Viele Graduierte erhielten Stellen an Universitäten geringeren 
Ansehens. Die Industrie entwickelte sich ähnlich mit steigenden For-
schungsprojekten und vielen technischen Arbeitsplätzen. Fortschritte 
kamen schnell, und man hatte großes Vertrauen in die Wissenschaft. 
Ein paar Stimmen warnten vor einer Inflation des Doktorgrades und 
prophezeiten, daß die Wirtschaft so viele Akademiker nicht aufnehmen 
könne. Noch schlimmer: das Angebot an neuen akademischen Stellen an 
den Universitäten würde bald drastisch abnehmen. Während es 1960 nur 
9800 neue Doktoren gab, sagte das amerikanische Erziehungsministerium 
im Jahre 1970 die überwältigende Zahl von 53 000 für 1976 voraus. 
Die Entwicklung hat gezeigt, daß die zurückhalte11den Vorhersagen richtig 
waren; das Pendel schwingt nun wieder in die andere Richtung. Tatsäch-
lich wurden im Jahre des zweihundertste11 Geburtstages der USA nur 
33 000 Doktortitel vergeben immerhin eine große Zunahme. 
Wegen des Überschusses hat die Washingtoner Regierung jetzt die Mehr-
heit aller Studentenstipendien aufgehoben. Unter dem Druck der wirt-
schaftlichen Rezession wird mit der Kürzung der Geldmittel für wissen-
schaftliche Forschung begonnen. Eine Inflation von 11 °/o erschwert das 
Problem; zudem hat die I11dustrie größeres Interesse an Universitätsabsol-
venten ohne Doktorat. Natürlich erhalten die Universitäten Ausbildungs-
mittel von den Länder11, CLber die Mehrheit der Forschungsunterstützung 
kommt von der Bundesregierung. Weil diese Veränderu11gen eine tief-
gehende Wirkung haben, spricht man gegenwärtig von einer >> neL1en 
Depression << in der Ausbildung promovierter Akademiker. Die bedeutend-
sten Institutionen haben die Studentenzahlen beschränkt und wählen nt1r 
die besten Studenten aus. Nicht so gute Schulen werden möglicherweise 
ihre neueren Doktoratsprogram1ne verlieren weil wenige geeignete Stu-
denten sich bewerben und Zuschüsse für jüngere Fakultätsmitglieder schwer 
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zu erhalten sind. 
Aufgrund dieses Stellenmangels für Graduierte gibt es Anekdoten über den 
Promovierten, der ein Taxi fährt und über 200 Bewerbet für einen einzi-
gen akademischen Ruf. Diese Geschichten treffen nicht immer zu, doch 
sind sie sensationell und erzeugen in der Of fentlichkeit das falsche Bild 
einer großen Arbeitslosigkeit unter Akademikern. Während die durch-
schnittliche amerikanische Arbeitslosigkeit jetzt bei 7 °/o liegt, beträgt die 
Arbeitslosenquote der Promovierten unter 1 °/o. Außer den Stellungslosen 
gibt es eine große Anzahl von Doktoren, die nicht entsprechend ihren 
Fähigkeiten eingesetzt sind. In den philosophischen Bereichen liegen fast 




Lage beängstigend. Viele Promovierte versuchen es mit einem Zweit-
studium, z. B. Medizin und Rechtswissenschaft. An einer berühmten medi-
zinischen Fakultät, die 7000 Bewerber für 100 Plätze hatte, wäre es mög-
lich gewesen, das erste SL'!11ester zweimal mit Studenten zu füllen, die be-
reits einen Doktortitel trage11. 
Als Folge erg;1be11 sicl1 viele Anderungen in der staatlichen und der aka-
deinischen Politik. Der Zugang zu vielen Bildungsanstalten wurde be-
schrär1kt. Ur1terstützung von1 Staat, obgleich noch massiv, ist für Gradu-
ierte kaun1 zt1 erl1alte11. Im Jahre 1968 hatten wir in den USA 52 000 Stu-
dente11stipendien, jetzt gibt es weit weniger. Im naturwissenschaftlichen 
Bereicl1 beko111n1en Graduierte Unterstützung meistens nur aus Lehrst11hl-
r11itteln; in Wirtschafts-, Rechts- und Erziehungswissenschaften sir1d Stu-
der1ten auf sich selbst gestellt. Der Inflationseffekt wird durch das fol-
ge11<1e illustriert: Die staatliche Forschungsunterstützung belä11f t sich 1976 
norninal a11f das 2,2f ache des Betrages von 1961, real jedoch 11ur auf das 
l ,4f ache. 
Die Planung und Bewertung akademischer Ausbildu11gsprogramme ist im 
Augenblick eine wichtige Tätigkeit. Das Kultusministeriun1 des Staates 
Kansas verlangt eine Rechtfertigung, wenn Doktoratsprogran1me weniger 
als zwei Ka11didaten und Magisterprogram1ne weniger als fünf Kandidaten 
pro Fachbereich und Jahr umfassen. Im Staat New York hat das Mini-
sterium solche Programme in Chemie und Geschichte gestrichen. 
Trotz des Doktoratsübersch11sses hält der Strom von Bewerbern a11, weil sie 
bessere Berufsmöglichkeiten und Prestige suchen. Doch ist es klar, daß viele 
Promovierte nicht in der Forschung tätig sein werden. Deshalb gibt es 
lange Diskussionen über Möglichkeiten für neue, unkonventionelle Ausbil-
dungsprogramme, die an der Praxis orientiert si11d. Hier stellt sich freilich 
die Frage, wie man unkonventionelle Programme an traditionellen Fakul-
täten durchführen kann. Natürlich müsse11 grundlegende Fachbereiche und 
die gutfundierten Forschungsprogramn1e erhalten und verstärkt werden. 
Zur gleichen Zeit bieten jedoch einige amerikanische Universitäten neue 
Programme mit stärkeren beruflichen Akzenten an. Diese Anderung 
kommt nicht aus einer allgemeine11 Planung oder Politik, sondern ist eine 
direkte Reaktion auf die Situation auf dem akademischen Arbeitsmarkt. 
Einige Universitäten betonen jetzt weniger die Forschungsprogramme, son-
dern orientieren sich mehr an gesellschaftlichen, politischen und wirtschaft-
lichen Erfordernissen. 
In den sechziger Jahren war Harvard ein Modell für die meisten Univer-
sitäten; heute dagegen werden viele Unterschiede zwischen den Universi-
täten deutlich. Sie bringen mehr Vielfalt in das amerikanische Erziehungs-
wesen. Charakteristisch für dieses ist ferner die Tatsache, daß die fünfzig 
größten der 2500 Anstalten 50 °/o der gesamten Forschungsunterstützung 
erhalten. Die hundert größten Universitäten erhalten 66 °/o aller staat-
lichen Mittel. An alle Colleges und Universitäten gehen insgesamt 10 Mil-
lionen Studenten. Das sind ungefähr 60 °/o der Absolvente11 höl1erer Schu-
len. 
Trotz der vielen 1\nderu11gen werden die hervorragenden Leistungen a1neri-
kanischer Universitätei1 fortgesetzt, und Anstalten wie Chicago, Berkeley, 
Michigan, Wisconsin und Johns Hopkins werden Zentre11 der Lel1re u11d 
Forschung bleiben. 111 der nationalen Politik sind angewa11dte und grund-
. legende Forschungen wichtig und nötig. Die angewandte Forschung in Um-
welt, La11dwirtschaf t, Medizin u11d E11ergie läßt sich dem Kongret~ leichter 
verständlich machen und wird eher u11terstützt. Die Grt1ndlagenforschung 
wird schwieriger; la11gfristige und »reine« Forschung sind jedoch notwe11-
dig als Investition für die Zukunft. 
Außer im Bereich der Forschung gbt es 11och a11dere neue Entwicklungen: 
1. Die heutige Gesellschaftspolitik gestattet auch den U11iversitäte11 keine 
unterschiedliche Behandlung nach Geschlecht oder Rasse. Diese Politik 
nutzt insbesondere Frauen t111d Minderheiten und bezieht sich auf Stu-
dienbewerber ebenso wie auf Fakultätsstellen. Der Plan ist systematisch 
darauf ausgerichtet, Gerechtigkeit und Chancengleichheit zu sichern. Bei 
Verletzung der Forderungen droht der Verlust der Bundesn1ittel. Ob~ 
gleich diese Politik eine Wiederauflage bereits vorhandener Verfassungs-
grundsatze ist, entsteht eine neue Atmosphäre des Legalismus mit zahl-
reichen juristischen Verfahren. Ein besonders mühsames Problem taucht 
im Sport auf. So müssen wir z. B. im Basketball eine männliche und eine 
weibliche Mannschaft unterhalten. Viel bleibt zt1 tun. So aucl1 die A11-
gleichung der Gehälter, die in1 Jahre 197 4 für Professoren durchschnitt-
lich 8 19 400 und für Professorin11en 8 15 700 betrugen. 
2. In den nächste11 8 bis 10 J ahre11 wird die Anzahl der Studenten in der 
Altersgruppe über 18 zurückgehen. Dieser Rückgang wird eine Reduzie-
rung der Fakultätsgrößen erfordern. Solch eine Verminderung ist ein ver-
ständlicher Grund für die Angst unter Fakultätsmitgliedern, und bei 
unserem System der » Tenures<< wird sie noch komplizierter. Mit dem 
» Tenure<< erreicht ein Professor nach dem sechsten Jahr eine Anstellung 
auf Lebenszeit. Entlassung ist kaum möglich. Schon heute haben wir 
75 6/o » Tenures« in den Wissenschaften, im Vergleich zu 50 °/o im Jahre 
1968. Wegen der drohenden Fakultätsverkleinerung, » Tenures<< einge-
schlossen, und in Anbetracht einer inflationären Wirtschaft haben Pro-
fessoren an einigen Universitäten ungewöhnliche Schritte unternommen. 
Sie tendieren dazu, gewerkschaftliche Vereinigungen für Professoren zu 
organisieren. Ob diese Bewegung sich fortsetzt, ist nicht klar, aber sicher 
liegen in der Zukunft viele Schwierigkeiten. 29 
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3. Gewöhnlich gehört der größte Teil der Universitätsstudenten zu der 
Altersgruppe von 18 bis 25 Jahre. Die Erkenntnis, daß auch Erwachsene, 
etwa Ben1fstätige oder Frauen mit Kindern, weitere Ausbildungschancen 
haben sollten, verbreitet sicl1 in1n1er mehr. Man spricht von lebenslan-
gem Lernen. Viele solcher Personen können weder ganztägig studieren, 
noch persö11lich zur Ur1iversität kommen. Erst kürzlich führte man des-
wegen exter11e Universitätsabschlüsse, sogenannte external degrees, ein. 
Sie reichen bis z11r Pron1otion und nehmen verschiedene Formen an. In 
einigen Fällen gab es leider Mißbrauch und Betrug. Die Universitäten 
biete11 auch Abend- und Volkshochschulprogramme an. Es ist klar, daß 
sich nicht alle Fächer dazu eignen, aber an der Kansas State University 
haben wir z. B. mehrere Angebote in Pädagogik für Lehrer im Staate 
Ka11sas. Es gibt jetzt viele Experimente mit Systemen der sogenannten 
»Erziehungsverbreitu11g« und mit fortwährender Ausbildung. Ich meine, 
daß Erziehung bedeuten sollte, das Lernen zu erlernen, doch scheinen 
Amerikaner eher ein organisiertes Studium vorzuziehen. 
Obwohl die Chance11, eine vortref fliehe Ausbildung zu bekommen, besser 
werden, ist ebenso sicher, daß viele Personen sehr verschiedene, und in 
einigen Fällen weniger vorteilhafte, Erfahrungen machen werden. Die 
Mannigfaltigkeit ist jetzt größer und die Gipfel der Bildung sind höher als 
je zuvor. Die ersten zweihundert Jahre amerikanischer Unabhängigkeit 
brachten in bezug auf Bildung und Erziehung Schwierigkeiten und Frustra-
tionen, aber es wurde auch Hervorragendes und Zufriedenstellendes er-
reicht. Ein pluralistisches System bietet genügend Flexibilität für die An-
passung an neue Umstände, selbstverständlich mit etwas Verschwendung 
und Ineffektivität. Trotz der vielen Probleme wird die amerikanische 
höhere Bildung ihre Stärke auch in de11 nächsten hundert Jahren behalten. 
Karl Weber 
17 Jahre Partnerschaft zwischen der 
Kansas State University und der 
Justus Liebig-Universität 
Die Ursprü11ge des Partnerschaftsverhältnisses KSU/JLU gehen auf das 
Ende der 50er Jahre zurück. Die Partnerschaft wurde am 1. Juni 1959 auf 
Vorschlag des Präsidenten der Kansas StateU11iversity, Jan1es McCain, 
von beiden Hochschulen beschlossen. Maßgebend für die Partnerwahl 
waren Gemeinsamkeiten in der Struktur beider Hochschulen mit ihren 
starken landwirtschaftlichen und veterinärmedizinischen Fakultäten. 
Mit der Partnerschaft wurde seitens der JLU neben der Herat1sbildung 
eines stärkeren internationale11 Verständnisses bei allen U niversitätsange-
hörigen insbesondere die Förderung des Interesses an der amerikani-
schen Lehre und Forschung und die Vertiefung des Verständnisses für die 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Fragen der USA angestrebt. 
Entsprechendes gilt für die KSU bezüglich der Verhältnisse in der BRD 
in1 allgemeine11 und in Gießen im besonderen. 
Im Laufe der vergangenen Jahre konnten die gesetzten Ziele in weitge-
henden1 Maße erreicht werden. Das Partnerschaftsverhältnis ermöglichte 
etwa 150 Studenten und 5 Professoren ein Studium an der KSU resp. JLU. 
Zur Zeit hat sich die jährliche Austauschqt1ote bei je 6 KSU/ ]LU-Studen-
ten stabilisiert, wobei sich die Studienplätze ungefähr gleichmäßig auf 
Natur- u11d Geisteswissenschaften verteilen. 
Die KSU stellt den deutschen Austauschstudenten während neun Monaten 
eine Assistentenstelle (half-time graduate assistentship) zur Verfügu11g, die 
mit 8 345 pro Monat dotiert ist, weiterhin wird ein Beitrag zu den Reise-
kosten (8 500) gewährt. Die an1erikanischen Stipendiaten erhalten n1onat-
lich DM 650, , zuzüglich einen Reisekostenbeitrag. 
' 
Diese materiellen Leistungen sind zwar relativ gering, die den Studenten 
aus einem Auslandsaufenthalt erwachsenden ideellen Vorteile aber 
beträchtlich. 
Bezüglich der ]LU-Austauschstudenten läl~t sich generell feststellen, daß 
sie ohne Berücksichtigung der Studienmöglichkeiten auf ihrem speziel-
len Fachgebiet vor allen1 mit dein amerikanischen Hochschulsystem gut 
vertraut gemacht werden. Und darin dürfte der wohl größte Wert eines 
Studienaufenthaltes in den USA liegen. Es sei mir deshalb gestattet, im 
folgenden einige Besonderheiten des amerikanischen Universitätssystems 
- wie sie von Austauschstudenten erfaßt werden können darzustellen. 
Dabei werde ich mich vor allem auf die KSU beziehen. 31 
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· Die Kansas State University ist eine staatliche Universität mittlerer Größe. 
Die gesamte Studentenzahl beträgt zur Zeit rund 18 000. 
Wie die meisten staatlichen Universitäten des mittleren Westens ist auch 
die KSU aus einern sogenannten ''land-grant college'' hervorgegangen. 
Diese Colleges wurde11 vor etwa 100 Jahren unter dem sogenannten Morril 
Act gegrü11det, wobei sie die benötigten Ländereien kostenlos zur Verfü-
gung gestellt erhielten. Die ''land-grant colleges'' vermochten dadurch den 
für amerika11ische Hochschulen typischen Campus-Charakter wesentlich 
mitzugestalten. 
Der Campus - das Universitätsgebiet - der KSU umfaßt rund 750 Hek-
tar Land, dazu kommen noch ca. 10 000 Hektar für landwirtschaftliche 
Versuchsbetriebe usw. 
Die 1863 gegründete Kansas State U11iversity besteht aus acht Colleges: 
- College of Agriculture 
- College of Architecture and Design 
- College of Arts and Sciences 
- College of Business Admi11istration 
- College of Education 
- College of Engineering 
- College of Hon1e Economics 
- College of Veterinary Medicine. 
In diesen Colleges werden die ''undergraduate students'' ausgebildet. 
Die ''undergraduate studies'' werden an amerikanischen Universitäten 
generell klassenweise durchgeführt, wobei die Studenten 11ach der Zahl 
der von ihnen erarbeiteten ''credit hours'' - in 
- freshmen (1. Studienjahr) 
- sophomores (2. Studienjahr) 
- juniors (3. Studienjahr) 
- seniors ( 4. Studienjahr) 
eingeteilt werden 1). 
Die Studiengä11ge sind bezüglich der zentralen Fächer (core courses) weit-
gehend festgelegt, zusätzliche Fächer können nach Abstimmung mit 
dem jedem Studenten fest zugeteilten Studienberater (advisor) relativ 
freizügig gewählt werden. So besteht an der KSU wie bei den meisten 
übrigen ''land-grant colleges'' auch die Möglichkeit zur Ausbildung 
zum Reserveoffizier (ROTC). 
Die Zahl der zurn Diplomabschluß anzurechnenden Wochenstunden (credit 
1) An der KSU gilt folgende Regelung: A student who is a high school graduate ... 
is classified as a freshman. A student is advanced to a higher classification when he has 
successfully completed sufficient credit hours to meet the requirements as listed below: 
Sophomore :~. 30, Junior = 60, Senior = 90, Fifth-year student = 120. 
hours) beträgt etwa 16 pro Semester. Zur Erreichung des ''bachelor's 
degree'' sind im allgemeinen 120 bis 160 ''credit hours'' erforderlich 2). 
Die von den Studenten besuchten Kurse werden in1 allgemeinen in mehre-
ren Sektionen (sections) durchgeführt, so daß die Zahl der Teilnehmer pro 
Section auf angemessene Höhe (ca. 20 Teilnehmer) gebracht werden kann. 
Ober jeden Kurs werden jedenfalls zur Semestermitte und zum Se1nester-
schluß schriftliche Prüfungen durchgeführt; sie entscheiden wesentlich 
über die Kursnote (Abis F) 3• 
Die Kurse und Kursnoten werden für jeden Studenten i11 der Liste der 
besuchten Kurse (transcript) festgehalten. Diese Transcripts sind bei Be-
werbungen in der Praxis und zur Zulassung zu weiterführenden Studien 
immer vorzulegen. 
Weiterführe11de Studien werden im Rahmen der sogenannten ''Gradt1ate 
School'' durchgeführt. An der KSU besteht seit 1886 eine Graduate School. 
Austauschstudenten der JLU werden sich generell als ''graduate students'' 
immatrikulieren. 
Von den regulären (amerikanischen) Graduate Students wird im allgemei-
nen der Studienabschluß mit einem ''Master's degree'' oder weniger häu-
fig mit einem ''Ph.D. degree'' angestrebt. 
An der KSU bestehen zur Zeit mehr als 60 verschiedene Studiengänge, die 
zum Abschluß mit einem Master's Degree führen. Manche dieser Studien-
gänge sind berufsbezogen. So führt etwa der MBA in Accou11ting unmittel-
bar zum Beruf des Bücherrevisors. 
Der Ph.D. (doctor of philosophy) kann auf 33 verschiedenen Gebieten 
erworben werden. Sie sind für Austauschstudenten besonders interessant. 
Dies deshalb, weil auf diesen Gebieten die Zahl der ''graduate courses'' 
besonders groß ist und seitens der Hochschullehrer auch intensiv Forschung 
betrieben wird. 
Die ''graduate students'' haben an der KSU während mindestens zwei 
Semestern auf dem Campus anwesend (in residence) zu sein. 
Bezüglich der Unterkünfte für Graduate Students besteht an der KSU 
(wie für alle übrigen amerikanischen Universitäten) die Möglichkeit der 
Wohnsitznahme in 
Graduate Residence Halls, d. h. in universitätseigenen Studentenhei-
men für Graduate Students 
oder 
in Privatwohnungen. 
2) Vgl. Kansas State University Bulletin 60 (1976) 1, June (1976-77 General Catalog 
Issue). 
3) An amerikanischen Hochschulen wird generell folgende Notenskala verwendet: A, for 
excellent work; B, for good work; C, for fair work; D, for poor work; F, for failure; 
Cr, for credit in courses for which no letter grade is given (non-graded courses); NCr, for 
no credit in courses for which no letter grade is given (non-graded courses). 33 
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Bisher haben Austauschstl1denten der JLU die Unterkunft in Privatwoh-
nungen vorgC'zogen, obwohl sicl1 der Ko11takt zu amerikanische.n Studen-
ten in den Stucie11tenl1ei111en L1esonders gut gestalten läl~t. 
An clen a111erikanischen Hochschulen wird allgemein äul~erst intensiv stu-
diert. A111erika11ischc Graduate Studcnts dürfen pro Woche höchstens 16 
Kurs- t111d Obungsstu11de11 belegen, was ungefähr 5 Kursen e11tspricht. Da-
bei falle11 pro Sen1estcrstunde t1ngefähr 3-4 Stunden zur Vor- und Nach-
bercitL111g des Stc>f f es, zur Ausarbeitung vo11 ''researcl1 papers'' und für V er-
suche a11. l)er ;1n1erik<111ischc Student leistet damit pro Woche zwischer1 
80 u11d 100 Arl1eitsstL1nde11. Verständlich, daß die Gießener Austausch-
studl'nte11 immer wieder von1 Einsatz ihrer an1erikaniscl1en Kommilitonen 
überrascht si11d. Erfreulicherweise lasse11 sich die meiste11 JLU-Studenter1 
vo11 cler typischen a1nerikanischen Arbeitsweise 11icht nur beeindrucken, 
so11dern ebe11 falls zu Höcl1stleistunge11 ani1niere11. Ein Auszug aus dem. 
Zwischenbericht zweier JLU-Studente11 mag dies belegen: „Herr X l1at 
drei Kurse und Obunge11 mit zusammen 10 credit hours belegt (mehr sind 
nicht erlaubt bei half-tin1e assistantship ). Dabei entfallen 3 auf die Vor-
lesung Y, die auch ich belegt habe und wo wir 11ach dem ersten Zwischen-
test ... gut im Rennen liegen. Es ist tatsächlich ein Ren11en, das die ameri-
kanischen Studenten veranstalten!" 
Zu de11 ''graduate assistentships'' ist zu sagen, ciaß Assiste11tenstelle11 an 
amerikanische11 Hochschulen im allge1neinen in relativ großer Zahl ver-
fügbar sind. 
Die meisten Assistentenstellen werde11 fi.ir die Instruktion von ''under-
gradt1ates'' benötigt. Es h;1ndelt sich um die sogenannten ''teaching Assi-
stantships'', die meist als ''half-time assistantships'' vergebe11 werden 11nd 
dem I11haber in begrenztem Umfang die Möglichkeit zum Studiu1n geben. 
''Research assista11tships'' si11d eher selten, an der KSU bestehen solche 
I~c)rschungsassistentenstellen insbesondere für Austauschstuder1te11 der JLU. 
Sie habe11 dan1it die Möglichkeit, sich beso11ders intensiv mit der an1erika-
nischen Forschung und Lehre auf ihren Spezialgebieten vertraut zu n1achen. 
Bezüglich der Lehre ist zu vermerken, daß sie an amerikanischen U11iver-
sitäten stark ''textbook''-bezogen erfolgt. Dies in dem Sinne, daß vor 
allem in den Grundkursen mit einem oder mehreren Textbüchern pro 
Kurs gearbeitet und der zu behandelnde Stoff im allgemeinen (in soge-
nannten ''course outlines'') genau festgelegt wird. In den Seminarien wird 
dagegen vorzugsweise auf neuere Forschungsergebnisse bezug genommen 
und damit vor allem auf die Zeitschrif tenliteratur zurückgegriffen. 
Regeln1äßige und intensive Teilnahme an den Kursen ist auf allen Stu-
dienstufen unbedingt erforderlich. Dies gilt insbesondere auch für Ph. D.-




Austauschstudenten, die sich nicht an diese Regel halten, werde11 sel1r 
rasch aus der St11dentengemeinschaf t ausgeschlossen. Andererseits werden 
die sich in das amerikanische Unterrichtssystem voll integrierenden Aus-
tauschstudenten von ihren amerikanischen Kommilitonen gerne in de11 
Kreis ihrer Studienfreunde und in berufs- oder departementsbezoge11e 
Studentenorganisationen auf geno1nmen. Wichtig sind besonders die ''pro-
f essionel organizations'', von de11en a11 der KSU etwa 40 bestehe11 u11d die 
zumeist an gesamtamerika11ische Verbä11de angeschlossen si11d. 
Sicherlich ist es für deutsche Studenten aul~erorde11tlich wertvoll, in die-
sem Sinne mit dem amerikanischen U11iversitätssystem vertraut zu werde11. 
Dies gilt i11sbesondere für Studenten, die in der Folge die Hochschullehrer-
Laufbahn anstreben und an der KSU dauernde Verbi11dungen zt1 jt111gen 
an1erikanische11 Wisse11schaftlern anbahnen können. 
Das Partnerschaftsverh~iltnis KSU/ JLU sah von Anfang auch den At1s-
tausch von Hochschullehrern vor. Hiervon wurde bisher nur 
Gieße11er Hochschullehrern Gebrauch gemacht. 
• 
von zwei 
Abgesehen von der Gewinnung neuer wissenschaftlicher Erken11t11isse, 
kann ein derartiger Austausch den Beteiligten eine Menge allgemeiner Er-
fahrungen und Informationen liefern. Diese kö11nen insbeso11dere auch die 
Struktur der amerikanischen Universitäten betreffen und damit auch vo11 
allgemeinem Interesse sein. 
Oberstes Organ der amerikanische11 Hochschulen ist der ''Gover11ing 
Board''. Nach einem ''Statement on Government of Colleges and Univer-
sities'' aus dem Jahre 19734 fallen dem Governing Board insbesondere die 
zentralen Planungsaufgaben und die zur Beschaffung der 11otwendigen 
finanziellen Mittel erforderlichen Aktivitäten zu5• üblicherweise setzt sich 
der Governing Board an der KSU ''Board of Regents'' genannt aus 
etwa zehn Regierungsmitgliedern und Vertretern großer privater Organi-
• 
sat1onen zusammen. 
Der dem Governing Board vera11twortliche Universitätspräsident gilt als 
''chief executive officier'' der Hochschule, für deren Entwicklung er im 
besonderen verantwortlich ist6 • 
Innerhalb der einzelnen Colleges, die ihrerseits in Departments aufgeteilt 
sind, kommt den Hochschullehrern (faculty) zentrale Bedeutung zu. Sie 
bestimmen zunächst die Art der zu offerierenden Studiengänge, die nach 
Möglichkeit mit denjenigen anderer Hochschulen abgestimmt werden. 
Diese Abstimmung wird auf dem Gebiet der Wirtschaftswissenschaft durch 
die (bereits 1916 gegründete) American Association of Collegiate Schools 
4) Abgedruckt in American Association of University Professors. AAUP Policy Docu-
ments and Reports. 1973 Edition. New York 1973, p. 35-39. 
5) AAUP Policy Documents and Reports, p. 37. 
6) AAUP Policy Documents and Reports, p. 38. 35 
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of Business (AACSB), der etwa 150 Business Schools angeschlossen sind, 
zu erreichen versucht7• 
Weiterhin kö11ne11 Berufsorganisationen insofern einen Einfluß auf die 
Studiengänge haben, als sie ihre Mittelzuweisungen auch an staatliche 
Universitäte11 - v·on den realisierten Studiengängen abhängig machen 
kön11e11. 
Beso11ders zt1 vermerke11 ist, daß die Fakultät auch einen entscheidenden 
Einfluß ;1uf die Perso11<1lstruktur eines Colleges auszuüben vermag. Ins-
besondere gel1ört die Er11enr1ung, Beförderung und Entlassung von Hoch-
schullehrer11 zu den wesentlichen Befugnissen der „faculty" 8• 
D;1n1it wird durch die Fakultät die Laufbal1n jedes Hochschullehrers 
wesentlich nlitbestimmt. Dabei kommt insbesondere der Ernen11ung zum 
'';1ssociate professor'' zentr;ile Bedeutung zu, weil damit auch ''tenure'' -
die Stellung eines Hochschullehrers auf Lebenszeit - erlangt wird9• 
Die Ernennung zun1 ''full professor'' hängt im weser1tlichen von de11 Lei-
stt1nge11 des Hochschullehrers i11 Forschung u11d Lehre sowie von seinen 
T:itigkeiten im Rahmen vor1 1~achverbände11 etc. ab. 
Die Bewertung der Lehr- und Forschungstätigkeit durch f akultätseigene 
Ausschüsse ist im weiteren grundlegend für die - dem Dekan vorzu-
schlagenden jährliche11 Gehaltsverbesseru11gen, die über den allgemei11en 
Fina11zhaushalt oder durch allgen1ei11e und gebundene Finanzbeihilfen 
(donations) - insbesondere auch von Berufsgruppen, oft in Verbindung 
mit speziellen Professuren ennöglicht werden. 
Bezüglich der Stundenbelastu11g durch allgemei11e Lehrverpflichtungen gel-
ten nach einem von der An1erica11 Associatio11 of University Professors 
1970 verabschiedeten ''Statement on Faculty Workload'' sechs 
Semesterstunden ''at the graduate lavel'' für international bekannte Hoch-
schulen als typisch 10• Erwähnt sei, daß die Frage, ob Forschung "a general 
faculty responsibility'' sei11, auch in den USA kontrovers ist11 . 
Der für die akademische Stellung eines amerikanischen Hochschullehrers 
zentrale Satz ''p11blish or perish'' macht jedenfalls die große Bedeutung der 
Forschung deutlich. 
Von der Forschungstätigkeit hängt nämlich auch wesentlich das ''standing'' 
eines Hochschullehrers ab. Hochschullehrer mit ''masters sta11ding'' können 
nur Diplomarbeiten betreuen, während bei ''full standing'' auch der Vor-
sitz in Ph. D.-Kommissionen möglich ist. 
7 ) Vgl. Arnerican Association of Collegiate Schools of Business, Inc. Articles of In-
corporation, Bylaws, Accreditation Standardsand Interpretations. 1970-71. St. Louis 1970. 
8 ) AAUP Policy Documents and Reports, p. 38. 
9) Vgl. An1erican Associacion of University Professors. Academic Freedom and Tenure: 
1940 Statement of Principles and Interpretive Comments. Washington 1974. 
1
") Statement on Faculty Workload. AA UP Bulletin 1970, Spring, 1-3 (reprint}. 
11 ) Statement on Faculty Workload, p. 3. 
Die Bedeutung der Forschungstätigkeit an amerikanischen Universitäten 
wirkt sich unmittelbar auch auf die Stellung ausländischer Gastprofessoren 
aus. Von ihnen wird allgemein nicht die Beteiligung am Lehrbetrieb, son-
dern an Forschungsprojekten erwartet. 
Dabei erweist es sich als besonders wichtig, ·daß kollektive Forschungs-
projekte an amerikanischen Hochschulen recht häufig an einzelnen 
Fachbereichen vielleicht sogar die Regel sind. 
Die an der KSU tätigen Gießener Austauschprofessoren konnten sich er-
freulicherweise ebenfalls an derartigen Forschungsprojekten beteiligen. D~1-
durch bestand für sie die Möglichkeit, in relativ kurzer Zeit intensiv mit 
den amerikanischen Forschungsmethoden vertraut zu werden und wissen-
schaftlich wertvolle Verbindungen mit amerikanischen Kollegen zu reali-
sieren. Außerdem übernahmen die Gießener Austauschprofessoren auch 
einzelne ''graduate courses'', um eine gewisse ''teaching experience'' mit 
amerikanischen Studenten zu erhalten. 
Selbstverständlich haben die Gießener Austauschprofessoren auch von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, mit anderen Hochschulen und Forschungs-
instituten in Kontakt zu kommen. 
Auch die amerikanischen Gastprofessoren fanden ihre Tätigkeit i11 Gießen 
äußerst wertvoll. 
Jedenfalls ist festzuhalten, daß die Universitätspartnerschaft KSU/ JLU i11 
den letzten 17 Jahren eine Reihe von Akademikern in Studium, Lehre und 
Forschung grundlegend zu beeinflussen vermochte. Ich möchte wünschen, 
daß es auch in Zukunft so bleiben wird. 
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Rose Laub Coser 
Das Männerreich Universität: 
Diskriminierungen in den USA 
und in der Sowjetunion* 
1)ie ir1 tler1 \\1 ('Stlicher1 Gesellschafte11 herrsche11de Vorstellu11g, die Frat1e11 
n1it Hei111 L1r1(1 I-l.1l1S ;1ssoziiert, verdur1kelt die Tatsache, (1;1ß der Anteil der 
r:r;1L1er1 ;111 (ler Ges;1111theit der <1Lrßerhäuslich erwerbstätigen Persone11 in 
(le11 Vereir1igter1 Staate11 l1et1te f ;1st 40°/o beträgt. Ahnlich siel1t es i11 anderer1 
Ir1Llt1striel:ir1der11 (1es Weste11s ;1us. In der Sov.1 jett111io11, \VO I;·rat1cn 55°/o 
der I~e\'(ilkert111g bilder1, stellen sie auch mehr als die Hälfte aller Arbeit-
11el1r11er. l)ie Vorstellu11g, die 1:raue11 niit l1eim t1nd r:a1nilie verbi11det, trägt 
l1.1zt1 L)ei, die Ol1erzet1gu11g at1frechtz.uerhalte11, daß es Män11er sind, die lle11 
Ur1terl1;1lt verdie11e11, unli Frat1e11, clie die 1:amilie11 l1etreue11. Sie stützt de11 
Gl;llll)Cll, auf~erh;it1sliche Arl)eit sei für r:r;1t1e11 V()f1 scku11därer Bedeutt1ng. 
1)esh,1lb sollen sie 11icl1t 11;1cl1 ei11er K;1rriere streber1 oder die gleiche11 Be-
loh11t111ge11, fi11anzielle oder ;111dcre, l)ea11spruche11 - sie~ •vürden ja \'er-
scJrgt, ebe11 vo11 c1e11 M:inner11. 
Icl1 wiederl1ole: I;'r;1t1en arbcitc11. I11 dic·sem Zus;11111ne11l1a11g ist es be111cr-
kcr1swcrt, llaf~ d;1s Bild clcr 1:rau ;1Js h~iuslichcs Wcse11 i11 den Ideologie11 des 
Westens 11icht (fer täglicl1e11 l~rfahrt1ng cr1tspricht. Wol1in wir auch gehen, 
wir sehe11 1:r;1uc11 bei der Arbeit: als Vcrkät1ferinnc11 und K<1ssicreri1111er1 i11 
Gr<)ß111:irkte11 u11d ;111derc11 Gesch:iften; hi11tcr den Scl1altcr11 <lcr Ba11ker1 
u11d der Post; als E1npfangsdame11 in den Fir111c11, l)ei denen wir vorsprechen; 
als Telefonvermittlerir111c11. Gleichwol1l bleibe11 wir bei der V<>rstcllur1g, 
clie I·'rat1e11 seien zu I-lausc. Die gar1ze Kultur ist dar;1uf ci11gericl1tct. l,et1te, 
tfit· ('t\V<1S ;1l1lieferr1 oder rcparicre11 wollen, crwarte11, daß ei11e I;r<lU jetfer-
Z(·it, \ve1111 sie kli11gcl11, zt1 Hause ist, t111d sie komn1e11 nicht auf die Idee, 
il1 re A rl1ci tsci ntei l ung den A rl1ci tszei ten der crwcrbst;i tige11 };'rauen ar1zt1-
p;1ssen. l)ieses Detail scheint trivial, ist aber S}1 tnpto1natiscl1 u11d vo11 sy1n-
l)(lliscl1er Bcdct1tur1g. Es bindet die Frat1en an ihre11 Platz, zt1mindest i11 
t111serer Vorstellur1g. 
Icl1 sagte: Frauc11 arl1eite11. U11d ich fügte hi11zu: l~raue11 arbeite11 sicl1tbar. 
Sie arl)eitc11 sicl1tb;1r, \veil sie Dienste erbri11ge11, zwar kaum noch als l-Iaus-
gehil fir111en, wohl aber als Sckrctärin11e11, Kr;111kcnscl1wcster11, Vorzimmer-
clame11, V erkät1feri11nen. 1 n den meisten Ländern des Westens stcl1en sie 
r1icht at1f der unterste11 Stufe der Hierarchie sie sind 11icht die l,auf-
jt111gen <)l1er die 1v1üllmänncr. Diese Tätigkeite11 werdc11 den Män11crn der 
) Vclrtrag, gcl1altcn a111 26. 7. 197(, anläßlich einer Konferenz. über "Women in dccisio11-





Unterschicht zugewiesen, häufig ethnischen Minderheiten oder a11dere11, 
die man für rassisch oder sonstwie i11ferior hält. Anders iibrigens ir1 der 
Sowjetunion, wo Frauen Schuhe ptttzen, de11 Müll abfahre11, die Straße11 
kehren und bein1 Straßenbau beschäftigt si11d. 
Dort findet die Gleichstellung auf der untersten Stufe statt. Es ist ei11 1:all 
vo11 negativer Demokratisieru11g, wie Karl Ma11nhei111 das ge11a1111t 11at. 
Negative Den1okratisierung gibt es jedoch auch im Weste11, allerdi11gs auf 
einer andere11 Ebene: Die Frau des Rechtsanwalts und die Tochter des 
Auton1obilarbeiters arbeiten Seite a11 Seite in1 Schreibbüro ei11es U11ter11eh-
mens Q(ler eines Krankenhauses; die Kra11ke11schwester, niit ei11e1n Arzt 
verheiratet, arbeitet unter einer Oberschwester, die die Tocl1ter ei11es ita-
lienische11 Schusters oder eines pol11ische11 Installateurs ist. F rat1e11 sind t1ie 
Zwischenträger i11 einer Gesellschaft der offenen Klassen, sie si11d eine i11-
tegriere11de Kraft, die einige 1nargi11ale Beziehu11gen zwischen de11 soz.iale11 
Klassen und Schichten ermöglicht. Frat1en g<1nz verschiede11er Herku11f t 
können an den Arbeitsplätze11 gleichgestellt sei11, aber diese Gleichheit fül1rt 
11icht zu geschlossenem Klasse11ha11del11. Die negative De1nokratisiert111g 
hält das Systen1 der Klasse11 t1nd Schichten in Ga11g. Weil Mä11ner11 dt1rch 
Heirat verbu11den, oder auf eine solche Verbi11dung hoffend, bilde11 Fraue11 
kei11e Klasse an sich, erst recht nicht, un1 die Unterscheidung von Marx zt1 
verwenden, ei11e Klasse für· sic!J. Das trägt dazu bei, die Gefal1re11 vo11 
Klassenkonflikte11 zu verringer11. 
Freilich, das neue Bewu{~tsein von Frat1en hat in jü11gster Zeit 11t1n doch zu 
einer Herausforderung a11 das Klassen- und Schichte11system gefül1rt. Erst 
jetzt wird bewußt, daß Macht nicht nur generell ein Mo11opol hochgestell-
ter Gruppen, sondern das Monopol ·vorz J.1 är1nern der obere11 Schichte11 ist, 
die über il1re sozialen Privilegien l1inaus at1ch ihre patriarchaliscl1e11 Vor-
rechte zu bewahre11 wünschen. 
In allen Industriegesellschaften, ob sie sich kapit;1listisch ne11ne11 oder sozia-
listisch, werden diese Privilegien von den Männer11 gehütet, vo11 Ehemä11-
nern, Vätern und Großviitern. Vor allen1 durch die Gründung einer Fa-
milie und zunehmend im Ablauf des Lebenszyklus setzt sich die U11gleich-
heit zwischen Mä11nern t1nd Frauen durch. Während Frat1en noch 48°/o 
von allen amerikanischen Studiere11den stellen, bilden sie nur ei11e Minder-
heit von etwas 1nehr als 10°/o in der Gesamtheit der amerikanische11 Col-
lege-Professoren. Es ist weniger in den formativen Jahren u11d 1nehr i11 de11 
späteren Phasen, daß n1a11 die Ungleichheit für selbstverstä11dlich h:ilt: 
Männer, namentlich in der Mittelschicht und der Oberen Mittelschicht, 
arbeiten für Karrieren, dt1rcl1 die sie ihre soziale Identität herstellen, und 
strebe11 nach Positione11 mit mehr oder weniger Macht. Frat1en untersti.itzen 
sie dabei, indem sie ihre Söhne so erziehen, daß sie den Väter11 gleicl1 wer-
den oder sie übertref f e11, und ihre Töchter so formen, daß sie fiir Mä11ner 39 
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von Nutzen sind, in der Familie oder in so geschlechtstypischen Berufen 
wie dem der Kra11kenschwester oder der Sekretärin. Nicht nur werden 
Frauen in der Entwicklung ihrer Fähigkeiten behindert, sie werden at1ch in 
Berufe gele11kt, die, wie George Devereux und Florence Winter schon vor 
vielen Jahren nacl1weisen konnten, Züge von Ausbeutung haben 1). In Be-
rufe11, i11 de11e11 auch Fraue11 eher autonom sind - i11 den USA etwa in der 
Medizin, im Hocl1schulbereich, aber auch in anderen Positionen mit hohem 
Prestige - sind M~1nner zehnmal so häufig vertreten. Obendrein bleiben 
die I;rat1en auch hier gewöhnlich am Fuß der Hierarchie. 
Icl1 gel1e im r:olgenden vor allem auf zwei Besonderheite11 ein. 
l. At1f das Ph;inon1en, das Alice Rossi die Abwärtsbewegung (''diminishi11g 
flow'') 2) ge11an11t hat: die Anzahl der Fraue11 steht in umgekehrtem 
Verhält11is zu den Belohnu11gen in einem gegebenen Beruf, d. h., je höl1er 
Ra11g, Prestige oder Macht, desto kleiner ist der Anteil der Frauen. 
2. Das At1smaß der Repräsentanz von Fraue11 hängt ttnmittelbar mit dem 
U111fang der Belohnu11gen zusammen. Beim Vergleich verscl1iede11er 
Tätigkeitsgebiete oder Berufe stellen wir fest, daß dort, wo der Anteil 
der Frauen größer ist, die Belohnungen im Verl1ältnis zu dene11 für 
Männer weniger werden. 
Auf (ier Groves Conference in Dubrovnik hat Suzanne Keller i1n vorigen 
Jahr eine11 wichtige11 Hinweis gegeben. Sie betonte, bei der Untersucht1ng 
vo11 Elite11 n1üßte stets auch die Größe des vorhande11en Reservoirs berück-
sichtigt werden. In diesem Si11n wäre es z.B. abwegig zu kritisieren, daß es 
kaum Professorinnen der Mathematik oder der Naturwisse11schaften gibt, 
wen11 wir nicht zuvor prüfen würden, wieviele Frauen sich überhaupt in 
diesen Fächern engagieren. Abwegig wäre es at1ch zu beklagen, daß es nur 
relativ we11ige promovierte Frauen gibt, wenn sich herausstellen sollte, daß 
11ur eine kleine Zahl von Frauen sich überhaupt für ei11 Graduierte11-
Studiu1n immatrikuliert. 
Ich greife zuerst diesen allgemei11eren Sachverhalt auf. 1968 befanden sich 
in den USA unter denen, die die Doktorprüfung oder ein ihr entsprechen-
des Examen in den Naturwissenschaften abgelegt hatte11, lediglich 5°/o, 
Frat1e11. Suzanne Kellers Rat folgend, müssen wir fragen: Gab es tatsäch-
lich nur so wenige bereits graduierte Frat1en in diesen Disziplinen? Es stellt 
sich heraus, daß ihre Zahl nicht ganz so niedrig war. Von den 1968 er~ 
worbenen Magistergraden entfielen nicht 5°/o, sondern 11,5°/o auf Frauen. 
Aber wie dürfen wir erwarten, daß es mehr ''Magisterinnen'' gibt, wenn 
Frauen gegenüber den Naturwissenschaften besondere Zurückhaltu11g 
i.ibe11? Bis zu einem gewissen Grad tun sie das tatsächlich. Unter denen, die 
mit einem B;1chelor-Exame11 abschlossen, sind jedoch immerhin noch 146/o 
weiblicher1 Geschlechts. 
Wie steht es in den Sozialwissenschaften, denen sich Fraue11 zahlreicher zu-
wenden? Von den dort verliehenen Doktorgraden (oder ihren E11tsprechu11-
gen) entfielen 12°/o auf Kandidatinnen. Dieser Prozentsatz repräsentiert 
jedoch nicht das vorhandene Reservoir: Frauen erwarben 32°/o der Bache-
lor-Grade und 37°/o der Magister-Grade3). 
Und wie verhält es sich mit der Mathematik? 1974 waren an 20 führenden 
Universitäten weniger als 7°/o der voll beschäftigten Mathematiker FraL1c11. 
Natürlich wird man gleich sagen, Frauen gehen eben nicht i11 die Matl1e-
matik, und das ist die Erklärung. Aber: 1973 erwarben sie 32°/o der Ma-
gister-Grade und 10°/o der Doktor-Grade. 
Ebenfalls im Jahr 1974 waren von den in den biologischen Wissenschaften 
hauptberuflich beschäftigten Doktoren 12 °/o Frauen. Es gab jedoch ein 
Reservoir von 21,5°/o Doktorinnen, und für die Doktorate ein Reservoir 
von 30°/o mit Bachelor- und Magister-Examen4). 
In der Soziologie stellten Frauen in de11 USA 1968/69 12°/o der voll be-
schäftigten Fakultätsmitglieder in 180 Abteilungen für Graduierte und 
15° / o von allen Lehrkräften des Fach es. Das Reservoir muß jedoch viel 
größer gewesen sei, weil Frauen 33°/o der graduierten Studierenden in 
der Soziologie ausmachten. Das übliche Bild: je höher der Rang, desto klei-
ner der Anteil der Frauen. Frauen stellen jeweils einen von vier instructors 
und lecturers in den Soziologie-Abteilungen für Graduierte, aber nur je-
weils einen von 25 o. Professoren5). 
Die Hochschule ist überall ein Männerreich, in den USA, in Großbrita11-
nien, in der Sowjetunion, anderswo. Einige Fächer ziehen mehr Frauen an 
als andere, in den USA z. B. die Psychologie und die Sprachen. In der Me-
dizin, in der der Anteil der Frauen in den USA rascher wächst als in den 
meisten anderen Disziplinen, stellten Frauen 11,1°/o des Examensjahrgangs 
von 1974, aber t 8°/o aller Immatrikulierten und 22,2°/o der Studiena11-
fänger. Unter den praktizierenden Ärzten bilden sie dann jedoch nur noch 
eine Minderheit von 7°/o und konzentrieren sich obendrein in den weniger 
angesehenen und schlechter bezahlten Spezialgebieten6). 
' 
Hinsichtlich der Beteiligung von Frauen an der Medizin unterscheiden sich 
die USA erheblich von der Sowjetunion. Dort sind 72°/o der Arzte Frauen. 
Diese Tatsache wird oft als Beweis für die Gleichstellung der Fraue11 und 
ihre Gleichberechtigung beim Zugang zu den qualifizierten Berufen zitiert. 
Zu berücksichtigen ist jedoch, daß Arzte in der Sowjetunion keinen Dok-
torgrad haben müssen. Auch dort gibt es die Abwärtsbewegung: im Gegen-
satz zu dem großen Frauenanteil in der medizinischen Praxis entfallen nur 
25°/o der Doktorgrade auf Frauen. 
Lassen Sie mich noch einen Augenblick bei der Sowjetunion verweilen. Zu-
erst ist festzustellen, daß Frauen in diesem Land enorme Fortschritte ge-
macht haben. Das zeigt sich nicht zuletzt an ihrer ständig zunehmenden 41 
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Zal1l in Wissenschaft und Bildt1ng. Heute sind mehr als 49°/o der Studie-
re11den und 28°/o derer, die auch 11ach (ler Graduierung wissenschaftlicl1 
weiter;1rbeite11, Frauen. Von allen Personen mit spezialisierter Sekundar-
bildu11g stelle11 sie 59°/o. Die Zal1l der weiblichen Wisse11schaftler ist sch11el-
ler gewachsen als die der 111än11lichen, und zwar so, daß der Anteil der 
Fr;1t1en hier \'c111 36,3°/o i111 .J<1hr 1950 bis 1973 auf 39°/o stieg7). 
Ur1d (loch - welcl1e Positio11en besetzen Frauen in der Sowjetunion - in 
lle11 Universit;ite11, in tier Industrie, i11 der Politik? 
Nehme11 wir zt1erst tiie Politik. Mehr als die Hälfte der Ko1nso111ol1nitglie-
der, tier .Juge11dorgar1isation der Kom1nu11istischen Partei, sind Frauen, 
,1ber 11t1r ein Viertel der Parteimitglieder. r:raue11 stellen 4°/o der 1v1itglieder 
cies Ze11tralkon1itees. Im Politbüro, einem Gremium, das bedeutende poli-
tiscl1t' E11tscheidu11ge11 fällt, ist 11icht eine einzige Frau. I11sofern si11d die 
V erl1äl t11isse nicht ne11ne11s\vert verschieden von de11e11 in den Vereinigten 
Sta~1te11, wo seit dem Tod von Mrs. Perkins, vormals A1·beitsministeri11, bis 
V()f kt1rze111 keine Frat1 im Kabi11ett war, obwohl es weibliche Abgeord11ete 
u11ci Se11;1toren gab. 
U11d wie steht es in de11 akademischen Berufe11? Zu1n Beispiel de11 lngenieur-
L)ert1fe11? Anders ;1ls in den USA, wo Fraue11 nur 1,5°/o ausn1achen, sind in 
der s()W jetttnion 30°/o der Ingenieure 1:rauen. Sie stelle11 jedocl1 11ur 20°/o 
der Meister, 16°/o der Chefinge11ieure u11d 6°/o der Fabrikdirektc>re11. 
Betracl1tet nian das Bildu11gs- und Erziehur1gswese11, so findet n1a11 unter 
de11 Rektore11 der Grundscht1le11 mehr als 80°/o r:raue11. Bei de11 Rektoren 
von 8jäl1rige11 Schulen geht ihr Anteil jedoch auf weniger als ei11 Drittel 
1.urück t111d bei den Leitern von Sekundar- oder Mittelschulen auf 28°/08). 
Ol)er<1ll also die Al)wärtsbewegu11g. Je höher das Ansehen ei11er Position, 
desto klei11er der A11teil der Frauen .. Je höher das I>restige eines Berufes, 
dest() 11achdrücklicher \Verden seine Belol1nur1gen den Frauen vorenthalten. 
111 il1rer scho11 erwäh11te11 Arbeit hat Alice Rossi auch gezeigt, da{~ in der 
Soz.i()lc>gie - u11d das gilt ebenso für andere Fächer - ''eine inverse Be-
zieht111g 1.wischen den1 A11sehe11 i11 der Universität und dem Anteil der 
r:r;1ue11 ;111 der Fakultät in jedetn der drei obersten Ränge der akade111ische11 
llierarchie besteht''11 ). Die Abwärtsbewegung ka11n als das Ergebnis einer 
''T<)rhüter-Pc>litik'' verstanden werde11, d. h., I'rauen werden direkt oder 
in(1irekt von den Vorteile11 des Aufstiegs ausgeschlossen. Die wer1igen, die 
i11 die l10!1en Positione11 gelangen, werde11 nicht nur schlechter bezahlt als 
Miir1ner, sc>11der11 es nirnmt darüber hinaus das Defizit an Entgelten mit der 
II<il1e der Positio11en noch zu. Der Bericht der Scientific Manpower Co1n-
n1issi<>r1 z.eigt, daß noch 1971 /72 in allen cler 8 untersuchten Regionen der 
USA r:r<1t1e11 im Hochschulbereich in sämtlichen R.ängen nit.-drigere Ge-
h:ilter erhielte11 als die Männer desselben Rangs. In 7 vo11 den 8 Regionen 
war cier U11terschied bei de11 o. Professoren obendrei11 größer als der in den 
niedrigen Positionen. Von den Professoren verdiente11 62 °/o, von den Pro-
fessorinnen aber nur 31°/o 20 000, S oder mehr pro Jahr. A1n a11deren 
E11de, bei den lectu,·ers und instructors, hatten 37°/o der M~i11ner, aber bei-
nahe 52°/o der Frauen weniger als 10 000,- S jährlich10). 
Die Diskrimi11ieru11g gegen Frauen kun1uliert sich, d. h., je höher die Posi-
tion, desto größer der Unterschied der Belohnungen für sie u11d die 1Yt:i11-
ner. Das bri11gt 1nich zu n1einem zweite11 Pt1nkt: die Diskrimi11iert111g l<u-
muliert sich at1ch im Verhältnis zt1m Teilnahmegrad der Frauen. 
So paradox es scheinen mag, gilt doch, daß die Diskriminierung umso stär-
ker ist, je größer der Anteil der Frauen in einen1 Gebiet. Mit wachse11der 
Beteiligu11g von Frauen sinkt der Marktwert eines Faches. Zieht n1a11 die 
Gehälter der Dekane als Indikatoren für de11 Marktwert des Fachgebietes 
heran, da11n zeigt sich, daß dieser umso geri11ger ist, je höher der Grad der 
Feminisierung11 ). 1971/72 erhielten die Dekane von Kr<1nkenpflegeschulen 
im Durchschnitt ein Gehalt von weniger als 23 000, S, die Dekane der 
Abteilt111gen für Pharmazie ungefähr 26 500, S. Die Dekane der Schulen 
für Sozialarbeit bekamen ca. 28 000, S, die i11 der Zahnn1edizin 
35 000.- S. In der Hauswirtschaft, in der 1969-75 etwa 80°/o aller Dok-
torprüft1nge11 von Frauen abgelegt wurden, überstieg das durchschnittliche 
Dekansgehalt 1971/72 nur knapp 24 000, S. Während der .i\.11teil der 
vo11 Frauen bestandenen Doktorexame11 von 80°/o in der Hat1swirtschaft 
zu 53°/o in de11 Künsten und Ku11stwissenschaften si11kt, steigt d;1s durch-
sch11ittliche Dekansgehalt von 24 000, auf 26 500,- S. l1n Fach 
Sozialarbeit entfallen 39°/o der Doktorate auf Frauen u11d das Gehalt 
der Dekane erreicht beinahe 28 000, S. überall dort, wo die Dekans-
gel1älter 29 000,- S erreichen oder überschreiten, har1delt es sich um 
Männerberufe: Ingeniet1rwese11, Veterinärmedizin, Jur<l, Zahnn1edizin t111d 
Hun1anmedizi11 12). 
rn ei11er vergleichenden Studie über den Hochschulbereich lege11 Tessa 
Blacksto11e und Oliver Fulton Date11 vor, aus dene11 ebenfalls diese i11verse 
Bezieht1ng zwische11 Teilnahme und Beloh11unge11 sowohl i11 Grof~brita11-
nien als auch in den Vereinigten Staaten abgeleitet werde11 kannt:l). Ni111n1t 
der Anteil der Frauen an der Gesamtheit der graduierten Stt1de11ten zu, so 
geht ihr A11teil am Lehrkörper zurück. Kombi11iert man die Angabe11 aus 
dieser Untersuchung n1it denen aus einer anderen von de11selben Autore11 
über denselben Gegenstand14), dann ergibt sich für Großbrita11nie11 ei11e 
starke und für die Verei11igten Staaten eine 1 OOprozentige inverse Korre-
lation zwischen dem Anteil der Frauen an den Unterrichtsstäben i11sgesamt 
und ihrem A11teil an der Gesamtheit der Professore11. Je größer die Betei-
ligung von Fraue11 in einer Disziplin, desto größer auch das Defizit gegen-
über dem zu erwartenden Anteil im höchsten Rang. 43 
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Einige Beispiele. Verglichen mit den Naturwissenschaften hat die Medizin 
196/o weniger Professorinnen als zu erwarten wäre, wenn man die Natur-
wissenschaften als Standard nimmt. In den Kulturwissenschaften steigt das 
Defizit von 19 auf 26°/o, d. h. dort sind 26°/o weniger Professorinnen als zu 
erw;1rte11 wäre, we11n ma11 sich a11 den durch die Naturwissenschafte11 ge-
setzten St:111dard hält. In1 Fach Sozialarbeit sind 936/o weniger Professo-
rinne11 als dort sein würden oder sein müßten, wenn soviele Frauen zu 
o. Professorinne11 er11;1nnt würden wie relativ gesehen in den Naturwissen-
schaften. Wir bewegen uns also vo11 einem Defizit von 196/o über 266/o zu 
93°/o bei der Besetzt1ng hoher Ränge, je stärker das Gebiet femi11isiert ist -
von (ier Medizin über die Kulturwissenschaften bis zur Sozialarbeit. In 
Großl1ritar111ien sind die Defizite nicht so groß, aber auch dort ist in den 
Kulturwissenschaften mit den1 größten weiblichen Anteil das Defizit a11 
o. Professuren für Frauen am höchsten. 
Icl1 kon11te keine vergleichbarer1 Angabe11 für den Hochschulbereich in der 
So\vjetunion erhalten t1nd daher 11icht untersuchen, ob dort die stärkere 
Teil11ahme von Frauen ebenfalls invers mit den Belohnunge11 korreliert, 
seien es Belohnungen durch Rang oder Belohnungen durch Gehalt. Imn1er-
hin ließen sich einige Zahlen aus der Industrie auftreiben. Eine Leningrader 
U11tersuchung über verschiedene Typen industrieller Arbeit hat gezeigt, 
daß hier eine 1 OOprozentige inverse Beziehung zwischen dem Frauenanteil 
in einer Kategorie t1nd dem Durchschnittslohn besteht 15). In einer Kategorie 
mit nur 2 °/o Frauen, Metallmo11tagearbeit an automatischen und a11deren 
Anlagen, beträgt der Loh11 113,5 Rubel. Wo dagegen die Arbeit fast aus-
schließlich (zu 97,5 6/o) von Frauen verrichtet wird wie an halbauto1nati-
sierten Plätzen in der Tabakindustrie, liegt das Dt1rchsch11ittsentgelt bei 
17,4 Rubeln. Zwischen diesen Extre111en folgt der Trend demselben Muster. 
l11teressant ist, daß sich in der Stichprobe aus der Tabakindustrie keine 
Korrelation zwischen Lohnhöhe und durchschnittlichen1 Ausbildungs-
niveau ergab. Deutlich zeigt sich dagegen eine i11verse Beziehung zwischen 
Loh11höhe und Dauer der Berufserfahrung. Sie veranlaßt mich. zt1 der 
Hypothese, daß diese Variable eine Funktion des Alters ist je älter clie 
r:rauen, desto niedriger ihr Entgelt. Die gleiche Beziehung mag auch bei 
M:i1111ern l)estel1en, docl1 auf Grund der sich kumulierenden Diskriminie-
rt1r1g vermute ich, daß sie bei Frauen stärker ausgeprägt ist. Leider habe ich 
daz.u aber keine ausreichenden Daten für die Sowjetunion. Nach Black-
stor1e u11d Fulton l1esteht in den Vereinigte11 Staaten und in Großbritannien 
i111 H<>chschulbereich ei11e direkte Beziehung zwischen Rangalter und Rang-
defizit. 
Kehren wir 11ocl1 einmal ztt der Leni11grader Studie zurück. Hier ist ben1er-
kenswert, daß eine Korrelation zwischen Lohn und Qualifikationsniveau 
existiert. Sie '\tirft jedoch Fragen auf. Zunächst ist daran zu erinnern, daß 
es irgendeinen o.ffiziellen Gru11d geben muß, um Loh11unterschiede zu recl1t-
fertigen. Das kann etwa durch Arbeitsplatzbeschreibungen geschehe11, clie 
mehr auf die Stelleninhaber als auf die Stellen selber zt1gesc·hnitte11 sir1d. 
Nicht klar ist z. B., warum ungelernte Handarbeit, „die schwere körper-
liche Anstrengung verlangt", höher entgolten werden soll (n;in1lich n1it 
107,4 Rubeln), als etwa ,,Arbeit an Maschinen und anderen Anlagen, für 
die eine berufliche Ausbildung benötigt wird". Ma11 kön11te erwarte11, dals 
die ungelernte Arbeit niedriger entgolten wird. Das ist jedoch 11icht cier 
Fall: beide Kategorien sind derselben Qualifikatio11sstuf e zugeordnet. Trotz 
dieser sonderbaren Nivellieru11g wird die durch eine Beruf sausbildt111g er-
worbene Qt1alifikation n1it ungefähr 90 Rubeln niedriger bezal1lt als ciie 
Qualifikation, die in schwerer körperlicher Arbeit besteht. Dafür erhält 
man 107 Rubel. Der einzige offenkundige U11terschied zwischen den bei-
den Gruppen ist der, dafs 20 °/o der ausgebildete11, aber 11ur 11 °/o der mit 
schwerer körperlicher Arbeit beschäftigten Personen Frauen sind. 
Auf der a11deren Seite gibt es Kategorien, bei denen tatsächlich Qu~1lifika­
tionsu11terschiede bestehen. So werden z.B. für „Metallmontagearbeit a11 
auto1natisierten Anlagen'' und „Arbeit a11 halbauto1natisierten Anlage11" 
verschiedene Voraussetzungen verlangt. Allerdi11gs muß man hier frage11, 
warum an den automatischen Anlagen nur 2,3 °/o Frauen beschäftigt sind 
und an de11 halbautomatischen Anlagen 97,5 °/o. Sofort erkennt 111a11 wieder 
die Abwärts,bewegung: warum dominieren Frauen bei der halbauto1nati-
sierte11 Arbeit und Männer bei der automatisierten? 
Frauen machen also besondere Abstiegsprozesse durch. Obendrein gilt, daß 
bei wachsender Zahl der Fraue11 in einen1 Gebiet oder Fach auch die Dis-
kriminierung wächst. Es ist meine Hypothese, daß in der Sow jetunio11 z. B. 
in der Medizin, in der Frauen 72 °/o der praktizierenden Arzte stellen, ihre 
Abwesenheit i1n akademischen Elfe11beinturm relativ auffälliger ist als i11 
den Vereinigten Staaten und Großbritannien, wo sie mit einem Anteil 
von 7 bzw. 18 °/o vertrete11 si11d. Leider konnte ich keine Zahlen über die 
medizi11ische11 Fakultäten in der Sowjetunion erhalten, doch habe ich An-
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gaben über den Hochschulbereich insgesamt. 1960 waren von den Direk-
toren für Ausbildung und wissenschaftliche Arbeit 5 °/o Frauen, von den 
Dekanen 8,9 °/o, von den Professoren 10,6 °/o, vo11 den Abteilungsvorste-
hern 12,3 °/o, von den Inhabern der Stelle eines wissenschaftliche11 Rats 
und Professors 24,4 °/o16). Es sieht so aus, als wäre der akademische Bereich 
auch in der Sowjetunion eine Hochburg der Männer. 
Die Hochschule ist nicht bloß eine neben anderen Institutionen, die hier als 
ein zweckmäßiges oder passendes Beispiel herangezogen wird. Die Hoch-
schule ist ein wichtiger, vielleicht sogar der wichtigste Mechanismus zur 
Verteilung von Menschen auf Berufe und Positionen nach Maßgabe der 
·Ma,rkterfordernisse, so wie eine Gesellschaft diese definiert. Die Hoch- 45 
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schule ist das Tor, durch das m<in hindurch muß, um zu Positionen mit 
Macht und Einfluß zu gelange11, sie ist die Stätte, an der die Gesellschaft 
in starken1 Ausn1aß ,iie !v1ol1ilit~it zt1 den begehrten Plätzen ko11trolliert. Je 
mehr I~rauen in eine111 Feld, ciesto 11achdrücklicher die Abwehr gege11 il1re 
Zulasst1ng zu de11 oberste11 Ebenen, auf de11en die Entscheidungen getrof-
fen werden. Ich vern1ute, daß hier Prozesse ablaufen, die 11icht einfach als 
direkte I)iskrimi11ieru11g kl:1ssifiziert werden kön11en. Lasse11 Sie mich 11ur 
z.\vci I;'aktore11 11c1111en, ol1gleich mir klar ist, daß sel1r viel 111ehr wirksam 
sind. 
Eir1 becic'u tencier Faktor ist d<1s k t1ltt1relle Mandat der 1~ rat1e11, das i11 der 
s()\V jetllllio11 ebenso wie i11 den USA, i11 England, ir1 der gesamte11 west-
liche11 Welt u11ci wal1rscheinlich at1cl1 überall sonst gleich gebliebe11 ist. l)as 
kulturelle Mandat der Frauen besteht in der Sorge für die Familie. Das 
l)eliet1tet 
1., dal~ sie zwei Berufe ausf ülle11 statt eines einzigen. Am Ende haben sie 
da1111 nicht die Zeit und erst recht 11icht die E11ergie, u111 die zt1sätzliche 
Arbeit zt1 lcistc11, die mar1 für Aufstieg und Beförderung lJrat1cht. 
2., daß dort, wo sie Z\vischc11 ci11cr Karriere u11d der Fan1ilic wählc11 1nüs-
sc11, die Karriere zurückgestellt wird. Wahrschci11lich 11ocl1 wicl1tigcr ist 
3., d;1ß Arbeitgeber sie als potentielle Unruhestifter i1n gegebenen Systc111 
a11schen. Während Fraue11 an vielen Stellen faktisch härter ar-
beite11 als Mä1111cr u11d wäre es nt1r, um zu zeigen, daß sie il1re11 
St:1tus, der ihr1cn u11d anderen nlcist irgc11dwic illegitim vork<)n1n1t, vcr-
die11c11 - gil1t es dennoch die Besorg11is, sie würden nicht den Gegen-
wert des ihnen gezal1lten Geldes crarlJcitcr1. 
Icl1 fragte dc11 Präsidc11ten der Gcscllscl1aft f'ür Soziol<Jgic i11 der So\vjet-
t1nio11, wie er es erkläre, daß nttr so wenige 1:raucn l'rofcssore11 gewordc11 
si11(l. Sci11c A11twort ka1n prornpt. Lächel11d sagte er: 1:raucn habc11 Ki11-
der. W c11dct man ci11, claß allci11stel1ende Frauc11 ur1d verheiratete Frauc11 
ohne Ki11dcr genauso den Diskrir11i11icru11gcn unterliege11, dar1n wird sofort 
l1i11zt1gcfügt, sie seien ei11 Risiko sie kö11ntcn noch l1eiratcr1 u11d Ki11der 
habc11. 
Wir 111i.issc11 fragen: Was gcscl1al1 in der Sowjetunion, wo die Ideologie so 
nacl1l.iri.icklich die c;Jcichbcrcchtigung der l~rauc11 seit nunmehr fast sechs 
jal1rzchnte11 betont? Oder was geschah, um ein anderes, bisher nicht er-
w;ih11tcs Beispiel heranzuziehen, im Kibbt1z in Israel? Warum l)lciben 
1:rauc11 dt)rt auf clic Küche, die Wäscherei und das Kinderl1aus beschränkt? 
Warum ncl1men sie nicht teil an den politiscl1en Entscl1cidunge11, warum 
fi11clet n1~111 sie nicht als Direktoren von Fabriken oder von andere11 Wirt-
schaf tsgel)ildcn? Sie waren von den Aufgaben der Kinderbetreuung und 
von der Hausarbeit befreit; sie mußten nicht wie die Fraue11 in der s()Wjet-
union, in den Vereinigten Staaten und i11 Er1gla11d zwei Berufe erfiille11 . 
Die Antwort ist so einfach, daß sie trivial l-.li11gt u11d d<1s ist eir1 weit(~rer 
Faktor: dort wie l1ier werden die grundlegenden Stereotype über 1:raue11 
nicht in Frage gestellt17). Lassen Sie mich eine persönliche Erfal1rt111g wie-
dergeben, die ich vor einigen Monaten hatte, als ich zwei Kibbuzir11 in 
Israel besuchte. 
I11 dem ersten Kibbuz trafen n1ein Mann u11d icl1 eir1 El1epaar kt1r/. V(lt' 
der Pensio11ierung. In der1 späten 20er Jahren hatten beide stt1diert, er i11 
Wien, sie in Prag. Beide hatten dann ihr Studium aufgegeben, t1111 sicl1 cler 
Zio11istischen Bewegung zu widmen. Dan1als ware11 sie gleichgestellt. I-Iet1te 
u11terrichtet er an einer nahe gelege11e11 Schule u11d leistet statistiscl1e Arbeit. 
Sie arbeitet in der Wäscherei. Was ist mit ihr geschehe11? Il1re Ki11der \Vt1r-
den im Kinderhaus erzogen, die Mahlzeite11 nahm die Fan1ilie i111 ge111ei11-
same11 Speisesaal ein. Sie blieb also nicht zurück, weil sie viele Jal1re 111it 
der Erziehung der Kinder t1nd dem Hausl1alt hätte verbri11ge11 n1Üsse11. Was 
geschah? Vielleicht liefert meine zweite Geschichte die A11twort, de1111 sie 
zeigt, daß die alten Stereotype über Fraue11 selbst in eir1er Gesellscl1aft, die 
ideologisch auf dem Gleichheitsgrundsatz basiert, weiterbestehe11. 
In dem zweiten Kibbuz trafen wir einen Man11, der ebe11f alls scl1on seit 
Jahren dort lebt. Wir lernten seine Frau nicht kenne11, sie gi11g zur Scl1t1le, 
wo sie ein Training als Sozialarbeiterin absolviert. U11ser Gastgel)er hatte 
vor, um fünf Uhr wieder zu Hause zu sein, weil dann seine kleine Tochter 
vom Kinderhaus kam. Er schien bereit, die noch verbleibenden Betret1t1r1gs-
auf gaben für das Kind voll nlit seiner Frau zu teile11. Kurz vor dem Auf-
bruch wollte er uns die etwas entfernt gelege11e Schule zeigen und fragte, 
ob wir rnit meinem u11d meines Mannes Wagen dorthi11 fal1ren könnte11. Als 
wir einstiegen u11d ich mich ans Steuer setzte, sagte er überrascht zu n1ei-
nem Ma11n: ,,Wie kon1n1t es, daß Sie nicht fa.hren?" Wir erklärten ihn1, 
wir zögen beide die jetzige Praxis vor. Als wir zur Schule kan1en, sagte er: 
,,Gegenwärtig sind nicht viele Klassen in Betrieb, aber", und jetzt wa11(1te 
er sich zu mir, ,,Sie sind vielleicht dara11 interessiert, die Kochklasse zu 
beobachten.'' Plötzlich verstand ich, was im Kibbuz geschehen war, unge-
achtet aller guten Intentionen. 
Solange die alten Klischees nicht angetastet werde11, bleiben die Di11ge im 
wesentlichen, wie sie sind. Es reicht nicht aus, die Rechtsgleichheit zu 
schaffen und dann alles weitere zu vergessen. Solange die Arbeitsteilt111g in 
der Familie fortgesetzt wird, wird es auch bei der Arbeitsteilt111g i11 der Ge-
sellschaft bleiben, die auf männlichen Privilegien und männlicher Herr-
schaft basiert. 
Soviel zu den Gründen für das Fortbestehen der Diskriminierung i11 der 
hier beschriebenen Form die Abwärtsbewegung der Frauen, ihre Ab- 47 
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wesenheit in Rängen mit hohem Prestige, die wachsende Diskriminierung 
mit wachsender Zahl. Was sind die Konseque11zen? Eine Folge der Tat-
sache, daß das Ansehen ei11es Berufes 1nit dem Zustrom von Frauen sinkt, 
ist, daf~ dadurch die mit den entsprechenden Positionen verbundenen 
m:innlichen Prärogativen gefährdet werden, d. h. die Mä11ner laufen Ge-
fahr, ebenfalls degradiert zu werden. Infolgedessen liegt ihne11 daran, 
Fraue11 drauf~c11 zu halten oder ihnen zun1indest die Beloh11ungen zu ver-
weigern, ,1amit il1rc Zahl nicl1t wächst. Das ist nicht weiter überraschend. 
Es gil)t jedoch eine andere, weniger of fe11sichtliche Konsequenz. Sie besteht 
darin, d;1f1 die ;\renigen Fraue11, die zu den Machteliten gehören, ihre11 Sta-
tus als Minderheit ge11ießcn. We11n es stimn1t und ich hoffe, das gezeigt 
zu l1ab,~n , daß steigende Beteiligung von Frauen Ha11d in Hand geht 
mit dc111 Sinken der Belohnungen für sie im Vergleich zu denen für Män-
11er, da1111 muß auch die Ausnahmefrau in Männerberufen dara11 interessiert 
sein, Frauen vor der Schwelle zu halten. Ihre eigenen Interessen würden 
durch de11 Zustrom vo11 mehr Frauen bedroht, weil dann die Belohnungen. 
clie sie jetzt erhält, verringert würden. Das erklärt 11icl1t nur, warum viele 
I~rauen unter den wenigen Glücklichen, die es geschafft haben, sich wei-
ger11, i11 1:rat1enbcwegu11ge11 mitzt1arbeite11. Es erkl:irt auch, warun1 sie, 
nicht anders als Mä1111er, wenig Neigu11g verspüren, Frauen zum Eintritt 
in dieses Fach oder dieses Feld oder zun1 Streben nach l~ortkon1me11 zu er-
• 
n1ut1gen. 
Sofern diese Argumentation richtig ist, ergibt sich, da15 durch die Forde-
rung nach stärkerer Beteiligung von Frauen an Eliteberufen wie etwa der 
Medizin oder der Jurisprudenz nicht viel erreicht werden ka1111. l~raucn 
würden die u11teren Ränge besetzen, die Routinearbeit des einfach prakti-
schen Arztes oder im Familie11recht tun, und würden damit den Kreis der 
Ausgebeuteten vergrößern. Sie würden, in anderen Worten, die mä11nliche 
Domina11z bloß bestätigen. Durch die bloße Vergrößeru11g ihrer Zahl in 
qualifizierten Berufen würden F raue11 das patriarchalische Systen1 el1er 
stärken als schwächen. Nur durch den Anspruch auf gleichberechtigten Zu-
gang zu Spitzenpositionen fordern Frauen das bestehende System heraus, 
stelle11 sie die geschlossenen Institutionen in Frage, in denen die Auswahl-
prozesse nicht auf Leistung basieren, wie oft behauptet, sondern auf der 
Monopolisierung von Privilegien. Solange eine ausgebeutete Schicht damit 
zufrieden ist, ausgebeutet zu werden, kann das System der Machteliten 
nicht ernsthaft in Frage gestellt werden. Um einen alten Satz von August 
Bebe! abzuwandeln: Nur wenn sie ihre elende Bedürfnislosigkeit aufgeben, 
kön11en Frauen das Elitesystem in seiner jetzigen Forn1 provozieren. 
Frauen werden nur dann gleiche Mobilitätschancen erhalten, wenn die nach 
wie vor herrschenden Stereotype über die Geschlechter vollständig über-
wunden sind. Das bedeutet jedoch auch eine Veränderung der Familien-
struktur. Die volle Chancengleichheit für Frauen wird daher sehr viel 
schwerer zu erreichen sein als eine Chancengleichheit für irge11dei11e ar1dere 
Minorität oder Rasse, denn sie impliziert einen Wandel der Herrscl1afts-
strukturen der Gesellschaft. 
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Das neue Mitbestimmungsgesetz 
!. Die 1~·r1tstef;11r1gsgescl1iclJte des Gesetzes 
Ar11 l .. J L1 li 197 6 trat das 11eue Mitbestimmt1ngsgesetz in Kraft, das, wie 
jec1ern1a1111 weil~, \'Om Bundestag erst nach ganz außerordentlich heftigen 
in11e11pL)litischen Kontroversen verabschiedet werden konnte. Schon 1946 
hatte Har1s Böckler, der erste Vorsitzende des DGB nach dem z,veiten 
W el tk rieg, „ die volle verantwortliche Einschaltung der Arbeit11ehn1erschaf t 
l)eirn Wiederat1fbau u11d der Neuordnu11g der deutsche11 Industrie, nament-
lich im Mont<111bereich« gefordert. Nacl1 mehrjährigem Kan1pf, der sich 
zuletzt in der Drohung 1nit eine111 großen Streik z.uspitzte, kan1 es zun1 
Mo11tanmitbestin11nungsgesetz vo11 1951, das die paritätische Besetzung der 
Aufsichtsräte in den Kohle und Stahl erzeuge11der1 Großunternehmen vor-
schrieb. Dagegen hatte sich die solchen Bestrebungen abholde Politik Ade-
nauers u11d Erhards schon im folge11de11 Jahr soweit clurchgesetzt, daß der 
V ersuch, die gleiche Regelu11g i1n Betriebsverfassu11gsgesetz von 1952 aucl1 
für die übrige Wirtscl1aft zu erreichen, oh11e Erfolg blieb. Nach diesen1 
Rückschlag traten die Gewerkschafte11 erst 11ach dem Ende der Adenauer-
Zeit mit ihren1 Verla11gen nach paritätischer Mitbestimn1u11g wieder her-
vor. Seit den1 Grundsatzprogramm des DGB von 1963 verschwand sie 
nicht mehr vo11 der politischen Tagesordnu11g. In ihrer 1968 publizierten 
Scl1rift »Mitbestimmt1ng in der Wirtschaft« (Stt1ncienbücher Bd. 85, S. 
38 f., 48 ff.) setzte sich auch die Kamn1er für Soziale Ord11ung der EKD 
für eine Unternehmensordnung ein, i11 der >>weder über das Eige11tum der 
Kapitaleigner gege11 deren Willen zu ihrem Schade11 verfügt, 11och die 
1 nteressen der Arbeitnehmer bei de11 Entscheidungen übergangen werden 
kc)nnen". Die von BL1ndeskanzler Kiesinger in der Regierungserklärung 
vom 13. Dezernber 1966 angekündigte Mitbestimmt1ngskommission (sog. 
Biede11kopf-Kommission), die sich 1968 konstituierte und im Februar 1970 
il1ren Bericht vorlegte, verschaffte der Regierung zunächst einen Zeitge-
wi1111. 111 ihrem Bericht, der die Grundlage für alle folgenden Überlegungen 
lieferte, en1pf ahl die Kommission, die Zahl der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat zwar bis dicl1t a11 die Grenze der Parität zu erweitern, es aber 
(!()Ch bei ei11em geringen Übergewicht der Anteilseignerseite zu belassen. 
Schon z,wei Jahre zuvor war die Bundestagsfraktion der SPD mit einem 
Gesetzentwurf hervorgetreten, welcher die uneingeschränkt paritätische Be-
setz.ung der At1fsichtsräte nach dem Vorbild des Montanmitbestimmungs-
gesetzes empfahl. 1971 brachte die Bundestagsf raktio11 der CDU/CSU 
einen Gesetzentwurf ein, der die Zusammensetzung des Aufsichtsrats mit 
sieben Anteilseigner- und fünf Arbeitnehmervertreter11 vorsah. Es folgten 
eine große Anzahl von Modellentwürfen der Parteien, einzelner Partei-
organisationen und -mitglieder, der Gewerkschaften, kirchlicher Orga11i-
sationen und einer Anzahl von Unternehmensverbänden, die 11ahezu alle 
denkbare11 Varianten vertraten. Die Regierung Brandt-Scheel kü11digte i11 
der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 ei11 Mitbestin1n1ungsgesetz 
a11, das »vom Grundsatz der Gleichberechtigung und Gleichgewichtigkeit 
von Arbeitnehmern und Anteilseignern in Großu11ternehme11« ausging, u11d 
legte hierzu am 22. Februar 1974 einen Regierungsentwurf vor. Während 
dessen Beratu11gen kam es zu schweren Gegensätzen zwische11 de11 Koa-
litionsparteien, die sich zeitweise bis zur Zerreißprobe für die Regierung 
steigerten. Ihren beredtsten Ausdruck fanden die politischen u11d rechtlichen 
Ko11troversen in den vom federführenden Bundestagsaussch11ß für Arbeit 
11nd Sozialordnung veranstalteten Hearings, in de11en die gegensätzliche11 
Standpunkte der Verbä11de und der Verfassungsjurister1 artikuliert wurden. 
Die Aussch11ßberatungen führte11 daraufhi11 zu tief e11 Verä11derunge11 des 
Regierungse11twurfs, welche die den Arbeitnehmern dort ei11geräu111ten 
Rechte wieder ei11schränkten. Nach aller Wirr11is kam doch noch ein Ko1n-
promiß zustande, der die Zustim1nu11g 11icht nur der Regierungsparteien, 
sondern auch der Opposition fa11d, so daß das Gesetz i111 B11ndestag schliet~­
lich mit großer Mehrheit verabschiedet wurde. 
11. überblick über die Grundzüge des Mitbestirr1mur1gsgesetzes 
Das neue Gesetz schreibt für alle Aktie11gesellschaften und Gesellschafter1 
mit beschränkter Haftung sowie für einige selte11ere Unternehmen, die i11 
der Regel mehr als 2000 Arbeitnehmer beschiiftigen, die paritätische Be-
setzung der Aufsichtsräte mit der gleichen Anzahl von Vertretern der A11-
teilseigner und der Arbeitnehmer vor. Es betrifft alle Wirtschaftszweige 
mit Ausnah1ne der Montanindustrie, für w:elcl1e die Mo11tan111itbesti111-
mungsgesetze weitergelten, u11d der soge11annten Tende11zunter11ehn1e11, d. 
h. namentlich der Presse und der Unterneh1nen mit konfessioneller und 
karitativer Zwecksetzung, die auch scho11 bisher eine Sonderstellung ein-
nahmen. Insgesamt wird es 600 bis 700 U11ternehme11 erfassen. Im Konzern 
siedelt das Gesetz die Mitbestimmung grundsätzlich an der Konzernspitze 
an und, sofern dies aus rechtliche11 Gründen nicht geht, in dem der Ko11zern-
spitze am nächsten stehenden nlitbestimmungspflichtigen Konzer11unter-
nehmen. Die Arbeitnehmer sämtlicher Konzernunternehmen nehmen an der 
Wahl zum Aufsichtsrat des herrschenden Unternehmens teil. Das Wahl-
verfahren entspricht den Grundsätzen der Verhältniswahl. Darüber hinaus 
gewährt es den drei vom Gesetz unterschiedenen Untergruppen der Arbei- 51 
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ter, Angestellten und leitenden Angestellten einen Minderheite11schutz der-
art, daß sich t1nter den Aufsicl1tsratsmitgliedern der Arbeitnehmer je min-
destens ein Vertreter (iieser Gruppen befinden 1nuß. Zwei (in großen Un-
ternehme11 drei) der Aufsichtsratsn1itglieder der Arbeit11ehmer werden von 
den i1n Unter11ehmc11 vertretenen Gewerkschaften vorgeschlagen. Alle Ar-
beitnehn1ervertrctcr werden in Unternehn1en nlit bis zu 8000 Arbeitneh-
n1er11 ir1 Urwal1l, d<1rüber l1i11aus durch Wahln1~i11ner gewählt. 
Der At1fsichtsrat scll)st entscl1eidet gru11dsätzlich 111it Sti1nn1e11mehrheit. Bei 
Stir11111e11gleichl1eit l1at i11 einer er11e11ten Abstimmung der Aufsichtsratsvor-
sitzende, cler, wen11 sicl1 nicht beide Partner mit Zweidrittelmehrheit auf 
eir1e Perso11 geei11igt habe11, ''On der A11teilseignerseite gestellt wird, ei11e 
z.weite Stin1me. 111 den Vorstand bzw. die Gescl1äftsführung ist als gleich-
lJerechtigtes Mitglied ein Arbeitsdirektor zu berufen, über dessen Fu11ktio-
11er1 das Gesetz allerdings nichts Näheres ausführt. 
111. Keine paritätisclJe }.fitbestirnmurzg 
[)er Ker11 des Mitbesti111mt1ngsgesetzes ist die Besetzung der Aufsichtsr:ite 
nlit einer gleiche11 Z<1hl von Anteilseigner- 1111d Arbeitnel1mervertretern. Es 
re<1lisiert in einen1 demgen1äß forn1al und e11g verstandenen Sinn die pari-
tätische Mitbestim111ung. Fu11ktionell betrachtet stellt das Gesetz jedoch 
kei11e Parität zwische11 Anteilseignern und Arbeitnel1mern l1er, sonder11 l1ält 
llngeachtet der gleiche11 Zahl der Aufsichtsratsmandate an einem dettt-
lichen Übergewicht der A11teilseignerseite fest. Dies ergibt sich zum erster1 
aus de111 doppelte11 Stin1mrecl1t des von den A11teilseigner11 gestellten A11f-
sichtsratsvorsitze11de11, mit desse11 Hilfe er in alle11 Fällen den Ausschlag 
gibt, i11 de11en es wegen der Stimn1engleichheit andernfalls zur Ablehnu11g 
ei11es A11trags kä111e. Die Regelt1ng gilt auch für die wichtigste Kompete11z 
des Aufsichtsr<1ts, die Wahl der Vorsta11dsn1itglieder, d. h. der eigentlichen 
U nter11ehmensf ührung, hier allerdings modifiziert, aber letzten Endes nicht 
entscheide11d geändert durcl1 die Vorschrift, i11 zwei vorgeschaltete11 Wahl-
gä11gen ei11e Mehrheitse11tscheid11ng zunächst von zwei Dritteln, und wenn 
das nicht gelingt, der ei11facl1en Mehrheit aller Aufsichtsratsmitglieder, zu 
suche11. Weiterhin bedeutet at1ch die Beteiligu11g der leitenden Angestellte11 
;1n1 Aufsichtsrat eine Auf]()Ckerung und Schwächu11g der Fro11t der Arbeit-
11ehn1ervertreter. Denn obgleich die leitenden Angestellten zu den Arbeit-
r1ehn1ern gehören und (iaher vom Gesetz nicht ohne Grund auf deren Seite 
l)eri.icksichtigt werden, bilden sie doch eine U11tergruppe, die andere Funk-
tione11 im U nter11ehn1e11 erfüllt als die übrigen Arbeitnehmer, sich auch 
sozic)logisch vo11 diese11 abhebt und sich daher mit ih11en nicht ohne weite-
res identifiziert. W e11n sie auch durchaus andere Interessen haben als die 
Anteilseigner, stehen sie diesen doch näher als die übrigen Arbeitnehmer. 
Nicht selten verwischt sich der Gegensatz, weil sie Anteile des Unterneh-
mens besitzen. Unter der Parität bleibt das Gesetz bei funktioneller Be-
trachtungsweise schließlich at1ch deshalb, weil es die Mitbestin1mu11g nur 
im Aufsichtsrat ansiedelt, den1 schwächste11 der drei Unter11ehmensorgar1e. 
Während der Aufsichtsrat nach der Ko11zeption des Aktiengesetzes die U11-
ternehmensleitung nur überwachen, dagegen regel111äßig keine selbst~indigen 
Führungsentscheidungen treffen soll, liegt die eigentliche unter11ehn1erische 
Initiative und Verantwortlichkeit beim Vorstand. Dieser bleibt aber n1it-
bestimmungsfrei, na111entlich kommt auch der im gleichen Verfahren wie 
alle anderen Vorstandsmitglieder gewählte Arbeitsdirektor als besonderer 
Repräsentant oder Vertrauensmann der Arbeitnehmer nicht in Betracht. 
Wichtige Entscheidungen über die Grundlagen des Unternehmer1s gehöre11 
weiter zur Zuständigkeit der gleichfalls nicht mitbesti1nn1te11 Haupt- bzw. 
Gesellschafterversa1nmlu11g. 
Aufzuwägen gegen diese Verlustliste der Mitbesti1n111u11g sind auf der an-
deren Seite die Befugnisse, welche das geltende Recht der Arbeitnehn1er-
schaft außerhalb der Unternehmensverfassung, vor allem im Betriebsver-
fassungs- und im Tarifvertrags- und Arbeitskampf recht, gewährt. Das Be-
triebsverfassungsgesetz räumt den Betriebsräten neben Informations-, An-
hörungs- und Mitberatungsrechte11 in einer Reihe von Angelegenheiten ein 
echtes Mitbestimmungsrecht ein und verwirklicht insoweit die Parität 
beider Seiten. Oft wurde argumentiert, die Kumulation der Mitbestimmu11g 
im Aufsichtsrat und im Betrieb verstärke die Position der Arbeitnehn1er i11 
einem Ausmaß, daß nicht nur Parität, sondern sogar ei11 Übergewicht der 
Arbeit11ehmerseite eintreten werde. Bei näherem Zusehen ist ei11 solcher 
Schluß nach der Rechtslage jedoch nicht begründet. Denn beide Mitbesti111-
mungsforme11 beziehen sich nur in At1snahmefällen auf dieselben Gege11-
stände, während in der Regel Angelegenheite11 der betriebsverfassungsrecht-
lichen Mitbestin1mung 11icht zur Z11ständigkeit des Aufsichtsrats gehören 
·und umgekehrt, so daß die einfache Addition ein schiefes Bild ergeben 
würde. A11ch mit Unzuträglichkeiten im Verhält11is zwischen Mitbestin1-
mung und Tarifvertragswesen ist nach dem endgi.iltigen Gesetzestext 11icht 
mehr oh11e weiteres zu rechnen, da das doppelte Stimmrecht des Aufsichts-
ratsvorsitzenden den Anreiz stark ver1nindert, Tariffragen in den Auf-
sichtsrat zu bringen. In beiden Fälle11 geht es daher nicht an, die den 
Arbeitnehmern zustehenden Rechte einfach zu addieren und von einer ihre 
Schwäche im Aufsichtsrat überkompensierenden Oberparität zu reden. Im 
Ergebnis vermehrt das Mitbestimmungsgesetz den Einfluß der Arbeitneh-
merseite im Unternehmen, verschafft ihr wirksameren Zugang zu den Ent-
scheidungszentren, vergrößert den Spielraum für eine ihren Interessen 
Rechnung tragende Unternehmenspolitik, installiert sie aber rechtlich nicht 
als gleichberechtigte Partner der Anteilseignerseite. 
Das tatsächliche Ausmaß des den Arbeitnehmern infolge des Gesetzes zu- 53 
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wachsende11 Einflusses wird allerdings auch vom politischen Kräftever-
hält11is zwischen den Sozialpartnern beeinflußt, denn davon hängt es 
letztlich ab, ob die Anteilseig11er es als zweckmäßig ansehen können, ihre 
Rechte im Aufsicl1tsrat \•oll auszuspielen und ihre Interessen auch gegen 
den Willen der Arbeitnehmer u11d u1n den Preis des Konflikts mit ihnen 
durchzusetze11, clder ob sie es vorziehen, Kompromisse zu schließe11, die 
il1nen weiter entgegenko1nmen als 11ach der Recl1tslage notwendig wäre. In 
dieser bisher unbekannten politischen Dimension liegt vielleicht die wich-
tigste, de11 Stil des Unterneh1nensrechts a1n 11achhaltigste11 verändernde 
Neuerung des Gesetzes. 
/\ 1 . Zur verf,1ssungsrechtliclJerz Beurteilurzg des Gesetzes 
I 11 der v<Jm Regier11ngsentwurf ausgelösten, ungewöhnlich l1ef tige11, verf as-
s1111gsrecl1tlichen Debatte wurde deutlich, dal~ der Boden einer auf die pri-
vatrechtliche Wirtschafts- und Sozialordnung bezogenen Verfassungs-, 
11amentlich Grundrechtsi11terpretation noch im111er unsicher ist. In grobe11 
Zügen lasse11 sich drei Mei11u11gen unterscheiden. Eine erste Gruppe vo11 
Autore11 versteht den Eigentu111sschutz nach Art. 14 GG als eine verfas-
sungsrechtliche Garar1tie des Vorrangs der Anteilseigner im Unternehn1en 
ur1d hält daher die Parität zwischen den Sozialpartnern für verfassungs-
widrig. Sie steht vor der Frage, ob die Endfassung des Gesetzes den von ihr 
post11lierte11 Anforderungen des Art. 14 GG genügt. Eine zweite Gruppe 
vertritt demgegenüber den Standpunkt, die in Art. 14 GG selbst genannte11 
sozialen Schranken der Eigentun1sgara11tie, gesehen in1 Zusamme11hang mit 
der allgen1eir1er1 Gewährleist11ng des Sozialstaats in Art. 20 GG, gestatte 
de111 Gesetzgeber sogar, den Arbeitnehn1er11 das Übergewicht im Unterneh-
111e11 zt1 verleihen und die Ar1teilseigr1errechte demgemäß zurückzudränge11. 
Die Gr11ppe findet im Mitbestimmungsgesetz selbstverständlich keine ver-
fassungsrechtlichen Probleme. Die dritte Partei sieht in1 Gru11dgesetz eine 
A.quivale11z von Eigentt1n1sschutz und sozialstaatlicher Vorbel1alte angelegt, 
welche eine paritätisch geordnete Unternehmensverfassung zuließe, sofern 
sie sachgem:iß und funktionstüchtig bleibt und ohr1e Widersprüche in das 
Gesan1tgefüge der Wirtschafts- und Sozialordnung eingepaßt wird. Welche 
Gruppe recht hat, ist in der Wisse11schaft noch immer nicht geklärt. Nach 
Lage der Dinge kann auch nur ein Spruch des Bundesverfassungsgerichts 
die Frage definitiv entscheiden. Nach der in seiner bisherigen Judikatur 
zt1n1 Eigentumsscl1utz verfolgten Tendenz erscheir1t es ungeachtet aller U11-
sicherheit einer solchen Prognose als wenig wahrscheinlich, daß das B11n-
desverfass11ngsgericht das Mitbesti1nmungsgesetz im Ganzen für verfas-
sungswidrig erklären wird. 
V. Ausblil-k 
l"angf ristige Prog11osen über die Auswirkungen des Mitbestimmungsgeset-
zes sind mit einem Anspruch auf wissenschaftliche Zuverlässigkeit kaun1 
zu erstellen. Ob politische Befürchtungen, die paritätische Mitbestirnn1t111g 
schaffe die Gefahr einer zentrale11 gewerkschaftlichen Wirtscl1af tssteue-
rung, unter den Bedingungen einer uneingeschränkten Parität der Sozial-
partner begründet wäre, muß hier dahi11stehen. Das Mitbestin11nungsgesetz 
rechtfertigt sie nicht. Die Funktionsmechanisme11 der Marktwirtscl1aft 
würden durch das Gesetz unmittelbar nur da11n i11 Frage gestellt, wen11 die 
Arbeitnehmerschaft nicht daran interessiert wäre, daß die U11ternehme11 
wirtschaftlich optimal geführt werde11 und sich in1 Wettbewerb behaupter1, 
und wenn sie diesen Standpunkt gegenüber den Anteilseignern durchsetzen 
könnten. Nur in diesem Fall wäre auch eine nachhaltige Einbuf~e a11 I)ro-
duktivität der Unternehn1en zu befürchte11. Beides trifft nicht zu. Volle11cls 
gestattet es das Gesetz den Gewerkschafte11 nicht, die maßgebliche11 Posi-
tionen im Unternehmen einfach an sich zu ziehen und die Unternehme11s-
politik zentral zu steuern, denn die zwei oder drei von den Gewerkschaf-
ten vorgeschlagenen, nicht aber entsandten Mitglieder des Aufsichtsrats 
sind dazu nicht in der Lage. Allerdings genügt es auch bei derartigen 
Prognosen nicht, nur die Rechtsstrukturen auszuleuchten, denn wiederum 
hängt die Zukunft ebenso stark von der politische11 Entwicklung, d. h. vom 
künftigen Kräfteverhältnis zwischen den Sozialpartner11 11nd ihren Organi-
sationen, ab. Wird sich in der Arbeitnehmerschaft eine radikale, auf die 
Zerstörung der gegenwärtigen Ordnung gerichtete Tendenz durchsetzen, 
so verstärkt der ihr durch das Mitbestim1nungsgesetz gewährte Einflul~ die 
Gefahr, daß sie mit der Verwirklichung ihrer Ziele erfolgreich sein wird. 
Auf der anderen Seite kann das Gesetz aber auch zu einer stärkeren Inte-
gration der Arbeitnehmerschaft in die Unternehmen und in das Gefüge der 
sozialen Marktwirtschaft beitragen, die radikale11 Neigungen gerade e11t-
gegenwirkt. So gesehen wird das Schicksal des Mitbestimmungsgesetzes 
langfristig davon abhängen, was die Betrof fe11en aus ihm machen. Es er-
innert stärker als die meisten anderen Gesetze an die Schicksalhaftigkeit 
des sozialen und politischen Prozesses im Inneren eines Landes, die 
Hilfe gesetzlicher Maßnahmen zu steuern trotz allem Optimismus 






Karl W. Boetticher 
Eigenständiges Leben im Alter-
neue Konzepte für die höheren Jahre 
1V il-IJts ist 1icrn Ji1 cnsc/Jen unerträglicher als völlige Un-
tätigkeit, also ohne Leiderzschaften, ohne Geschäft, ohne 
Zcrstrcuztr1ger1, ohrie Aufgabe zu sein. Dann spürt er seine 
1Vicl1tigkeit, seine Verlassenheit, sein Ungerzügen, seine 
AbJJärigigkeit, scirie Ol1nmacht, seirze leere. Alsogleich 
wird dem Gruncle seiner Seele die Lar1geweile und die 
Düsterriis, die Trauer, der Kummer, die Verzweiflung 
• 
entsteigen. 
Blaise Pasl·al, Perisees 
Auf dem 1. I11ternatio11alen Symposium über „Körperliche Aktivität i111 
Alter", das in1 Jahre 1968 unter der Schirmherrschaft der UNESCO ir1 
Tel Aviv 1) stattfand, wurde belegt, daß Körperübungen ein signifikantes 
Modifiziert1ngsmaß für den naturgegebe11er1 Ablauf des Alterns darstellen: 
regeln1äßiges körperliches Training verlangsa111t den Abbau der l~(>rn1, der 
Funktion und des Gesundheitszustand<.-s. Die Belege sind ei11drucksvoll. 
Männer, die keinen Sport treiben, überscl1reiten schon nacl1 il1rem 30. Le-
bensjahr den höchsten Grad ihrer körperlichen Leistu11gsfähigkeit; n1it dem 
55. l,ebensjahr wird 1111r noch ei11 Drittel des frühere11 Maxin1alwertes ge-
n1essen. A11ders diejenige11, die sportliche Aktivitäten nicht aufgeben; sie 
können bis zum 40., ja bis zum 50. Lebensjahr ihre Leistungsfäl1igkeit kon-
stant halten, zun1 Teil sogar noch vergrößer11. Carl Diem stellt auf Grun,i 
derartiger Befunde fest: „Sport ist ei11e Methode, 30 Jahre lang 20 Jahre 
alt zu bleibe11. " 3) 
Der Organismus ist darauf angewiesen, daß alle seine Teile durch die regel·· 
n1äf\ige Inanspruchnahme der Funktionen leistungsfähig gel1alte11 werde11. 
Wo das nicht der I~all ist, tritt Degeneration ein. So unterliegen Muskel-
partie11 sehr rasch der Atrophie, werden sie nicht in Übung gehalten. Nän1-
licl1es gilt für die Intelligenzkräfte. Ei11e ihre Äußerungen sind je11e Fäl1ig-
keiten, die als soziale Geschicklichkeiten beschrieben werden; der gesamte 
I;t111tit1s, den ein Mensch gelernt, sich angeeignet hat, um mit anderen leben 
t1nd wirke11 z_u kön11en. Auch diese müsse11 nicht nur entwickelt werden, 
sie müssen geübt, erweitert, angepaßt werden, damit eine Person an den 




Die Frage, in welchem Maße die Auf rechterhaltu11g sozialer Geschicklicl1-
keiten in den höheren Jahren den Alternsprozeß günstig beei11flL1ßt, ist ei11 
Gegenstand des beso11deren Interesses der Gießener Forschungsgruppe für 
Gerontologie. In ihren bisherigen Untersuchungen f a11den sich z.al1lreicl1e 
Hinweise dafür, daß unmittelbare Teilnahme a11 und Mitwirku11ge11 in der 
u1ngebenden Gesellschaft ebenfalls ,,ein signifikantes Modi fizierL1ngsmal~" 
für clen natt1rgegebenen Ablauf des Alterns darstelle11. Darat1s resL1ltiert 
eine Hypothese, der in verschiedene11 Projekte11 11achgegangen wird, (1,1ß 
11ämlich die At1f rechterhaltung sozialer I11tegration eine wesentlicl1e Bedir1-
gt1ng für die Stabilität t1nd Kontinuität ei11er Biographie ist. So ist nicht 
t111i11teressant, daß regelmäi~ige sportliche Aktivitäten weit überwiege11cl i11 
formalen oder informellen Organisatio11en Sportverei11e11 oder Lat1f-
treffs zum Beispiel stattfinden, also innerhalb sozialer Gebilde. Es steht 
zu vermuten, daß diesem Zusammenhang eine viel größere Bedeutur1g zu-
komtnt, als auf den erste11 Blick angenomme11 wird. So fa11de11 wir, daß bei 
einem kontrollierten Versuch, sportliche Spiele in ei11er Woh11a11lage für 
ältere Personen einzuführen, in der Rangfolge der Motive, an de111 Experi-
ment teilzunehmen, das soziale Moment vor dem Mon1e11t „körperlicl1e 
Übung'' rangierte. Teilnehmer äußerten zum Beispiel, Ehrgeiz müsse beim 
Mittun schon dabei sein, oder aber, n1an wolle 11atürlich aucl1 einn1al ge-
win11en. 4) Ein Programm für körperliche Übungen, wie es i11 diesen1 Fall 
angeboten wurde, wird also nicht nur wegen der Trainingsn1öglichkeit f re-
quentiert. Sich zum gen1einsamen Tun zu vereinen, um dabei auch im Wett-
bewerb um Reputation sich selber zt1 versuchen, vielleicl1t gar zt1 bevväh-
ren, war den Beteiligten so wichtig wie die körperliche Anstrengung. 
Die Frage, welche Faktoren den Alternsprozeß günstig beeinflussen, welche 
ein eigenständiges Leben bis in die hohen Jahre verbürgen, kan11 11ur be-
antwortet werden, wen11 auch die soziologischen Aspekte Berücksicl1tigL111g 
finden und zwar in viel höherem Maße, als das derzeit geschieht. Zwar 
kann nachgewiesen werden, daß Personen, die ei11 l1ohes oder sel1r hohes 
Alter erreichen, d!e Nachkommen vo11 Eltern oder Großelter11 si11d, die 
ebenfalls ein hohes Alter erreichte11. Aber sicher ist auch, daß noch die 
besten genetischen Voraussetzungen für ei11 besonders langes Leben zerstört 
werden, wenn man das verliehene Potential durch exaltierte Lebensweisen 
ruiniert. Nikotin, Alkohol, Freßsucht oder Arbeitswut sind Risike11, die 
auch die allerbeste11 Konditionen zerreiben; sie sind physisch und sozial be-
dingt, Folgen mißlungener Anpasst1ngen an die Umwelt. 
Die Divergenz der sozialen Bedirigungen 
Befriedigendes Alter hängt also davon ab, wie ein Mensch das Gesa1nt der 
ihm verliehenen körperlichen und psychischen Kräfte und sozialen Fähigkei-
ten nutzt, übt und in Gang hält. In der Realität zeigt sich jedoch, daß eine 57 
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Majorität der Erwachsenen im höheren Lebensalter diesen Zusammenhang 
nicht ins Kalkül zieht. Im Gege11teil, die Vorstellung über Alter, heißt 
„Rul1estand'', Vernacl1l~issigt1ng der Anstrengungen, die für die Aufrechter-
haltung ei11er menschlicl1en Existe11z über lange Zeit 11ötig sind. Der be-
schat1liche Lebe11sal)end wird ge\vÜ11scht; das Adjektiv „aktiv'' will dazu 
nicht passer1. llückzug aus der Gesellschaft, soziales Disengageme11t heißt 
die Zielricl1tt111g, oh11e daß die Auswirkung einer solchen Maxin1e bewußt 
wir(!. Rt1l1esta11d kö1111te daher als sozialer Selbstmord bezeichnet werde11, 
den1 der biologiscl1e Tod etwas später folgt. 
Es gil)t allerdi11gs auch Te11denzen, die höheren Jal1re nicht 111ehr als Rul1e-
stand zu verstehe11. So 11otierte Hans Thon1ae schon vor Jahren, er beob-
;1cl1te ei11e E111;111zipation der Erwacl1senen im höhere11 Lebe11salter. I>ie Er-
l1el)t111gen cler 1:orscht1ngsgrt1ppe für Gerontologie bieten dafür Bestätigun-
ge11,:>) Ei11e offe11bar wacl1sende Mi11derl1eit von Personen jenseits vor1 60 
oder (J5 .Jal1ren folgt den Muster11 ei11es Lebens im Alter nicht mehr, auf 
die cler Begriff Ruhestand paf~t. Das nieint nicht nur jenes Fiinftel, das nach 
OL)erschreite11 der gesetzlichen Altersgrenze de11 vollen Tag, 11albtags oder 
111ehr gelegentlich einem Beruf, einer Erwerbsarbeit 11;1chgeht. Das meint 
auch jene vielen Ältere11, die ei11en zugedachte11 Lehnsessel ungenutzt las-
se11 uncf Gelegenheiten gefunden habe11, ein eigenständiges Lebe11 zu führen. 
Sie ko111pensiere11 den Verlust sozialer Iloller1, inden1 sie net1e erlernen. 
Dabei stoßen sie häufig auf Schwierigkeite11, weil die Ol)ernal1me neuer 
Rolle11 11ur dann erfolgreich ist, wen11 die e11tspreche11den sozialen Ge-
scl1icklicl1keiten erlernt worde11 sind u11d sich in den Prüfunge11 des täg-
liche11 Lebe11s bewähren. 
Icl1 greife Z\vei Beispiele heraus: Berufstätige Elter11 mit kleinen Kinder11 
rekrt1tiere11 für Pflichte11 der Hausfrau und Mutter i11 cler eig11e11 l7an1ilie 
die Großmütter. Aber diese finden in der Regel die ihnen zugedachte Rolle 
we11ig befriedigend. Die Mt1ster, auf die sie zurückgreifen, passe11 11icl1t für 
die l1eutige Zeit. Ob es um Problen1e der Erniihrung, der Haushaltsführung, 
der Erziehung, der Scl1ule geht, um die Pflege des Kleinst- oder Klei11kin-
des, es fehlen ihnen die Informatio11en, die Praktiken, die Einsichten in 
neue Denkrichtungen, Verständnis für die Welt der Kinder und Jugend-
lichen, also die sozialen Geschicklichkeiten für die Position einer stellver-
tretenden Hausfrau und Mutter. Nicht zuletzt deshalb kommt es in 
solchen Familiensituationen häufig zu Konflikten. 
l)as andere Beispiel: Der „frische" Pensionär, der den lange gehegten 
W u11sch zu realisieren versucht, in der Politik eine Rolle zu spielen, und 
clcr entdecken muß, dafs ihn1 der Vorsatz 11ur gelingen ka11n, wenn er sich 
ci11en1 schwierigen Lernprozeß unterwirft, um in der erwählten Organi-
satic>11 l;uß zu fassen und Einfluß zu gewinnen. Er mag sich zwar ein Leben 
la11g für Politik interessiert haben und entsprechenden überblick besitzen, 
doch fehlen ihm die Erfahrunge11 u11d die Kennt11isse, die 11()tig sind, ur11 
in ei11er Organisation tnit ihren komplexen Verhaltens- u11d Ei11stel1Lir1crs-o 
regeln, feingestimn1ten hierarchischen Unterscheidur1ge11 ur1d versteckte11 
oder offenen Positionskämpfen sich zurechtzufi11den und durcl1z.trsctzer1. Er 
wird bald herausfinden, wie zweckmäßig es gewesen w;ire, l1ätte er sicl1 
beizeiten auf die erwü11schte politiscl1e Altersrolle vorbereitet, l1:itte er 
scho11 i11 den mittleren Jahren politische l11teressiertheit in 1nitl1a11t1el11des 
I11teresse umgesetzt. 
Beide Beispiele si11d unter einem Aspekt vergleicl1bar und ge11er<1lisierbar. 
Jede Obernahme neuer Rollen, sollen sie hinreichend ausgefüllt werde11, 
setzt einen Lernprozeß voraus. Daß die Mehrzahl jener Pläne nicht reali-
siert wird, die auszuführen sich Menschen für die Zeit nach dem ArlJeits-
leben vorgenomme11 haben, liegt daran, daß keine Vorstellu11ge11 über die 
Schwierigkeiten bestehe11, neue Aufgaben zu bewältigen.0 ) Das zweite Bei-
spiel macht noch einen andere11 Sachverhalt deutlich. Wo nän1lich ältere 
Personen sich gegen de11 Rückzug aus der Gesellschaft wehren, sei es daß 
sie Positionen nicht räumen oder daß sie den Rückzug durch den Erwerb 
11euer Positionen zu kompensieren suchen, müsse11 sie entdecken, daf~ ihre 
Mitwirkung nicht gewünscht wird. 
Vor allein zwei Mon1ente bestimmen die Abneigu11g, Erwachsc11er1 Auf-
gaben u11d Verantwortungen bis in die höheren Jahre zu belasse11 oder zuzu-
weise11. Der verhältnismäßig knappe Vorrat an Fu11ktioncn und Positio11e11 
führt zt1 einem Wettbewerb, bei dein die Jü11geren sich Vorteile zu bcscl1af-
f en versuchen, indem sie den Alteren unterstellen, ihre Aktivitäts- t111d 
l1111ovationspotentiale seien verbraucht und reichten nicht rnchr aus, zu-
l<i.i11ftigc Entwicklu11gen vorzubereite11. 
Das zweite Mome11t ist das Streben der Gesellschaft nach Konti11t1it:it. Die 
Sicherung der Zuku11f t verlangt die jeweils rechtzeitige Ernet1erung dcS1 
Arbeits- u11d I~ühru11gspersonals at1f den unterschiedlichen Ebenen t1nd in 
de11 verschiede11en Bereichen. Das Risiko des Ausfalls von Perso11en dL1rcl1 
Altersdefekte oder natürlichen Tod muJ~ kalkulierbar bleiben. Die beste 
Methode der Aufrechterhaltung der sozialen Prozesse scheint dari11 zu lic-
ge11, Alterwerdende möglichst frühzeitig aus diesen zu entfernen. D,1für 
werden Aquivalente angeboten, materielle in Form von Renten, ideelle in 
Form der A11preisungen eines wohlverdie11ten Ruhestandes und ei11cs erhol-
same11 Lebensabends. 
Wird akzeptiert, daß die Herausforderung der biologischen, psychischen 
und soziale11 Kräfte den Alternsprozeß günstig beeinflußt, so ist ci11sichtig, 
daß die in unserer Gesellschaft übliche Verfahrensweise der Verabschie-
dung der Alteren mit den Bedingungen nicht übereinstimmt, die eigenstän-
diges Leben im Alter verbürgen. Zwar ist das Problem der materielle11 
Armut im Alter weithin gelöst, aber das einer immateriellen, soziale11 59 
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Armut, die sich aus dem verordneten Disengagement ergibt, wird vorerst 
kaum verstande11. Vorschläge für Lösungen haben häufig den Charakter 
von Ar1strengungen i11s Leere, weil 11och ungekl~irt ist, wie die Zäsur zwi-
scl1er1 Aktivitätssta11d und Ruhesta11d in einen gleitenden Oberg<111g ver-
ä11dert werde11 kan11. Die Bilder vom „eigenstä11digen Leben im Alter'' si11d 
L1ndeutlicl1; sie wercie11 vorwiegend dahin verstanden, daß ~iltere Persone11 
möglichst lange fi.ir sich selber in ihre11 vier Wänden sollen wirtschaften u11d 
leben kö1111er1. 1v1ag tias <1t1ch ein wichtiger Aspekt sein, beschreibt er doch 
nt1r ei11 Detail des Problems. Eigenständiges Leben ka11n schließlicl1 11t11· 
n1ci11en, cJ,11~ Persone11 im l1öheren Lebe11salter Bedingu11gcn für ihr Dasei11 
vorfir1den, die es ihnen erlaube11, als Mitglieder der sie umgebenden Gesell-
scl1aft r1,1cl1 il1ren je verschiedenen Bedürfnissen zu wirke11, sich weiter zt1 
entf,1lte11. Die Adjektive „si1111voll" und „befriedigend'' geben ei11en I-lin-
weis ci<1rauf, daß es für ein Leben in den höheren Jahren t1n1 mehr gel1t als 
uni L111begrenzte Freizeit, un1 eine Wahl aus de111 Steckenpferd-Angebot, u1n 
die Bcqt1emlichkeiten, die Freiheit von Aufgaben und Verantwortunge11 
eröffne11. Befriedigendes Leben i1n Alter hä11gt d;1von ab, daß die körper-
lichen und geistigen Kräfte möglichst lange intakt bleibe11. Deshalb si11d 
Aktivitäten anzubieten, die diese herausfordern. 
Damit kommt die Frage auf, worin denn soziales Engagement für Er-
wachsene in1 höheren Lebensalter bestehen könnte, wo es Möglichkeiten für 
entsprechende Aktivitäten gibt. Manche versuchen, Antworten darat1f zt1 
erteile11, inden1 sie Kataloge für sin11volle und befriedigende Tätigkeiten 
in1 Alter z11san1menstcllcn. Das Unterfange11 ist gewiß nicht vollstä11dig 
1111nütz, docl1 hat es etwas von der Methode, sich auf die Lösung vo11 Pro-
blernen zu stürzc11, ohne sich vorher hinreichend über dcre11 theoretischen 
Hi11tcrgrund zu informieren oder diesen zu schaffen. Das gilt in ganz bc-
sc)11derer Weise für dc11 vorliegenden Fall. Die mittleren Jahre und der 
Überga11g zu den höhere11 sind noch kein Gegenstand von Theorie t111d 
empirischer Forschung. 
Kalenllarisches und soziales Alter 
Bisher wurde kein wissenschaftlich haltbarer Begriff von „Alter" entwik-
kclt. Es gibt zwar Altersgrenzen etwa für die Ausübung des aktiven oder 
passiven Wahlrechts oder für die Ausübung einer Erwerbsarbeit, aber diese 
c;re11zen beziehen sich auf die Anzahl der Lebensjahre. Das kalendarische 
Alter sagt aber wenig darüber aus, an welchem Punkt einer ph;,sischen, 
psyc\1ischcn und sozialen Entwicklung sich ein Mensch zwischen Anfang 
bis Ende befindet. Ob ein 18jähriger wahlfähig, ein 24jährigcr wählbar, 
ei11 65jährigcr pensionsreif sei, wird in vielen Fällen angezweifelt. Das 
kalendarische Alter wird zum Maß genommen, weil wir bisher keine Indi-





irn Großgeschäft und 1m 
1nternat1onalen Bere1cl1 sind letztlich nur 
rnöglich auf der Grundlage auch eines starken 
Engagements 1n der kleineren und mittleren F1rmenkund-
scl1aft sowie 1m Pr1vatkundengescl1aft. Das liegt auf der L1n1e alter 
Trad1t1on der Deutschen Bank, die schon bald nach ihrer Grundung als 
Spez1al1nst1tut fur Außenhandelsfinanzierung ein sehr bre1tfund1ertes 
lnlandsgescl1aft aufbaute und damals als erste deutsche Bank, beginnend 
1n Berlin, ein we1tgespanntes Netz von sogenannten Depositenkassen 
schuf 
Wir haben nicht den Ehrgeiz, die Bank der Superlative zu sein. Aber wir 
sind stolz auf unsere Rolle als Bank fur die privaten Haushalte. Im Namen 
des Vorstandes möcl1te ich den Akt1onaren besonders danken fur ihr großes 
Verständnis und Vertrauen bei der Durchfuhrung der Kap1talerl1()hung des 
vergangenen Jahres. Die Leistung der Akt1onare, die insgesamt 630 M11!10-
nen DM aufgebracht haben, hat den entscheidenden Anteil daran, daß die 
ausgewiesenen E1genm1ttel der Bar1k nunmehr 3 M11!1arden DM betragen. 
Zusammenfassend ist zu sagen, daß das vergangene Jahr auf allen 
Gebieten unserer Akt1v1tät, 1n den verschiedenen Sparien unseres Un1versal-
geschafts, 1m Inland wie 1m Ausland, Erfolge gebracht !1at. Dem Vorstand 
ist es ein aufr1cht1ges Anliegen, den M1tarbe1terr1, die durch ihren großen 
Einsatz zum Gelingen beigetragen haben, herzlichen Dank zu sagen. 
Wir freuen ur1s besonders, daß so viele von ihnen, ' ' 
nämlich uber 90'7ü, ietzt auch Akt1onare der Bank sind. 
Frariz He1nr1c.h Ulrich als Sprt~1:her <ies Vc1rstar1des 
1r1 der Hauptversammlun~.J arr1 18 5 19 ·75 1r1 DusseJ(j(Jrf 
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kann ein Projekt der Forschungsgruppe für Gerontologie sei11, mit dem die 
Veränderu11gen der sozialen Teilnahmechancen im Oberga11g vor1 der1 n1itt-
leren zu den höheren Jahren untersucht werden solle11 und zwar ar1 cier 
Quantität und Qualität von Rollen, die Personen unterscl1iedliche11 Alters 
innehaben. Daraus lassen sich Schlüsse über soziales Alter ziehen. 
Das vernaclJ/ässigte Aktivitätspotential 
Es ist ein weitverbreitetes Vorurteil, Alter wolle i11 Ruhe gelassen \Verder1, 
weil die Kräfte 11icht reichten, Interessen, Aufgaben u11d Vera11twortL1r1ge11 
at1frechtzuerhalten, zu substituiere11 oder gar neu zt1 entwickeln. Wirc{ t111-
terst1cl1t, was Erwachsene i11 den höheren Jahren vom Lebe11 erwarte11, so 
ist „Ruhestand" in der überwiegenden Zahl der F:ille kei11 Begriff, dicl 
notierten ErwartL111ge11 oder die ermittelten H<1ltL1nge11 Zll beschreil1e11. 
Zwar werden Nachfragen, wie man denn n1it der Zeit 11ach de111 Rücl<.tritt 
vom Arbeitslebe11 zt1frieden sei, i11 der Ilegel positiv bea11twortet; aber die 
geäußerte Zufriedenheit ist l1äufig 11icht mehr als der Ausdruck fi.ir ei11t~ 
einigermaßen gelungene Anpassung an Bedi11gu11ger1, gegen die a11zugc:l1e11 
für zwecklos erachtet wird oder als zwecklos erlebt wurde. I11 ei11er reprä-
sentativen Untersuchung der Forschungsgruppe für Gerontologie') wurde 
u11ter anderem das Aktivitätspotential von Persone11 über 65 .Jahre er111it-
telt. Aus den Befunde11 ergibt sich, daß bei relativer Zt1f riede11heit 111it c{er 
nun einmal gegebenen Situation bei der Mehrzahl der Bef ragte11 diese als 
immaterielle Benachteiligung oder als soziale Diskri111i11ierung oder als Zer-
stört1ng des Selbstbewußtsei11s empfunde11 wird. Deshalb werde11 Altersge-
11ossen n1it Respekt betrachtet, die noch einer Berufsarbeit 11achgel1e11 oder 
die sicl1 öffentliche Verantwortungen aufbürden; die ei11e11 Weg geft111de11 
l1aben, sich dem Dilem1na des Ruhestandes zu entziehen. Deshalb werde11 
gängige Weisheiten über Alter mehrheitlich abgelehnt. „Ich l1abe i11 111ei-
nem Leben genug geleistet, jetzt will ich nichts mehr tt111" zt1 ei11e111 sol-
che11 Satz bekennt sich kaum ein Drittel. Ahnlich die Beft111de für a11clere 
Altersweisheiten. Sie sind Hi11weise i11sbesondere at1ch dafür, daß die Er-
• 
wachsene11 im höheren Lebensalter über ein Aktivit:itspotential verfiige11, 
das nicht herausgefordert wird. 
Auch das Innovationspotential, die Fähigkeit, die Welt und ihre Verände-
rungen zu verstehen, sich ihren jeweils neuen Bedingungen anzupasse11, 
wird falsch eingeschätzt.8) Es läßt sich auch als Lern- und Sozialisatio11s-
fähigkeit bezeichnen. Die Annahme, das Innovationspote11tial der älteren 
Generationen sei verbraucht, ihr Rückzug aus der Gesellschaft at1cl1 aus 
diesem Grunde angezeigt, wurde nur für eine Minderheit bestätigt. Diese 
Beobachtungen stehen i11 Ei11klang mit Befunden, die Ursula Leer zur Frage 
der Lernfähigkeit älterer Personen vorgelegt hat.9) Sie stellt fest, daß Er-
wachsene im höheren Lebensalter, sofern sie nicht durch Krankheiten ge- 61 
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zeicl1net sind, im Vergleich zu Jüngeren in il1rer Lernfähigkeit 11icht be-
einträchtigt sind. Sie ler11en 11ur anders; sie lernen langsamer, docl1 behal-
ten sie das Erlernte besser; es fällt ihnen schwer, Einzeldaten zu lernen, es 
liegt ihnen mehr, Zusan1n1enhä11ge aufzunehmen. Schließlich ist ihre Lern-
motivation höl1er. 
Derlei Beol)acl1tL111ge11 rufe11 imn1er wieder Erstau11en hervor, weil 111it de111 
Begriff Alter ;111dere Assoz.iati()nen \'erbu11den werde11: Deko111positio11 und 
f)L·strL1ktio11. I;riedrich Erbslöh, der Mitbegründer der Giel~ener For-
scl1L111gsgrL1ppe, desse11 tragiscl1er Tod den Fortgang il1rer Arbeiten so r1ach-
teilig beei11flL1ßt hat, wies gelegentlich darauf hi11, daß der eirze alte Tatter-
greis, (le11 clie Of fe11tlichkeit wahrnimn1t, zur Regelerschei11ung von Alter 
gen1acl1t wird. Subsummiert wird dart1nter da11n alles, was die Grenze um 
65 Jahre überschritten l1at. Dabei wird nicht gesehe11, daf~ diese Gruppe 
'.vcder u11tcr soziologiscl1en, nocl1 u11tcr psychologischen, 11ocl1 t1nter 1nedi-
zi11iscl1e11 Gesichtspt111ktcn ho1noge11 ist, daß i11 ihr rund 30 Jal1rgänge zu-
sa111111e11gef aßt werden; eirze Ge11eratio11 ist das 11icht. Obersehe11 wird 
scl1ließlich at1ch, daß nur eine Minderheit sich in einem Zustand befi11det, 
Ller ci11c aktive Teilnahme an de11 sozialen Prozessen verwehrt. 
Die Notwerzdigkeit der Arztizipatiorz vorz Alte1· 
Sollen Erwachsene in1 l1öheren Lebe11salter kü11ftig nicht mel1r von de111 
soziale11 Prozessen ferngehalten oder als deren Teilnehmer ver11achlässigt 
oder ignoriert werden, S(J ist in ei11 Konzept von Sozialisation als Vorberei-
tt1ng auf in1mer neue Lel1e11sphasen at1fzu11ehmen, \Vas unter de111 Then1a 
„ Vorl1ereitung at1f das Alter" derzeit bereits erprobt wird. Da die Vorbe-
reitung auf ei11e 11eue Situation stattfinden mt1I~, ehe diese ei11tritt, muß sie 
vor dein Oberga11g von den mittleren zu de11 höheren Jahren beginnen. 
In einer Weise geschieht clas längst: die Rentenversicherung sorgt für die 
niateriellen Bedürfnisse. Unbefriedigt bleiben jedoch immaterielle Lebens-
l1edürfnisse älterer Personen, wen11 at1ch sehr viele nicht in der Lage sind, 
das at1szt1drücke11. Imn1erhin wächst die Minderheit, die sich gegen die 
c;re11z.en we11det, die ih11en gczoger1 sind. Das Verlangen nach sinnvollem, 
bef riedigenden1 Leben, nach Eigenständigkeit im Alter ist offe11bar stark 
genug, um die Of fentlichkeit zu vera11lassen, Gelegenheiten dafür anzu-
l)iete11, möge11 diese auch zt1 eng beschrieben werden. Im Prinzip irnpliziert 
clic Zielsetzung die At1f rechterhaltung guter physischer Befindlichkeit und 
sozialer Anpasst111gsfähigkeit; aber diese setzt voraus, daß die verliehenen 
Kr:ifte des ei11zelncn über den Augenblick hinaus gefordert werden, in 
welcl1cm das Arbeitslebe11 als Erwerbstätigkeit beendet wird. Es hätte sich 
demnach ein „Arbeitsleben" anzuschließen, desse11 Ziel nun nicht mehr 
„Erwerb" wäre, aber eben doch Arbeit10) im Sinne der Nutzung der ge-
gebenen physischen Kräfte t1nd der erlernten sozialen Geschicklichkeiten, 
wozu auch gemeinsames Ha11deln mit anderen gehörte. Dabei sei jeder11 
freigestellt, ob er bereit ist, sich herausf order11 zt1 lassen. Aber die Ver\vei-
gerung der Teilnah1ne a11 den soziale11 Prozessen ist at1fzuhel1e11 t111cl z\var 
nicht nur im I11teresse der Betroffenen, sondern at1ch irn I11teressc· der Ge-
sellschaft, die sich die V erscl1wendt1ng sozi;1ler Energien 11icht leister1 k;1 1111 . 
Die Schwierigkeiten, mit dene11 „Vorbereitung at1f das Alter" zu tu11 hat, 
liegen darin, daß die A11tizipation des Lebe11s i11 den höl1ere11 Jal1re11 scl1\ver 
gelingt. Das l1at verscl1iedene Gründe. Alter u11d Aktivität i11 ei11e111 A te111-
zug zu ne11ne11, ist noch u11gewöhnlich. Die Vorstellt111ge11 ricl1te11 sicl1 V(lr-
erst 11och auf Ruhestand; die Neigu11g, sich auf die Tage 11acl1 dcn1 Er-
werbslebe11 vorzt1bereiten, ist i11 den nlittleren Jahre11 geri11g. f);1f~ cla111it 
Probleme verbunden sein kön11ten, wird in der Regel erst det1tlicl1, we1111 
die Realität des Ruhesta11des sich nähert, wc1111 gefragt wircl, wie die Zeit 
des Lebensabe11ds ausgefüllt werden soll. 
Die Motivatio11, sich auf das Alter vorzubereiten, ist auch deswege11 11t1r 
sch\vacl1, weil die Ziele der Sozialisatio11sanstre11gu11gen u11zt1reicl1er1d for-
mtiliert sind. Sich auf die Ausübung von Stecke11pferde11 ei11zuspielen, !{;11111 
nt1r wenig Intert,"SSe wecken. Rechtzeitig um die Qualität der eigr1e11 pl1y-
sischen Konstitution besorgt zu sein, wird zwar verstanden, doch fehlt der 
Anreiz, sich beizeiten de11 Unbequemlichkeite11 zu u11terziehe11, die (lan1it 
verbunden sind. Wo Alter als Defekt gilt, erscheint es wenig ei11lacle11d, 
sich n1it dem zukünftigen eigne11 zu beschäftige11. Die Rolle, die Alter spielt, 
ist niederdrückend. 
Das Erlernen 11euer Geschicklichkeite11 und V erhaltensi11l1;1lte fiir ei11e 
nächste Lebensphase impliziert jedoch, daß 11eue Roller1 ei11geübt \Vercien, 
die zu ei11em gegebenen Zeitpunkt gege11 wahrgenon1n1e11e getat1scl1t \Ver-
den müssen. Die Beschäftigung mit Steckenpferden, die Ausfüllung e\viger, 
unbegrenzter Freizeit, die Abwesenheit von Pflichten t1r1d Auf gaben biete11 
kei11e Rolleninhalte. Tragfähige Altersrolle11, für die sicl1 spezifische11 Ler11-
prozessen zu unterwerfen lohnte, gibt es kaun1. Vorl1ereitu11g auf das Alter, 
wenn es als ein Gegenstand von Sozialisation betrachtet werden soll, 111ül~te 
' 
demnach von konkreten Vorstellt1ngen darüber at1sgehe11, fi.ir \velche nIÖg-
liche11 Rolle11 neue Geschicklichkeiten zu erlerne11 wäre11, L1m ei11 si1111fäl-
liges Leben im Alter, Eigenständigkeit also, zu sichern. Es müßten Aqui-
valenzrollen erkennbar werden, um Beweggründe hervorzubri11gen, sich in 
den sogenannten beste11 Jahren Lern~1nstrengt111gen für die Zukt111ft zu 
unterziehen. 
Unter einem solchen Aspekt ist die Idee der Alterssozialisatio11, wenn Vor-
bereitung auf das Alter diese meint, hoch bedeutsam, übrigens auch im 
Sinne der Verwirklichung gleicher Chancen. Denn befriedigendes Alter, so 
läßt sich an Hand von Befunden darstellen, ist abhängig von sozialen 
Lebenslagen.11) Die Angehörigen der oberen Mittelschicht sind erheblich 63 
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begünstigt, weil sie viele Gelegenheiten haben, Altersrollen zu übernehmen, 
die ihre Kräfte herausfordern. 
In diesem Z11san1n1enhang ein Beispiel zugleich für Äquivalenzrolle 11nd 
schichtspezifiscl1en \ 1 orteil: Die Forschungsgruppe für Gerontologie hat 
ältere Perso11e11 zt1r Teil11<thme an Seminaren aufgefordert, deren Aufgabe 
es ist, l;orscl111ngsprojekte vorzubereiten. Angeregt wurde der Versuch 
dt1rcl1 ei11 \Torbild: die „ U11iversite Pour Le Troisieme Age" i11 Toulouse. 12 ) 
Die Gief~er1er Se111i11are hatten einen über alle Erwartu11gen starke11 Zu~ 
lat1f; ur11 die Semi11are der Zahl der Teilnehmer 11acl1 zu begre11zen, wur-
de11 hohe A11forderungen gesetzt. Nach acl1t Monaten ist festzustellen, daß 
die Teilr1~1l1111ef requenz ungewöhnlich hoch gel1lieben, une11tschuldigtes 
l·'er11L)leiben von den Veranstaltungen selte11, die Bereitschaft zur Mitwir-
kt111g - Ober11ahme von Protokollen, Referaten, Sa1nmlung von Infor-
111~1ti()!1e11, Diskt1ssionsbeteiligt111g ungebrocl1en stark ist. Die Fähigkeit, 
sich n1it schwierge11 Then1en auseinanderzusetZL"ll, nimmt zu; der zu beob-
acl1te11cle Lernprozeß ül1errascht, was de11 Zuwachs an Wissen el)e11so 
r11ei11t wie den Zuwacl1s an Sicherheit für n1ethodisches Vorgehen, Ko1nmu-
11ikation und Zt1sammenarbeit. Das Wicl1tigste: die Ergeb11isse der Arl1ei-
te11 - sie si11d 11och 11icht abgescl1lossen werden realisierbare l~orschungs­
pr()jekte hervorbringe11. 
Dieser Erfolg ber11ht darauf, daf~ die Mitglieder der Sen1inare durchweg 
A11gehörige eher der obere11 als der 1nittleren Mittelschicht nicht erst in1 
Alter, sonder11 scho11 viel früher Lernprozesse durchlaufen haben, die ihnen 
jetzt erlaube11, i11 Berciche11 n1itzuarbeite11, die mit ihren früheren T~itig­
keite11 in kei11erlei Beziel1ung stehe11. 
SeniL)re11räte, die es inzwischen in mehrere11 Städte11 der Bundesrep11blik 
als kon11nu11ale Gremien für die Wahrneh1nung der Interessen und Wiir1-
scl1e u11d Sorgen der älteren Mitbürger gibt, sind ein weiteres Beispiel. In-
zwiscl1e11 wurde angeregt, nlan sollte derlei Organe der Mitwirkur1g auf 
allen Verwaltu11gsebene11 bis herauf zum Bu11d einrichten. Im Sinne von 
Eigenst;i11digkeit derje11igen, die die Gesellschaft als „Alte" klassifiziert, 
k(:i11nte die I11stitutio11 der Seniorenräte eine Art Wegweiser für Teilnahme 
a11 (if fentlicher Vera11twortung sein, mit der Erwachsene in den höl1eren 
,Jal1ren durch ihre Vertreter für die Lösungen der eignen spezifischen Pro-
l)leme Beiträge leisten. Damit träte an die Stelle von Entmü11digung, wie 
sie (1erzeit praktiziert wird i11 Fürsorglichkeit und Betreuung geklei-
det -, tatsächlich Eigenständigkeit. 
1~:s ließe sicl1 eine Fülle noch anderer Beispiele für erken11bare Bestrebun-
ge11 vor1 Gruppen älterer Personen mit den unterschiedlichsten Aktivitäten 
vorlege11, in dene11 sicl1 darstellt, was Hans Thomae als „En1anzipation '' 
der Älteren beobachtete. Sie liegen fast durchweg in der Richtung auf 
Selbsthilfe: Alter löst Probleme von Alter, Alter vertritt Alter; gerade letz-
1 
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teres wäre bedeutsam für eine Bevölkerungsgruppe, die ei11 I~i.i11ftel ;1llt~r 
Wahlberechtigten stellt. Diese Beispiele deuten den Rahmer1 für K<)11zepte 
an, durch die die offene oder latente Nachfrage 11ach Aquivale11zroller1 l)e-
friedigt werden könnte. Gesucht werden hauptsächlich Möglicl1kcitcr1 für 
Aktivitäten zusammen mit anderen Personen, die sinn volle Ziele l1;1bc11: clas 
kann physische Rehabilitatio11 sein, Sport, Ausbildu11g politischer, kL1ltl1rL·l-
ler, technisch-handwerklicher Interessen, Vorbereitt111g auf fürsorgcriscl1c 
Mitwirkung, also praktische Hilfen für andere, und dies kö1111tc aL1cl1 in1 
Rahmen der eignen Familie stattfinden. Was hier 11ötig ist, si11d Hilfc11 zt1r 
Selbsthilfe, Ermunterung für diejenigen, die Auf gabe11 für ihre Al<ti ,.j t~1 ts-
potentiale suchen, Herausforderu11g der Kräfte, Befähigunger1, Erf;1hrt1r1-
ger1, die, wenn nicht abgerufen und angefordert, schnell versiege11. 
Die E1na11zipation von Alter ist ei11 Vorgang, der wahrscheinlich la11gs;1111, 
aber stetig voranschreite11 wird. Die nachfolgenden Ge11eratio11e11 gel1e11, 
wie viele Zeichen andeuten, mit anderen Vorstellungen den höhere11 .Jal1-
ren entgegen. Dadurch kann die Gleichsetzung vo11 Alter und Rt1!1csta11d, 
Alter und Dise11gagement in der heute gewohnten Forrn sich at1fl()se11. 
We11n die Zeichen nicht trüge11, so kom1nt eine Zeit, in der Alter als Erlel1-
nis gesucht und angenommen wird. 
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Zur Popularität Justus von Liebigs* 
Eine Würdigung des Chemikers durch das 
Illustrierte Familienblatt „Die Gartenlaube" 1854 
Thel1L1or Heu!~ l1at an1 Beispiel .Jt1stt1s von Liebigs auf eine bedeutsame 
Wende i11 der ,ieutsche11 Wissenschaftsgeschichte u1n die Mitte des vergan-
ge11c11 .J <1hrhu11dcrts auf1nerksan1 gemacht. Nach den1 Aussch;vingen der 
Klassik u11d den1 Verebbe11 der Romantik scheint die Wisse11schaft u11ter 
dem Nachwirken des Druckes der Ara Metternicl1 eir1es festen Profils zu 
c11tl)ehrer1. Durch das Wirken Liebigs rückt das klei11e Gießen i11 den Mittel-
pu11kt weltwci ten Interesses. Liebig, 1845 geadelt, 1852 nach München be-
rut.c11, seit 1860 Präsident der Akademie, wird zu ei11en1 anerkan11ten Herr-
scher im Reich der Wissenscl1aften. Heuß schreibt: „Sein Name strahlte 
i.iber die Welt. Es gab wohl keinen Forscher det1tschen Geblüts, der i11 
jenen Jahrzehnten so wie er als lebender Repräse11tant des deutschen Gei-
stes galt es war jetzt kein Philosoph, kein Historiker, wie i11 der voran-
gega11genen Epoche, sonder11 eine Mann der realistischen Naturerkenntnis. 
Dar;1n n1t1ßte sich die Welt erst gewöhnen, auch die deutsche selber. Die 
Verwandlung der Welt erftthr darin den sinnfälligen At1sdruck, eine r1eue 
Zeit war mit Liebig eingeleitet." 1) 
Für diese Tl1ese von Heuf~, daß Liebig als Vertreter realistiscl1er Naturer-
kenntnis zum Repräsentanten deutscher Wisse11schaft wt1rde, fi11det sich 
ein interessanter Beleg im illustrierten Fan1ilienblatt „Die Gartenlaube". 
Zwei Jahre nachden1 Liebig eine11 Ruf nach München erhalte11 hatte 
1854 würdigte das Blatt auf ei11e überraschende Art die Verdienste des 
GieJ~e11er Chemikers. Irn acl1ten Heft des Jal1rganges 1854 publizierte es 
ein Porträt (S. 83) t111d eine Würdigung (S. 84). Gleichzeitig versuchte es, 
Ergebnisse chemischer Forschung i11 populärwissenschaftlicher Darstellung 
z.u verbreiten. 2) 
Die Würdigung ne11nt Liebig den hervorragendsten lebenden Chemiker, 
„gleichsan1 den Vertreter derselbe11", es wird nahezu emphatisch ausge-
rufen: „. . . denn welcher Gebildete kennt ,Liebig's chemische Briefe' 
11icht!" J)ie Redaktion berichtet, daß er durch sein Wirken „das kleine Gie-
f~e11 nach und nach zu einem Stern ersten Glanzes" gemacht habe, durch 
ih11 wurde es zum Sam111elplatze für Chemiker aller Nationen und Deutsch-
land vor a11deren Ländern reich an ausgezeichneten Chemikern. Interes-
sant in diesen1 Zusan1me11har1g aber sind zwei andere Tatsachen. Die 
., Prof. l)r. I>aul l\1cimberg zum 60. Geburtstag gewidmet. 
1 
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JttJlus ii·etijerr 0011 Cie6ig. 
U11f ere .8eit ift tei<f, an f ofcf}en 9J(önnern, wef<f,e ben lang" 
famen ~ntroidrfung~gang ber 2ßiffenfd)aften burl'f> ei11en miid)tige11 
~nftofi l'löelic{} um ein gute~ Eitiicf borwärt~ 6r(:d)ten; unb if)t 
gewaltiger ~l)arafter 6f ei6t fi~ alf o aud) 9ierin gleid). 
man biet3 gan3 ocfonbett3 auf bem @eoiete ber 9(aturw'.ffen; 
f <f,aft ber ~all getref en ift, ift f d)on f o oft gefagt worben, bafi 
man fid) allgemaO, 3u f d)euen 6eqinnt, e~ nod} einmal aul'.l3uf l't·e" 
<f,en, weil faum nocf? 3-cn1anb ift, bem et3 ntd) nett fein fönnte. 
llnf er ltmftel)cnbet3 mifb 3eigt un~ bie ßiige einet3 ill1annet3. ber 
DOt biefen anbeten 3u be11 treibenben Sfriiften auf bem weiten ~e(be 
ber 9laturroiffenfd)often gel)i5t·t. mie ~l)emie ift 6efan11tlidJ fein ~ad); 
benn wefcf)er @e6i{bcte fent:t ,,\!ie6ig' t3 d)emif d)C mriefe'' nid)t ! 
~lut3 te1· a6e1·wit,1igen ~3e1·{arbung ber ~ldJen1ie liingft I}eraut3== 
gett·etcn 1 ouru lttd}t mel;r blo~ bie mienerin ber ,Peilfunft unb bet 
@eroerbe, fd)roingt je~t tie ~qen1ie mit bcllfter mered)tigung auf 
bem \retten s~\aml'fl'lane, roo b[e (t1·fotfd)ttng bet 9catur mit bem 
~berglau6cn 1·ingt, ben fiegl)aften ,Perrf d)etftocf. 
Sn1 muri.oe mit ber ~I}t)fif, il}ter ßroillingaf d)tuefter, bie if)r 
fil311age Ultb 9J(iftoffol' a(~ 2ßaffen feil)t, bringt fie ltnaufl}Ör{id) in 
für t111nal)6a1· gel)altene @e6iete immer tiefer ein. lt11l)eimlid}e 
@efl'enfter, mclcf)e biGI}et bie ~räume ber 9'aturforfd)ur.g bebi'l"' 
fetten 1 Wte bet· 11iSllS f'o1·mativus (5Bifbttngt3ttico) Ullb bie ~eben~" 
fraft, 3ief)t fie an ba~ I}crre ~id)t il}rer 9ciil)e, wo fie berf d)wi11ben 
unb im 2ßefen ber Eie11erin aufgel)en. 
2ßir nannten tie ~l)t)fif bie ßroilling~fd)tuefter ber ~(Jemie. 
~bet autf? bief e me3cid)n11ng bet3 allernäd)ften $etmanbtf d}aft~grabe~ 
btiicft bie innigen me3ief)ungen 3wif d)en 6eiben faum f)inreid}enb 
au~. mie mewegung, weld)e bi~I}et unangetaftet al\3 @eoiett3tf)eil 
brr ~Qi)ftf gaft, ift eben fo fel)r ~igentl)um unb megleiterin je::: 
bet3 d)emif d)en morgange~. mie ~el)re t)om ~eben unb bon bet 
geiftigen ~eite ber '6elebten flßef en, ~lj~~ofogie unb ~f~d)ologie, 
rönnen fortan cl)ne ~I}emie in jener merf d)wifterung mit ber ~f)~fif 
nilf>t mel}r gebad}t werben. 
2ßenn gfeid} ~ieoig in feinen verül)mten <f,emif d)en mrief en 
feinet er9avenen 2Biff enf d)aft nid)t bi~ an bie äufierften @ren3en 
i~rer 5Berei:t,tigung gefolgt ift, f o bleibt er barum nicqt weniger 















@ief.en I bie f(eine Uniuerfttät feine~ materlanbe~ (tlieoig ift 
am 12. IDl.ii 1803 in 1>armftabt geboren) mad)te er ,3u bem 
eammefp{a~ aller 9?ationen, me(cf}e am ~ortoau ber ®iff enf d)aft 
ftd) bet(Jeiligen. ID?e(Jr a(~ ein miertelial)rf)unbert f)inburd}, bo11 
1824 6i~ 1852, mad)te er baG f{eine @iefien nad) unb nad} 3u 
einem. eterne erften @(an3eG. .3l]m betbanft eG 1>eutf d){anb 
grofient(Jeil~, bafi e~ uor anbern ~änbern reid) an aul3ge3eid}11eten 
([l]emifern ift; benn fein Q3eif µiel, feine ~el)re, ja f elbfl fein ®i" 
betf l'tUd) l]erau~fotbet·nbe~ eein 6ilbe11 bie treibenbe st'raft, um 
l]ier ben aUf eitigften Wetteifer l]croor5utufen. 
Df}ne bie filr6eiten feiner morgänger uerfennen 3u moUen, 
batf ntan bod) f agen, bafi ba\3 n1äd)tige mormärt\3, mal3 i11 bie 
~anbmirtqf d,aft gebrungen ift, mcf entlief} ~icbig'~ ®ctf ift. eJein 
oerülJmtefte~, menn aud} utelleid)t nid)t fein bcfte\3 ®erf: ,,bic or; 
ganifd'e ([qcmie in if]rer filnmenbung auf filgrifultur'' (1840) burcf); 
brang alle ed1id)ten be~ acrerbauenbcn ~u6lifu1ttl3, bont l'fliigcnbe11 
~auer an 6iG 3u bem b.iG ~ffan3cn{e6en ftubire11ben @elef)rten 
(;r13 rief eine förmlid)e lliebigl3fiteratur f)eruor, in weld)er uielerlci 
l'taftifcf)c unb wiff enfd)aftlid)e .3ntercff en einen l]eifien Sfamµf füf)r::: 
ten. 6inb aud' gegen bief e~ Q3ud) mit @runb mand}e G:tnreben 
ei·IJoben morben, f o beginnt bod) mit if)m, mie mit ilieoig überf,auµt, 
bie innige e~µerimentirenbe filnmenbung ber ([f)emie auf bic ~r" 
f otf d)ung uniJ ~flege be~ ~ebenG ber ~ffa113en unb ber '.tl]iere, 
benn ba(b (1842) lieft er jenem ein äq11lid}e~ Q3ud) folgen: ,,bie 
'.tqierd1emie ober organif d)e ([f)emie in if)rer filnmer.bung auf ~Q~" 
ft.: logie unb ~atqologie. '' 
@(ül}enbe megeifterung, riicffid)t13fof e @elte11bmad}ung feiner 
3been unb ~rge6niffe, menigflenG auf bent @ebiete feiner unn1it" 
telbaren ®iff enfd)aft, unb meift baG ~icf}tige treffenbe @enialität 
ftnb bie @runb3üge tJon ~iebig'G ([f)arafter a{e @e(e(Jrter. 
filad]bem er fur3 uorl]er einen ~uf nad, {>eibeloerg abgeief)nt 
~atte, naqn1 er 1852 einen folli1en nad) ID?ilnd)en an, mo er feit= 
bem am ~ortbau feiner gtofien ®iff enfd)aft rüftig meiter arbeitet. 
~G ftel)t 3u l)offen, bafi er nid)t "erabfäumen merbe, berf el6en, 
mie mir unG c6en o~brildten, nun biG an bie äufierften @ren3en 
iqrer 58erc<f1tigung 3u folgen, mo3u er t)Ot 3mei 3a9ren bur<f1 ci"' 
UCU (nuten muf auf gef Otbert lUUtbe. 
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Redaktion des Blattes stellte in unregelmäßiger Folge Persönlichkeiten vor, 
die man für bedeutsan1e Repräsentanten des Zeitgeistes hielt. In diesem 
Jahrgang eröffnete Liebig die Reihe; es folgten Lord Palmersto11 und Lord 
R ussel, die beide11 großen Politiker aus dem "Kabi11ett der Kapazitäten", 
Richard Wagner, H<111s Christian Oerstedt, der Begrü11der der elektro~ 
magnetischen Telegraphie, die Schriftsteller Gutzko und Gerstäcker, der 
spa11ische König Espartero, Fürst Mentschikoff und der Schauspieler Dawi-
son. Liebig star1d a11 der Spitze der Galerie dieser großen Männer. 
Das beka11nte u11d weit verbreitete Wochenblatt aber hatte sich zum zwei-
ten 11ocl1 eine beson(iere Form der Würdigl1ng einfalle11 lassen. Beginnend 
n1it Heft siebe11 (S. 73 ff.) erschienen unter dein Pseudonym von Joha11n 
f;auste11 dem Jüngere11 Briefe über „Populäre Che1nie für das praktische 
Leben". Diese Briefe, insgesamt acht, die in loser Folge erschienen (in de11 
Heften 7, 10, 16, 20, 25, 27, 29, 34), sind u11zweifelhaft Liebigs „Chemi-
scl1e11 Briefen'' nachgebildet und versuchen ein1nal, bedeutsame Probleme 
der Chen1ie populär darzustelle11 und ein breites Publikum für diese junge 
Wisse11schaf t zu ge,vi11ne11, zum anderen gerade die bedeutsa1ne praktische 
Seite der Anwendbarkeit in1 Leben und der Verwendung in der Indl1strie 
herauszustellen. 
Gleich der erste Brief, eine Woche vor Veröffentlichung des Porträts von 
Liebig wohl pl<1ziert und dessen Darstellung gut vorbereitend, 11e11nt einige 
I-Iauptvertreter der Chemie vor Liebig und berichtet \'On deren wichtigsten 
Forschungen, von Pristley und Scheele, Lavoisier, Bertholet, Schri5tter und 
Reichenbach. Außerdem werde11 den Lesern die cl1en1ische11 Vorgänge 
Re<1ktion lind Re::1genz erkl:irt. 
Der zweite Brief (S. 108) befaßt sich nlit eine111 praktischen Teilgebiet der 
Chen1ie, durch das gleichsa111 die Nahrungsmittelchemie in ihrer Bedeu-
tung umrissen wird, mit der „ vermeintlichen Vergiftung des Bieres". 
Der dritte Brief (S. 184) ist ganz einem Thema Liebigs gewidmet und refe-
riert über ,,Die Verwitterung der Gesteine in ihrer Beziehung zum Acker-
bau u11d dem Gewerbe". Dahinter stehen die wichtigsten Erkenntnisse aus 
Liebigs 1840 in erster Auflage veröffentlichtem Werke „Die organische 
Chemie lind ihre Anwendung auf Agrikulturchemie und Physiologie". 
In den weitere11 Briefen werden Themen wie Sprengungen durch galvani-
schen Strom, Grubengas und schlagende Wetter u11d „moussirende Ge-
tränke'' abgeha11delt. Besonders interessa11t aber sind noch der vierte und 
fünfte Brief. Im vierten findet man eine kurze Geschichte über die „Alche-
misten lind Goldmacher der Alt- und Neuzeit" (S. 233 ff.). Die Geschichte 
wird aber lediglich erzählt, um jene Alchemisten und deren These11 alle-
samt ins Reich der Fabel zu verweisen, bis hin zu Professor Sehmieder in 
Kassel, der noch 1832 eine Geschicl1te der Alchemie vorlegte und behaup-









Weisen habe zu verschiedenen Zeiten wirklich existiert. Der „wissenschaft-
liche Standpunkt von Kassel'' wird leicht ironisierend als Fabel bezeich-
net, der „recht eigentlich weit hinter die Zopf- und Perückenzeit gehört". 
„Heut zu Tage aber kann man den Chen1ikern 11ichts mehr <1ut11ir1der1" 
(S. 234 ). Freilich verfügt die Chemie über andere Möglichkeiten, Geld zt1 
machen. Darüber referiert das Heft 25. 
„Liebig hat de11 Satz aufgestellt, daß die Erzeugu11g und der Verbrat1cl1 <1n 
Schwefelsäure in einem Lande den Maf~stab abgeben für die lndtrstrie ur1d 
den Wohlstand desselben" (S. 292). Dieser Satz könnte gleichsa111 d<1s 
Motto dieses fünften Briefes sein. In der chemische11 Produktion liegt der 
Wohlstand eines Landes, und das erscheint als die rechte, wisse11schaf tliche 
Art, mit Chemie Geld zu machen. 
Der Brief ist angefüllt nlit Zahlenangaben, z. B. über die Produktio11 der 
Schwefelgruben auf Sizilien, wo 1852 3000 Arbeiter und 4000 Ki11der be-
sch:if tigt wurden. 10 000 Lasttiere mit 3000 Treibern schaf fte11 das Geför-
derte in die Häfen. England, Frankreich und Deutschland bezogen die 
Hälfte der gesarnten Ausfuhr, die sich im Berichtsjahre auf 1 896 000 Zent-
ner belief. Die Redaktion, die außerdem Einzelheite11 aus der Prodt1ktion 
einzelner Länder 1nitteilt, bedauert, daß es noch keir1e vollsr;ir1dige Sta-
tistik der chemischen Gewerbe gebe. Leider aber bleibt atrch verborgen, 
woher die Angaben in diesem Bericht stammen. 
Zu dieser auf fällige11 und aus dem Rahmen fallender1 Würdigung Liebigs 
gehört zusätzlich noch der Hinweis, daß die ,,Gartenlaube" in je11en .Jah-
ren, als Ferdinand Stolle sie redigierte, weit besser war als der Ruf, den 
man diesem Blatt zurn Ende des Jahrhunderts beilegte. In jenen J<1hren 
kann man es noch ohne Einschränku11g als ei11 Kulturmagazi11 bezeicl1nen. 
Sentimentale Erzählunge11 nehmen nur de11 geri11gste11 Raum ein. Das Blatt 
berichtet viel ausführlicher z. B. über das ph)'Sikalische A-B-C, iiber Ge-
setze der Trägheit, Naturkräfte, über die Entstel1ung der \'linde, über die 
Industriea11sstellu11g in München, es gibt Abbildu11ger1 ur1d Beschreibur1gen 
von Dampfmaschinen, einen Bericht über Borsigs Maschi11enfabrik in Ber-
lin, über das Wasser, umfangreiche populärwisser1schaftliche Darstellungen 
mit Abbildungen über die Erdgeschichte t111d z11r Biologie. Par<1llel zu den 
„chemischen Briefen'' läuft eine Serie von Briefen „des Schulmeisters en1erit. 
Johann Frisch an seinen ehen1aligen Schüler" iiber Nat11r-, Pflanzen- und 
Tierkunde. Diese Briefserie ist 11ocl1 weit umfangreicher <lls die chemische. 
Außerdem werden zahlreiche historische Themen behandelt, die Börse von 
Paris und das Parla.ment vo11 London vorgestellt, Reisebeschreibungen und 
bildliche Darstellunge11 bringe11 „Spiegelbilder" aus allen Erdteilen. U11d 
selbst die kleinen Nachrichten unter dem Titel „Blätter und Bliithen" be-
richten z.B., daß Professor Sillimann von der Yale-Universität A. v. Hurn-
boldt besuchte, daß Robert Sch11manns Vertonung der Balladen von Heb- 71 
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bei vorläge, es gibt ein Porträt von Ludwig Tieck (S. 368), es wird aus dem 
Leben C. v. Webers berichtet, drei neue Bände von H. Heine angezeigt 
und Joh. Brahms' neue Werke besprochen. Selbst Schleiermacher scheint 
den Lesern dieses Blattes so vertraut zu sein, daß Anekdoten über ihn unter 
dem Stichwort „Schleichern1achiana" gesammelt werden. 
Ganz offensichtlich jedoch stellt dieser Jahrgang die realistische Natt1rer-
ke11ntnis at1f den Gebieten der Chen1ie und Physik und der Biologie in den 
Vordergrt111d und Liebig als den ersten Repräsentanten heraus. Es dürfte 
zt1 vern1uten sein, daß durch die weite Verbreitung dieses Blattes ersteche-
mische Ken11t11isse und der Na1ne Liebigs populärer wt1rden als durch die 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen. „Die Gartenlaube'' erteilte in 
Det1tschland einen1 breiten Publikum Chemieunterricht. 
A11merkungen: 
1) Th. Heuß, Deutsche Gestalten. Studien zum 19. Jahrhundert. Tübinge11 1951, S. 128. 










Elisabeth Klute, Bild nis Cl1ri5tia11 Rauch 
Gießen, Ju ni 1948 Bleistiftzeichnung 
ach Jahren zunehmender Vereinsa1nung ist Christian Rauch, Ehrense11ator 
und enior der Gießener Universität, Senior der deutschen Kunsthistoriker, 
am 31. J anuar 1976 im Alter von 98 Jahren fast unbemerkt von seiner 
Umgebung - ges torben. Fünfundzwanzig J ahre lang hatte er den Lehrstt1hl 
für Kunstgeschichte an der Gießener Universität der für ihn geschaffen 
worden war, innegehabt, fast siebzig Jahre lang hatte er, der geborene 
Berliner, in Gießen gelebt. Gießen und die alma Ludoviciana waren für 
ihn zur Heimat geworden. 
Anläßlich der 350-Jahrfeier der Gießen er Universität hat Ottmar Kerber 
in der damals erschienenen Festschrift die Lehr- und Forschertätigkeit 
Rauchs eingehend gewürdigt. 1) Daher fassen wir uns wegen des hier nur 
knapp zur Verfügung stehenden R aumes über diese Seite seines Lebe11s nt1r 
kurz, stattdessen seien in Ergänzung zu jener Würdigung noch einige per-
sönliche Erinnerungen mitgeteilt. Dabei besteht jedoch die Einschränkung 
daß diese Erinnerungen nur aus den letzten Jahren vor und aus dem langen 
Zeitraum nach der Emeritierung stammen. 
Christian Rauch hatte nicht nur Kunstgeschichte studiert, sondern sich auch 
als Architekt ausgebildet, hatte die Universität und die Technische Hoch-
schule besucht, hatte während seiner Berliner Studienzeit gleichzeitig an 
1) Ottmar Kerber, Die Kunstgeschichte an der Universität Gießen. In: Ludwigs-Universität, 
Justus Liebig-Hochschule 1607-1957. Festschrift zur 350-Jahrfeier. Gießen 1957. 73 
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beiden Institutionen studiert und war zwei Jahre Meisterschüler der Abtei-
lung für Architektur an der Berliner Akademie der Künste gewesen, deren 
Präsident zu damaliger Zeit sein Onkel, der Architekt Hermann Ende, war. 
Diese Ursprünge sind Zeit seines Lebens in den verschiedenen Bereichen 
seiner Tätigkeit spürbar geblieben, in der Thematik seiner Lehrveranstaltun-
gen, seiner wissenschaftlichen Veröffentlichungen und auch der fü11fund-
zwanzig Dissertationen, die von ihrn vergeben und betreut wurden, wie 
auch in anderen selbstgestellten Auf gaben: sein hauptsächliches 1 nteresse 
galt der Architektur und der Denkmalpflege. 
Zwar beginnt er sei11e berufliche Laufbahn als Assiste11t am Kunstgewerbe-
museun1 in Dresden ( l. I l. 1904 ), doch schon nach drei Monaten ( 1. V. 1904 
wechselt er 11ach M<1rburg i11 die Denkmalpflege über, und hier legt er, ob-
wohl er wiederu1n nur ein Jahr bleibt, den Gru11d für die Arbeiten über hes-
siscl1e Ku11st, die in dichter Abfolge i11 de11 nachfolgenden Jahrer1 erscheinen 
werde11. Während er sich in seiner Dissertation (1903) nocl1 mit einem 
Kirchenbau in Schlesvlig-Holstein beschäftigt hatte, erscl1cint nun im Jahre 
1905, also ein Jahr, 11achdem er 11ach Hessen gekommen war, ein Führer 
durch Fritzlar, und irn darauffolgenden Jahre gri.intiet er die „Hessenkunst" 
- als Kalender begonne11, sp;iter als Jahrbuch weitergeführt -, dere11 
Herausgeber er bleibt. Hier erscheine11 nun bis etwa 1914 nahezu alljährlich, 
später i11 größeren Abständen, seine Beiträge, in dene11 er Werke der Bau-
kunst, der Plastik, Fragen der Stadt1,lanung des hessische11 Umkreises be-
handelt, gelegentlich auch den Blick auf bisher u11beachtet gebliebene Dinge, 
wie etwa die mittelrheiniscl1e Tonplastik, lenkt. Dt1rcl1blättert inan die 
Bände der „ Hessenkunst" heute, so ist n1an tief berührt vo11 der Fülle der 
Anregungen zum Kenne11lernen der Heim<lt t1nd der F'ülle und Qualität der 
Bildbeigaben, etwa V<)11 Otto Ubbelohde, den1 Willingshä11ser Kreis oder 
andere11 hessischen Künstlern. Es n1uß aber ausgesprochen werden, daß es 
sich bei Rauchs Beiträgen zur „Hessenkunst" nicht eigentlich 11m Arbeite11 
wissenschaftlichen Charakters handelt. Es sind 1nit viel Empfindung und 
sicheren1 Sprachgefühl geschriebe11e Betrachtungen, die n11r gelegentlich 
auch Entdeckungen entl1alten. 
Im Zentrum der wisse11scl1aftlichen Tätigkeit Rauchs stand in je11e11 Jah-
re11 die Erforschu11g der Kaiserpfalz in Ingelheim. Das Problem Ingelheim 
hat ihn sein Leben lang begleitet, es hat in seinen späteren Jahren schwer 
a11f ihm gelastet. Die Grabungen erstreckten sich über den Zeitraum von 
1909 bis 1914. Sie waren, wie Rauch selbst schreibt, niit außerordentlicl1en 
Scl1wierigkeiten verb11nden, erbrachten aber schließlich die Bestätigung für 
seine These11. Zunächst führten sie zur Herstellung eines Rekonstruktions-
modells und zu zwei von Rauch selbst geschriebe11en Publikationen. Eir1e 
dritte Veröffe11tlichung, herausgegeben vom Römisch-Ger1nanischen Zen-






lichungen Rauchs schließt mit de11 Worte11: ,,Das Wese11tliche aber bei der 
Arbeit in Ingelheim war uns das: die Baugedanken dieses großen Werkes, 
das einst das Nervenzentrum eines Weltreiches zu bergen besti1nn1t war 
und das der Spaten der Erde nun wieder entriß, als ein Neuerlebnis der Ge-
schichte unserer germa11ischen Vergange11heit unter einen1 grof~en 
Herrscher werten zu können." Als Anerkennung für die Intensität und Aus-
dauer bei der Erforschung des Monumentes wurde Christian Rauch 1975 
zum Ehrenbürger der Stadt Ingelheim ernannt. 
Offenbar noch in de11 Jahren vor dem Beginn i11 Gießen müssen einige 
Arbeiten auf dem Gebiet der altdeutschen Malerei e11tstande11 sei11: ei11 
Aufsatz über die Gemälde Grünewalds und ein Buch über Hanns und Wolf 
Traut, das aus Rauchs Habilitationsschrift über den Dürerschüler Wolf 
Trat1t hervorgegangen ist. Es hat dem Verfasser Freude bereitet, noch kt1rz 
vor seinem Tode erfahren zt1 dürfen, daß eine in dem Buch über die Trauts 
von ihm vertrete11e Zuschreibu11g, die von der Fachwelt nicht anerka11nt 
worden war, von der Unterzeichneten in einer eige11en Arbeit als zutref-
fend verteidigt werden konnte. 
Ober die Lehrtätigkeit Rauchs entnehmen wir den Vorlesungsverzeichnissen 
der Jahre 1914 bis 1945: innerhalb dieser lange11 Zeitspanne pflegte er un-
verändert eine zweistündige Hauptvorlesung und ei11e ei11stündige Vor-
lesung allge1neineren Charakters, meist für Hörer aller Fakultäten, zu hal-
ten, sowie je eine Übung für Anfänger und für Fortgeschrittene!. Der 
The1nenkreis war weit gespannt. Zwar lag das Hauptgewicht bei der Arcl1i-
tektur, doch er schloß die niederländische Malerei, die Hauptmeister der 
deutsche11 und italienischen Malerei, auch Landschaftsmalerei, ja sogar 
Goethes italienische Reise mit ein. Aus heutiger Sicht gesehen erschei11t es 
uns bemerkenswert, wie allgemein gehalten das Thema einer Hauptvorle-
sung bis in die dreißiger Jahre noch sein konnte „Mittelalter", „ Gotik", 
„Deutsche Kunst'', ,, Italienische Kunst" -. Dein stehen erstau11lich spe-
zielle Themen in den Übungen für Anfänger gege11über ,,Leonardos Trat-
tato della pittura und Klingers Malerei u11d Zeichnung" oder ,,Sansrarts 
Teutsche Akademie''. Als Ergänzung nicht 11ur zu den Übungen, sondern 
auch zu den Vorlesungen wurden Lehrausflüge durchgeführt, im allge-
meinen in die nähere Umgebung, gelegentlich aber auch zu den Galerien 
in Frankfurt und Kassel. An diesen Exkursionen nahmen, da sie sehr beliebt 
waren, nicht nur die Schüler teil, sondern auch andere Angehörige der Uni-
versität. So berichtet etwa Ernst Küster in seinen Erinnerungen2), daß er 
sich gern an den Lehrausflügen Rauchs beteiligt habe. Als weitere zusätz-
liche Veranstaltungen des Ku11stwissenschaf tlichen l11stitutes fanden von1 
Sommersemester 1923 bis zum Wintersemester 1926/27 praktische Kurse 
2) Ernst Küster, Erinnerungen eines Botanikers. Gießen o. J. 75 
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im alen, Zeichnen und !lodellieren statt („Aktzeichnen, Landschafts-
malen Voll- und Reliefplastik nach Kopf u11d Akt, kizzierübt1ngen Kom-
positionsübungen (ganz- und halbräcrig)"). Den U11terricht erteilten der 
1aler Fries t1nd der Bildhauer Ködding. 
Das ehemalige Gartenhaus hinter dem Hause Bismarckstraße 22 in Gießen. 
Neben den Lehrvera11staltu11ge11, den ExkL1rsionen dcr1 \V isse11schaf tlicl1e11 
und herausgcberischen Tätigkeiten lauf er1 n1ancherlci Aktivitäte11 auf dc11 
Gebieten der Denkmalpflege und des Denkmalschutzes für das La11d Hes-
sen wie besonders für die tadt Gießen ei11her: die Publikation der Ku11st-
denk1näler in Bingen· Aufgaben als Mitglied des tändigen Rates für bil-
dende K11nst in Hessen, als Mitglied des Denkmalrats für Oberhes cn, als 
Mitglied der Historischen Kommission (Marburg), zu deren Fördercr11 jc1 
tiftern er gehörte; in Gießen der Ei11satz für die Erhaltung des Net1e11 
chlosses und des Zeughauses nach dem zweiten Weltkrieg, für die Wieder-
herstellung und Darbiett.ing der Galerie der Prof essorcnbildnisse t111d 
schließlich für die Gewinnung eines eigenen Kunstwisse11schaftlichc11 In-
• • inst1tutes. 
Als Rauch 1905 nach Gießen kam, wurde die Kunstgeschichte von dein 
Archäologen Bruno auer betreut, bei dem sich Rauch 1906 habilitierte. 
Offenbar im Zt1san1menhang mit der Neueinrichtt1ng eines Kunstwissen-
schaftlichen Institutes durch den Privatdozenten Christia11 Rauch 1907/08 
bezog die Kunstgeschichte ein kleines Fachwerk-Garter1häuschen, das hin-
ter dem Hause Bismarckstr. 22 stand. Im aus Stein errichtete11 U11tcr-
1 
! 
geschoß waren Werkstätten für praktischen künstlerischen Unterricht (Ma-
len, Zeichnen, Modellieren) untergebracht, i1n Fachwerk-Obergescho{~ die 
Institutsräume. So idyllisch diese Unterkunft auch war, so 111achte sich doch 
bald eine allmählich bedrängend werdende Raun1not ben1erkbar. Ratich 
schildert sie in einem Bericht für die Fakultät vom 11. 3. 1925: „Das Se111 i-
nar ... muß seine Übungen und Arbeitssitzunge11 in einem 3,90 x 3,50 m 
großen Stübchen abhalten. An Arbeitsplätzen sind ganze zwei 111it Mühe 
und Not kümn1erlich ausgespart. Bücherzin1n1er t111d Tafelzimmer si11d so 
vollgepfropft, daß Bücherregale und Kunstblätter-Schränke bis auf 30 c111 
an die Ofen heranstehen. Es herrscht also in dem Holzgescho{~ - stä11dig 
Feuergefahr, da auch die zwischengeschobenen Ofenschirn1e sehr balcl glül1-
heiß werden, während es in der Nähe der dün11en Außenwände trotzdem 
immer kalt bleibt.'' Mehrn1als reichte Rauch Anträge auf geeig11etere, 
größere Räun1e ein, doch ohne Erfolg. Mit der U11terstützung der in1 
Jahre 1922 gegründeten ,,Gesellschaft der Freunde des K u11stwisse11schaf t-
lichen Instituts'' konnte 1923 das Etagenhaus Lt1dwigstr. 34 gekauft 
werden, mit dem Plan, dort ein geeignetes Institut einzurichten. Auf Rauchs 
Anregung hi11 und nach seinen Entwürfen wurde ei11 ganz auf seine per-
sönlichen Bedürfnisse zugeschnittener Hörsaal a11 dieses Haus a11gebat1t, der 
im Februar 1928 feierlich eingeweiht wurde. Erst 1930 erfolgte dan11 die 
Übersiedlung i11 das neue Gebäude, das dem Ku11stwisse11schaftlichen l11sti-
tut, mit einer Unterbrechung von zeh11 Jahren nach dem Ende des zweite11 
Weltkrieges, bis 1968 als Unterkunft dienen und sich zu einen1 kulturelle11 
Zentrum Gießens entwickeln sollte. 
Während der letzten Kriegsjahre war das Gießener Kunstwissenschaftliche 
Institut die einzige kunstgeschichtliche Bibliothek in Hessen, die noch be-
nutzbar blieb. Sie war nicht ausgelagert t1nd der Lehrbetrieb war nicht ein-
' gestellt worden. Aus den letzten Kriegstagen steigt in der Eri1111erung der 
Unterzeichneten ein Bild auf: sie sitzt bei ihrer Arbeit im Institut, während 
das Gerücht umgeht, die Stadt sei von den An1erikanern eingenon1men wor-
den. Durch das Fenster sieht sie Christian Rauch, de11 wohlbekannten breit-
• 
krämpigen schwarzen Schlapphut auf dem Kopf, ein dickes Brot, das er 
offenbar gerade ergattert hatte, unter dem Arm, langsamen und würdigen 
Schrittes vor dem Institut auf- u11d abgehen. Er stand vor einer schweren 
Stunde: Als kommissarischer Rektor zugleich letzter Deka11 der philo-
sophischen Fakultät und Prorektor hatte er die Aufgabe, die Univer-
sität Gießen den Amerikanern zu übergebe11. 
Ende 1945 beschlagnahmten die Amerikaner das Haus Ludwigstr. 34. Die 
kunstgeschichtliche Bibliothek mußte unter großen Mühen, mit einem klei-
nen Handwägelchen, in ein anderes Seminargebäude ausgelagert werden. 
Von da ab diente das Haus Lt1dwigstr. 34 während der Besatzu11gszeit 
wechselnd den verschiedensten Zwecken. Zeitweise war die Bibliothek des 77 
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Amerikahauses darin untergebracht. Nachdem die Universität 1946 ge-
schlossen worden war, trat ein Ereignis ein, das Rauch niemals hat ver-
schmerzen könne11: der größte Teil der Bücher seines Institutes wurde auf 
höhere Anordnu11g hin nach Darmstadt an die Technische Hochschule über-
führt. 
In der schwierige11 Zeit, die der Wiedereröffnung der Gießener Universität 
als Justus Liebig-Hochscl1ule vorausging, hat Rauch mit nie erlahmendem 
I11teresse an den Geschicken der alma Ludoviciana, mit der er sich so stark 
verwachsen fühlte, Anteil genon1men, sich mit Rat und Tat für ihren Wie-
derat1fbau eingesetzt. Bis 1965, als Günther Fiensch als Nachfolger berufe11 
wurde, h<lt er noch regelmäßig an den Fakultätssitzu11gen teilgenomn1en. 
Er ko1111te es noch erleben, daß das Gebäude Ludwigstr. 34 der Universität 
zurückgegeben wurde und das Kunstwissenschaf tliche Institut wieder in 
seine alten Räume ei11zog. Ein ihm dort eingerichtetes eigenes Zimn1er 
ko1111te er bis zur Übersiedlung des Institutes i11 die net1en Räume an der 
Otto-Behaghel-Straße behalten. 
Doch wir wollen hier nicht 11ur des Universitätslehrers und Forschers, wir 
wollen auch des Me11schen gede11ken. In den zwa11ziger und dreißiger Jah-
re11, i11 die die fruchtbarste Zeit von Rauchs Lehrtätigkeit fällt, bestand an 
der Gief~ener Universität ein überaus lebe11diges geselliges Leben. Da gab es 
nicht 11ur die abe11dliche Geselligkeit, da gab es Zusa111n1e11kü11fte, in denen 
die I)rofessorengattin11en über literarische Themen referierten, da gab es lite-
rarische Abende im Hause Küster, da gab es die ,,Graeca", und da gab es, 
als U11tergruppe des „Sonderbundes", den „Rennklub", eine Vereinigu11g 
vo11 Dozenten, die an den Samstagen gemei11sa1n zu wandern pflegte11. Zu 
seinc11 Mitgliedern gehörten der Gern1anist Otto Behaghel, der Physiologe 
Karl Bürker, der Literaturhistoriker Hern1ann August Korff, der Geograph 
Fritz Klute, der Jurist Leo Rosenberg, die Historiker Gustav Roloff und 
Anton Friedrich Vigener, und zu ihm gehörte auch der Kunsthistoriker 
Christian Rauch. Ober die Unterhaltungen während dieser Wanderungen 
hat die Unterzeichnete viel in ihrem Elternhaus gehört, denn ihr Vater, 
Fritz Klute, schätzte ganz besonders das Gespräch mit seinem kunstge-
schichtlichen Kollegen. 
Nach dem zweiten Weltkrieg, nachdem er sein Institut, seine Wohnung 
an1 Nahrungsberg, einen seiner Söhne, seine Tochter und schließlich seine 
Frau verlore11 hatte, wurde es still tim Christian Rauch. Einen letzten 
Höhepu11kt hatte er noch kurz vor den1 Tode seiner Frau erlebt, als sich an 
seinem 90. Geburtstag einige alte Schüler und alte Freunde in dem schönen 
Haus seiner Tochter an der Markusallee in Bre1nen um ihn versammelten 
und der Rektor der Gießener Universität eine kleine Ansprache hielt. Den 












Jubilar damals noch die Festgesellschaft nahezu allein u11terhalten, mit Er-
zählungen aus seiner Jugend, aus der Studienzeit. Nach diesem letzten Zu-
sammensein in einem größeren Kreise wurde die Möglichkeit zu einem Ge-
spräch immer seltener, immer kostbarer für ihn. Doch bei einen1 Besuch in 
der späteren Wohnung in der Friedrichstraße, die er zeitweise mit dern Ehe-
paar Küster, zuletzt nur noch mit seiner fürsorglichen Betreuerin Frau 
Schin, geteilt hatte, umfängt den Besucher noch immer die ungebrocher1e 
geistige Intensität und menschliche Anteilnahme des ffausherrn. Die kleine 
Gestalt, in der Statur an den alten Menzel erinnernd, tritt ihm im langen 
Hausrock entgegen. Dann sitzt man ihr ganz nah unmittelbar gegenüber, 
denn man muß in ein langes Hörrohr aus schwarzem Horn hineinsprechen. 
Aber es kommt kaum zum Sprechen, die Zeit vergeht im Zuhören. Da 
werden zunächst die akuten Fragen des Faches behandelt, in denen der 
Hausherr noch immer einen gewissen Einfluß ausübt oder es doch noch zu 
können glaubt: Berufungen, Neubesetzungen von Stellen, Förderung ehe-
maliger Schüler. Da11n folgen die Probleme der Gießener Universität. Noch 
immer, bei allen schwebenden Fragen, wird der Rat des so langjährigen 
Ordinarius, des Oberhauptes der Universität in ihren schwerste11 Zeiten, 
eingeholt. Dann tauchen die Jugendjahre auf, die alten Universitätslehrer, 
alte Kommilitonen, alte Freunde, die Familie und schließlich die Familie der 
Zuhörenden. Währenddessen sind die hellen blauen Augen des Hausherrn 
unverwandt auf den Besucher gerichtet, das Hörrohr ist zwischen die Kisse11 
gefallen. Ab und zu wird die Erzählung mit einer unvermittelten Frage 
unterbrochen: ,,Sie wissen doch, wer XY war?'' Wehe, wenn der Besucher 
zugibt, es nicht zu wissen. Mit tiefem Vorwurf wird ihm zun1 Bewußtsein 
gebracht, daß das eine unentschuldbare Bildungslücke sei. Oder - wie oft 
geschah dies in seinen letzten Jahren - ein plötzliches Anhalten im Ge-
spräch, eine Weile des Nachdenkens und dann, n1it einem leichten Anflug 
von Ermahnung in der Stimme: „Positive Wertung, meine Liebe. Je älter ich 
werde, desto überzeugter sage ich mir: Positive Wertung! Wir müssen uns 
dazu durchringen." Während dieser Zwiesprache geht der Blick des Besu-
chers durch den Raum, und er haftet auf den Titeln von Bücherneuerschei-
nungen, mit denen die Tische und Stühle, die Liegestätten und alle ebenen 
Flächen bedeckt sind: die neueste achtbändige Thomas-Mann-Ausgabe im 
Fischer-Verlag, viele Zeitungen, vor allem aber die neuesten Lexika, der 
neueste Brockhaus, der neueste Kürschner, der neueste „Wer ist Wer?" 
Währenddessen hat Frau Schin den Kaffeetisch in dem hinteren Eckzimmer 
gedeckt, von dem aus man auf die alten Bäume im Garten der Balserschen 
Stiftung blickt. Aber der Pflaumenkuchen liegt unangerührt auf dem Tel-
ler des Hausherrn, denn selbstvergessen tragen ihn seine Erzählungen fort 
in lange, lange vergangene frohere Zeiten und zu immer nahegebliebenen 
Menschen. 79 
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Die Unterzeichnete kann sich nicht zu den Schülern Christian Rauchs rech-
nen, denn sie hat nur ein einziges Semester bei ihm studiert. Aber sie hat 
einen väterlichen Freund mit ihm verloren, der ihren Lebensweg mit nie-
mals nachlassender Anteilnahme begleitete. Vor ihr liegt ei11 Bündel Briefe. 
In einem der letzte11 stehe11, dem Grabstein sei11es Kollegen Vigener in Arns-
burg entnommen und hier nun weitergegeben in der Ahnung des baldigen 
Abschieds, n1it grol~en festen Majuskeln geschrieben die Worte 
ANI?v1A 1\1EA QUOQUE IN MORTE TE SUSTINEBIT 
QUOQUE IN MOR TE ANIMA TUA ME SUSTINEBIT 
Lisa Oehler 
Willy Zschietzschmann 
geboren am 15. 2. 1900 in Bautzen 
gestorben am 4. 10. 1976 in Gießen 
Der verstorbene Gelehrte wuchs i11 Dresden auf und hatte dort bereits in 
früher Jugend Kontakt mit der Kunst, so daß sich bei vielseitig angelegten 
Begabu11ge11 schon bald der Wunsch, i1n Bereich der Kunstwissenschaften 
tätig zt1 sein, festigte. Er studierte deshalb in der Fächerkombination Klas-
sische Archäologie, Kunstgeschichte, Griechis.ch an den Universitäten Kiel, 
München, Leipzig und Jena. Die spätere praktische Berufsausübung läßt 
erkennen, wie weit bei ihm die Begriffe Kunstgeschichte und Klassische 
Archäologie gefaßt waren· denn das Fach, das er in Gießen vertrat, lautete 
in den Vorlesungsverzeichnissen bis zur Aufgabe seiner Lehrtätigkeit im 
Jahre 197 4: I<.unst- und Kulturgeschichte des Altertums einschließlich des 
Vorderen Orients. 
In Jena promovierte er 1924 mit dem Thema: „Die Darstellungen der 
Prothesis in der griechischen Kt111st" (Athenische Mitteilungen 53, 1928). 
Seine Arbeit hat den Grund zur systematischen Erfasst1ng und Beurteilt1ng 
der griechischen Darstellungen aus dein Totenkult gelegt, so daß sie bis 
heute von der Forschung berücksichtigt wird (vgl. M. Andronikos, in: 81 
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Archaeologia Homerica, Faszikel W, 1968, ed. F. Matz -
holz). 
H.-G. Buch-
Im Jahre 1928 beteiligte sich Willy Zschietzschmann als Stipendiat des 
Deutschen Archäologischen Instituts, dessen Korrespondierendes Mitglied 
er bis zu seinem Tode war, an den Ausgrabungen im Kerameikos, dem 
Töpferviertel und Friedhof der antiken Stadt Athen. Grabungserfah-
rungen eignete er sich außerdem in Pergamon an. 
Als Assistent wirkte er an den Universitäten Jena, Marburg und Berlin. 
Hier habilitierte er sich 1932 bei G. Rodenwaldt, der in den zwanziger 
Jahren in Gießen gelehrt hat. Im Jahre 1933 reiste und forschte 
W. Zschietzschmann dann in A.gypten, Syrien und dem Libanon. Diese 
Tätigkeit trug Früchte in dem gemeinsam mit D. Krencker bearbeiteten 
und herausgegebenen Werk: "Römische Tempel in Syrien" (Band V, 1938). 
Ab 1937 lehrte der Verstorbene als Nachfolger von W.-H. Schuchhardt 
an der Gießener Universität, zu11ächst als außerplanmäßiger Professor, 
nach dem Kriege schließlich als Wissenschaftlicher Rat. Im gleichen Jahre 
erschiet1 in der Realencyklopädie der Altertumswissenschaften sein zusam-
menfassender Artikel über Pergamon. Mitarbeiter dieses hochgeachteten 
und unentbehrlichen Unternehmens war er aber bereits seit der Mitte der 
zwanziger Jahre und hat dort 1927 den Stand des Wissens seiner Zeit über 
Sophokles zusan1n1engefaßt, 1931 den großen Artikel über Melos und 1932 
über Methymna geschrieben (vgl. H.-G. Buchholz, Methymna, 1975). 
Während sich im Thema des griechischen Tragikers die Verbindung alt-
philologischer und archäologischer Studien als ein dringendes wiss-enschaft-
liches A11liegen des Verstorbenen niederschlug, zeigen die archäologisch-
topographischen Themen sein Bedürfnis zur Verknüpfung der Forschung 
im Gelände mit gelehrter Schreibtischarbeit, der er bis zuletzt treu blieb. 
Zt1sammen fassenden Charakter hat auch sein Beitrag im Handbuch der 
Kunstwissenschaft über: „Die hellenistische und römische Kunst" (1938). 
Willy Zschietzschmann - fast auf den Monat genau zeitgleich mit dem 
bekanntesten Altertun1swissenschaftler seines Jahrgangs, Wolfgang Schade-
waldt - gehörte jener Generation an, die das ausklinge11de Kaiserreich 
und den Ersten \V eltkrieg mehr oder weniger bewußt miterlebt hat, 
die danach das Auf und Ab der zwanziger und frühen dreißiger Jahre 
nliterlitt und mitgestaltete. Vielleicht den tiefsten Einschnitt in seinem 
Leben und Werk brachte jedoch der Zweite Weltkrieg mit sich, in dem 
er 1944 schwer verwundet wurde. Die im gleichen Jahr erschienene 
Studie über die Baugeschichte des Philippeions in den „Olympischen For-
scl1unge11" (Band I) ist eine späte Frucht der Vorkriegsphase seines Schaf-
fens. Zunächst lag auch die Gießener Universität in Schutt und Asche, 
besta11d keine Aussicht at1f baldige Eröffnung des Lehrbetriebs. In jener 





















Münzsammlung aus den Trümmern des Archäologischen Instituts geborge11 
und eine erste Neuordnung der antiken Münzen durchgeführt. Auch u111 
die anderen Bestände der Sammlung antiker Originale hat er sich geküm-
mert und der Universität auf diese Weise einen wertvollen Besitz bewahrt 
(vgl. W. Zschietzschmann, Die Sammlung des ehemaligen Archäologischen 
Instituts der Universität Gießen, in: Mitteilungen des Oberhessischen Ge-
schichts-Vereins, N. F. 42, 1957, und H. G. Gundel, Berichte und Arbeiten 
aus der Universitäts-Bibliothek Gießen 27, 1976, 18). 
Er nutzte die unmittelbaren Nachkriegsjahre, arbeitete auf und übersetzte, 
faßte neue Pläne und reiste. Durch viele größere und kleinere Artikel wurde 
er zu einer allgemein bekannten und geachteten Persönlichkeit u11ter den 
Gelehrten in Gießen. 1955 erschien seine ,,Kleine Kunstgeschichte der 
Griechen und Römer", die 1957 eine weitere Auflage, 1962 eine Über-
setzung ins Französische erlebte. 1957 schrieb er „Mykene, Mythos und 
Wirklichkeit'' (Nachrichten der Gießener Hochschulgesellschaft 26 ), im 
folgenden Jahr ,,Der Hermes von Olympia" (Gießener Hochschulblätter 6, 
Heft 2; dasselbe Thema hat er 1968 in der Festschrift zum 80. Geburtstag 
von G. Wasmuth erneut behandelt), 1959 wieder ein Bt1ch „Hellas und 
Rom", das ins Französische, Englische, Holländische und Dänische über-
setzt wurde. Darauf folgten „ Wettkampf und Übungsstätten in Griechen-
land'', Band 1: ,,Das Stadion" ( 1960), Band 1 I: „Palästra und Gyn111asion" 
(1961). 
So wie er vor dem Kriege begeistert an der Realencyklopädie, dem ,,Großen 
Pauly'', mitgearbeitet hat, so wurde er nun zum ständigen Mitarbeiter am 
„Kleinen Pauly", indem sich Verlag und Herausgeber seiner besonderen 
Erfahrung auf dem Gebiet der antiken Topographie bedienten und seiner 
Fähigkeit, weit verstreut veröffentlichte Forschungsergebnisse zusammen-
fassend darzustellen. Man übertrug ihm die Abfassung der Artikel „Athen" 
und „Attika '' (Band 1, 1963 ), ,,Didyn1a" und „Ephesos" (Band II, 1964 ), 
,,Tiryns'' (Band V, 1975). 
Seine Neigung und sein großes Vermögen, überblicke über den Stand 
unseres jeweiligen Wissens zu geben, führte 1967 zu dem Buch „Die grie-
chische Kunst", 1968 ,,Die römiscl1e Kunst'' und 1969 „Die etruskische 
Kunst". 1970 veröffentlichte er dann wieder eine kleinere Studie zu 
einem ,,Bronzepanzer aus Olympia", der bis dahin als verschollen galt 
und unerwartet im Kunsthandel auftauchte (in: Damals, Zeitschrift für 
geschichtliches Wissen 2, Heft 8, 1970). 
W. Zschietzschmanns alte, ein ganzes Forscherleben hindurch anhaltende 
Hinwendung zum Studium unausgegrabener und ausgegrabener antiker 
Stätten führte in den 60er und 70er Jahren abern1als zu ausgedehnten Rei-
sen und hatte eine kommentierte Neuausgabe der ,,Beschreibung Griechen-
lands'' des Pausanias zum Ziel. Diese Arbeit ist leider nicht zum Abschluß 83 
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gelangt, doch siehe ,,Aus dem Tagebuch einer Peloponnesreise" (Gießener 
Universitätsblätter 4 Heft 2, 1971, und 5 Heft 1, 1972) sowie "Lyko-
soura" (in: Hellenika 7, Heft 19/20, 1970). Kurz vor seinem Tode hat er 
in der Realencyklopädie für Klassische Altertumswissenschaften im letzten 
Supplementband den umfassenden Artikel „Athenai'' veröffentlicht. 
Willy Zschietzschma1111 wurde wegen seiner große11 Verdienste in der 
Offentlichkeitsarbeit mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet. Für 
seine andat1ernde11 Ben1ühu11gen beim Aufbau der Deutsch-Griechischen 
Gesellschaften in der Bundesrepublik verlieh ihm der griechische Staat das 
Goldene Kret1z des Georgordens. Von der französischen Regierung sind 
ihm in Anerkennt1ng für seinen persönlichen Einsatz bei Gründung der 
Deutsch-Französischen Gesellschaft in Gief~en die Pal1nes Academiques 
verliehen worden. Freunde u11d Schüler haben ihm zu seinem 75. Geburts-
tag ei11e Festschrift gewidn1et, die den Titel trägt „Hellas, ewig unsre 
Liebe" (1975) u11d von S. Opper1nan11 herausgegeben wurde. 
Willy Zschietzschmann fand dort seine letzte Ruhe, wo er es sich ge-
wünscht hat: auf der Begräbnisstätte des Zisterzienserklosters Arnsburg, 
mit dem sein Name verbunden bleiben wird. Er, der Ehrenbürger von 
Arnsburg, hat 1958 i11 der Klosterruine Ausgrabu11gen veranstaltet; seiner 
l11itiative ist die Restaurierung dieses historischen Ortes zu verdanken. 
Hans-Günter Buchholz 
Literatur über W. ZschietzsctJmann: 
KürsclJriers Gelehrtenkalender II (1970) 3405. 
0. Gärtner, Ein dcutscl1er Pl1ilhellene, in: Hcllenika 1970, 1-Ieft 112, S. 20. 
H.-G. B11chholz, „Hellas, ewig unsre Liebe, Freundesgabe für Willy Zschietzschman11 zu 
seinen1 75. Geburtstage" ( 1975 ), S. 1 f. 




Zur 100. Wiederkehr des Geburtstages von 
Paul Mombert 
Prof. Dr. oec. publ. Dr. phil. h. c. Paul Mombert 
Paul Mombert wurde am 9. November 1876 in Karlsruhe geboren. Er stu-
dierte vom WS 1897/98 WS 1901 / 02 in Heidelberg, Leipzig, Berlin und 
München Nationalökonomie, Geschichte unq Jurisprudenz.1 Am 26. Januar 
1902 promovierte er ii1 München bei Lujo Brentano mit einer empirisch 
orientierten Studie über >> Die de11tsche11 Stadtgemeinden u11d ihre Arbeiter << . 
Im Jahr zuvor hatte er bereits eine kleine Schrift über »Die Belastung des 
Arbeitereinkommens durch die Kor11zölle << \1eröf fentlicht. Mit >> Studien 
zur Bevölkerungsbewegung in D eutschland« habilitierte er sich am 13. Juli 
1906 an der Freiburger Universität für die Fächer Nationalökonomie, 
Finanzwissenschaft und Statistik.2 An der gleichen Universität wurde er 
1911 zum außerordentlichen Professor ernannt. 
Im Anschluß an seine Habilitatio11 entfaltete Mombert eine rege Publi-
kationstätigkeit.3 Er tat sich dabei vor allem auf dem Gebiet der Bevöl-
kerungslehre und in der Finanzwissenschaft hervor, jedoch waren seine 85 
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Fachinteressen anerkanntermaßen weit gespannt: »Er arbeitete und 
lehrte ... auf fast allen Gebieten der Nationalökonomie.•<' Zusammen mit 
seinem älteren Freiburger Kollegen Karl Diehl edierte Mombert die sehr 
populäre, im Laufe der Zeit auf 20 Bände anwachsende Sammlung »Aus-
gewählte Lesestücke zun1 Studium der politischen Okonon1ie« wobei 
hier ein Ansatz zur Vermittlung von Originaltexten gepflegt wurde, der in 
jüngerer Zeit in Form von »readers« einen neuen Aufschwung erfuhr. Auch 
während des 1. Weltkrieges erschienen mehrere Schrifte11 aus Momberts 
Feder, vor allem über die Probleme der Kriegs- und der Nachkriegswirt-
schaft. Nach Kriegsende arbeitete Mombert wieder verstärkt auf seinen 
alten Spezialgebieten, behandelte aber auch Fragen der Konjunkturfor-
schung sowie der Soziologie.5 
1921 wurde an der Ludwigs-Universität Gießen durch Berufung August 
Skalweits nach Bonn der Lehrstuhl für Staatswissenschaften vakant.6 
Daraufhin wurde Mombert »mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 ab zum 
orde11tlichen Professor der Staatswissenschaften in der philosophischen 
Fakultät der Landesuniversität Gießen ernannt.<< Diese Fakultät ehrte ihn 
dann am 15. Februar 1923 mit der Verleihung der Ehrendoktorwürde. 
In Gießen folgte für Mombert ei11e weitere Zeit fruchtbarer Lehr- und For-
schungstätigkeit. Von den wissenschaftlichen Aktivitäten sei hier beispiel-
haft die Herausgabe (wieder zusammen mit Karl Diehl) der auf 21 Bände 
angelegten »Grundrisse zu1n Studium der Nationalökonomie« erwähnt. In1 
Rahmen dieser Reihe erschien 1927 Momberts >>Geschichte der National-
ökonomie« und 1929 seine »Bevölkerungslehre«. Diese Bücher sind inzwi-
schen natürlich weitgehend überholt; immerhin wurde aber auch noch nach 
dem 2. Weltkrieg der erstgena11nte Band als ein HaL1ptwerk zur Geschichte 
der Volkswirtschaftslehre (»gut gearbeitet, we11n auch oft zu viele Dis-
pute« )i aufgeführt und der zweitgenannte Band als »die letzte umfassende 
,Bevölkerungslehre' in Deutschland<< 8 bezeichnet. 
Der Nationalsozialismus setzte der Lehrtätigkeit M()n1berts ein jähes Ende: 
Am l. Juli 1933 wurde Professor Paul Mombert aus »rassischen Grü11den« 
aus dem Staatsdienst e11tlassen; durch Anordnung vom 30. August 1934 
wurde diese Entlassung in ei11e Ruhestandsversetzung umgewandelt. Wäh-
rend cler folgenden Jahre veröffentlichte Mombert noch eine größere A11-
zahl wissenschaftlicher Aufs:itze in ausländischen Zeitschriften, einige 
davon i11 französischer Sprache.9 Trotz, schwerer Krankheit wurde er im 
Spätherbst 1938 vorübergehend inhaftiert. Er starb am 8. Dezember 1938 
in Stuttgart. 
Seine Witwe, Frau Nellie Mombert, die übrigens viele Beiträge für die 
»Ausgewählten Lesestücke" übersetzt hatte, zog nach dem 2. Weltkrieg 
wieder nach Freiburg. Und fast dreißig Jahre nach dem erzwungenen Ab-
bruch von Momberts Hochschullehrertätigkeit konnte sie in einem an den 
Rektor der Justus Liebig-Universität gerichteten Schreiben vom 17. Dezem-
ber 1960 berichten, sie erhalte noch häufig Briefe früherer Schüler ihres 
Mannes, die sein Andenken hochhielten. 
Anmerkungen: 
1) Diese und einige der folgende11 Angaben entstammen den1 I'rageboge11 zun1 Universi-
tätsalbum der Ludwigs-Uni\·crsität Giet1en sosvie weiteren Aktenunterlagen des Rektorats. 
2) Lenz und Waffenschmidt nennen 1907 als Habilitatio11sjahr, vermutlich deshalb, weil 
in einem 1929 erschienenen Profcssorcnvcrzcicl1nis als Momberts Habilitationsdatun1 der 
13. 7. 1907 angegeben ist. Es dürfte sicl1 dort aber um einen Druckfehler l1andeln. Siel1e 
Friedrich Lenz: Paul Mombert. In: Nachrichten der Gicßener Hochschulgesellschaft, 29 
(1960), S. 25 und W. WaffensclJn11tlt: Paul Mon1bert zum Gedenken. In: Zcitscl1rift für 
die gesamte Staatswissenschaft. 114 (1958), S. 699. Vgl. auch Vereinigung Lier Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaftlichcn Hochschullehrer: Werdegang und Schriften der ~1itglieder, 
Köln 1929, S. 183. 
3) Siehe die Literaturliste bei Walter Georg W af f enschmid t: Mombert, Paul. In: Hand-
wörterbuch der Sozialwissenscl1aften, 7. Bd., Stuttgart-Tübingen-Göttingen 1961, S. 419 
oder clas bis zum Erscheinungszeitpunkt V(1llständigere Schriftenverzeichnis in Vereini-
gung der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Hocl1schullehrer, a. a. 0., S. 183-185. 
4) Constantin von Dietze: Die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften an der Universität 
Freiburg in den ersten Jahrzehnten des zwanzigsten Jahrhunderts. In: Hans .fulius Wolff 
(Hrsg.): Aus der Geschicl1te der Rechts- und Staatswissenschaften zu Freiburg i. Br„ 
Freiburg 1957, S. 86. 
5) In einer biographischen Notiz aus dem Jahre 1928 sind Bevölkerungslehre und Soziolo-
gie als Momberts Spezialgebiete genannt! Siehe H crmann A. L. Degener (Hrsg): Wer 
ist's? IX. Ausg„ Berlin 1928, S. 1071. 
6) Dies war damals noch der einzige wirtschaftswissenschaftliche l,ehrstuhl in Giellen. 
Allerdings hatte einige Zeit zuvor der Gießener Bankier Siegn1und Heichelheim eine zu-
sätzliche Professur für Volkswirtschaftslehre gestiftet, die 1919 durch Fricdricl1 Lenz 
besetzt und 1922 in ein planmälligcs ordentliches Ordinariat umgewandelt wurde. Natio-
nalökonomische Lehrveranstaltungen hielten auch die beiden aulleretatn1äßigen aut1er-
ordentlichen Professoren Werner Fricdricl1 Bruck und Ernst Gü11ther. 13ruck ging 1922 
nach Münster, Günther wurde 1923 zum etatmäi1igen Extraordinarius ernannt. Siel1e 
hierzu und zum weiteren Ausbau Friedric/J Le11z: Die Wirtschaftswissenschaft in Giet1en. 
In: Ludwigs-Universität - .fustus Liebig-Hochschule 1607-1957, Festschrift zur 350-
Jahr-Feier, Gießen 1957, S. 389 f. oder Hans Joachim von Koerber: Zur Geschicl1te der 
Wirtschaftswisscnscl1aft i11 Gicllcn. In: Gießener Hochschulblätter, 1312 (Juni 1960), 
s. 17 f. 
Innerhalb der ab 1922 geteilten philosophischen Fakultät gehörte das „ Institut für Wirt-
schaftswissenschaft" zur 2. Abteilung, welche mathematische, 11aturwissenschaftlichc und 
wirtschaftswissenschaftlichc r:ächer umfaßte, während in der 1. Abteilung philosopl1ische, 
philologische, geschichtliche und kunstwissenschaftliche Fächer zusammengefallt waren. 
Mombert wurde 1929 Dekan der 2. Abteilung und gleichzeitig (gemäß dem alternieren-
den Turnus) geschäftsführender Dekan der Gesamtfakultät. 
7) Anton T autscher: Geschicl1te der Volkswirtschaftslel1re, Wien 1950, S. 6. 
8) Gerhard MackenrotlJ: Bevölkerungslehre, Berlin-Göttingen-Heidelberg 1953, S. 299. 
9) In einem kurzen Nachruf in einer belgischen Fachzeitschrift heißt es, daß 11ombert 
nach 1933 als „professeur prive" tätig gewesen sei. Siehe Revue E:conomique internatio-
nale, 31/I-1 (Januar 1939), S. 30. 87 
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Berichte aus der Gießener Hochschul- 1 
gesellschaft für die Zeit vom 28.Juni 1975 1 
bis 29. Oktober 1976 i 
(Ms.). A111 29. Oktol)er 1976 far1d im net1en Chemische11 lnstitt1t der Uni-
versität die diesj:ihrige Hauptversammlu11g der Gief~ener Hocl1scl1ulgesell-
schaft st;1tt. Der Präsident des Verwaltur1gsrates, Dr. Karl \'011 Winckler, 
begrül~te die z;1hlreich erschienener1 Mitglieder und bericl1tete über die 
Arl)eit i111 verga11ge11en Zeitrau111, vor allem iil)er die beschlosse11en Förde-
rt1 r1 gs111af~n ah n1e11. 
ln1 rz,1h111en der diesjäl1riger1 Hauptversammlung l1ielt Prof. Dr. rer. nat. 
l)ieter Seel) ach einen Vortrag n1it den1 Tl1ern;1 ,, Verbote11e Reak tione11 in 
cler C~hen1ie". 
Förderungsprojekte 
- Die At1sstattu11g der Clubrät11ne in1 Akaden1ischen Auslandsan1t ist 
al)geschlosse11. 
- Die ~1ittel für de11 Gießener Hochschulführer wurden bereits 1975 
l)ewilligt. 
Der Druck der Vorlesungsverzeichnisse wurde auf Offset tltngestellt. 
l)abei \V<lr die Hocl1schulgesellscl1aft ebenfalls maf~gel)end l)eteiligt. 
Der Verwaltu11gsrat billigte eine Aufwendung von ca. 5000,- DM 
für Dissert;1ticins-Preise der Ur1iversität. Die Preise wt1rden bisl1er aus 
Landesn1itteln finanziert. Der Präsidt~nt der Jl.U gab der Hoffnu11g 
At1sdruck, da{~ das l,;111d diese Obu11g im 11ächste11 I-Iaushaltsjahr wie-
der aufnehn1e11 wird. Unal1hä11gig davon wird clie Hochschulgesell-
schaft ihrerseits Z\vei oder drei eigene Preise stiften. 
- Be,villigt wurde ein Zt1schuß von etwa 10 000, DM aus zweckgebun-
denen Spenden fi_ir einen G;1n1mastrahlenz:ihler für die Frauenklinik. 
Beschlüsse aus der Hauptversammlung am 29. Oktober 1976 
De111 Antrag at1f Entlastt1ng von Vorstand und Verwaltungsrat entspricht 
die Hauptversan1mlung ei11sti1nn1ig. De111 Vorschlag, die Herren Dr. Pflug 
ur1d Rin11 als Rechnt1ngsprüf er für das Geschäftsjahr 1976 zu wäl1len, wird 
einsti111n1ig gefolgt. 
Die Hat1ptvers~1mn1lt111g w~il1lt einstimmig zu Mitgliedern des Verwaltungs-
rares: 
Herrn Fabrikant Hans Rir111, Heucl1elheim; 
Herr11 Prof. Dr. med. Hans Werner Pia, Gießen, und 
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Einstimmig wählt die Haupt\•ersamn1lung Herrn Prof. Dietger Hahn zum 
neuen Vorsitzenden des Vorstands und Herrn Prof. Odo Marquard zu111 
Schriftführer, der zugleich die Redaktion der Gießener Universitätsblätter 
besorgt. 
Die gewählten Herrer1 nehrnen die Wahl an (oder haber1 die Annahn1e 
vorher erklärt). 
Die Hauptversa1nmlung stin1111t dern Vorschlag von Herrn \'011 Winckler 
zu, die Herren Engfer, Kepp, \Vill1eln1i und Fr;1u Pross zu El1renn1itglie-
dern der Giel~e11er Hochscht1lgesellschaf t zu er11en11e11. 
Aus dem Geschäftsbericht des Vorstandes 
Erstattet von Professor Dr. Richard Kepp, 
Vorsitzender des Vorstandes 
Vorstandssitzunge11 fa11der1 an1 2. 12. 1975 u11d a1n 15. 7. 1976 statt. 
Ei11ige Anforderungen ar1 die Gesellschaft, die eir1e rasche Erledigt111g er-
forderlich 1nachten, konnte11 i1111erhalb kurzer Zeit durch Un1laufverf,1!1ren 
geklärt werden. 
Anstelle eines t1rsprünglich gefi.ihrten Mitgliederstandes vo11 722 ergil)t sich 
nach Abzug der mit t1nbeka1111ter Adresse verzogenen Mitglieder ei11 tat-
sächlicher von 672. Während des Jahres 1975 sind 11 Mitglieder verstor-
ben, 33 ausgetreten t111d 28 11eu ei11getreten. Dieses ergab am E11de des 
Jahres 1975 einen Mitgliederstand V()n 656. I 11 Anbetracl1t dieser E11twick-
lung sollten weiterl1in alle Bemühungen gemacht werden, un1 die Zahl der 
Mitglieder der Gesellschaft erhöhe11 zu können. Im besondere11 ist dara11f 
zu hoffen, daß diejenigen Kol leginne11 t1nd Kollegen, dere11 Vorl1aben durch 
die Hochschulgesellschaft gef()rdert wt1rde11, sich dt1rch den Erwerb der 
Mitgliedschaft erkenntlich erweisen. D;1s gleiche gilt für Kolleginnen u11d 
Kollegen, die neu an die U11iversität Gießen berufen werden. 
Auch i1n Jahr 1975 ist die Gießener Hochscht1lgesellschaft ihren satzungs-
gemäß festgesetzten Pflichten 11achgekom111en, die wissenschaftliche For-
schung an der Universität Gießen i1n besondere11 dort zu unterstützen, wo 
Mittel von anderer Seite nicht erhalten werden können oder nicht in aus-
reichendem Maße zur Verfügung stehen. Die allgemei11e Wirtschaftslage 
hat dazu geführt, daß die Zuwendunger1 der Gesellschaft nicht nlehr in 
dem gleichen Ausmaß erfolgen konnten, wie es in früheren Jahren der Fall 
war. Es ist jedoch trotzdem gelungen, mit Ausnahme ganz weniger Vor-
haben, einen entsprechenden Zuschuß zu leisten. Im übrigen sind die auch 
während des Jahres 1975 geförderten Forschungsvorhaben ebenso wie in 
der Vergangenheit über verschiede11e Fach gebiete breit gefächert. 89 
90 
Es hat sich auch weiter bewährt, durch eine unbürokratische und schnelle 
Bearbeitung der Anträge die betreffenden Forschungsvorhaben zu fördern. 
Die Etatmittel der Universität sowie auch von anderer Seite zur Verfügung 
gestellte Mittel sind nach wie vor nicht ausreichend, um alle wissenschaft-
lichen Vorhaben der Universität zu ermöglichen. Auch ist nach wie vor 
der Universitätsetat der Geldentwertung gegenüber nicht ausreichend an-
gestiegen. Insgesamt glaubt der Vorstand sich zu der Feststellung berech-
tigt, daß die, wenn auch nicht gerade reichlichen Mittel der Gesellschaft, 
zur Pflege der Wissenschaft an der Universität Gief~en beigetragen haben. 










GI ESSENER HOCHSCHULGESELLSCHAFT e. V. 
(Gesellschaft vo11 Freunden und Fiirderer11 der Universität Gießen) 
Bilanz zum 31. Dezember 1975 
AKTIVA DM P1\SSI\7 A D1v1 
1 . Kas~enbestand 32,26 l . Zv„cckgebundene Spenden 37 500.-
2. Bankguthaben 118 150,45 ? 
-· 
Z\veckgebundene Erträge 16655,31 
3. Postscheckguthaben 525,46 3. St)nstige Verbindlichkeiten 3 633,65 
4. Wertpapiere 500389,81 4. \! er111ögc11 (da\(Jn zwcckgeb. Vern1ögen 
S. Konzertflügel 1-
' 
l)M 50 000,-) 5(,1 310,02 
6. Vern1ögen in Treuhand- 5. Vcrl)indlichkeiten aus Treu-
verwaltung DM 15 179,50 hand\er\valtung DM 15 179,50 
619 098,98 619 098,98 
6330 Wetzlar, den 1. März 1976 E 11 g f er, Schatzmeister 
Gewinn- und Verlustrechnung 1975 
Aufweridungen D1v1 DM 
1. Zuwendungen 92 480,11 l . 1vli tgliedsbeiträge 29 943,65 
2. Porti 406,60 ) Spcr1den 104 060,-
-· 
- Verwaltungskosten 1 482,58 .) . 
3. Zir1scn 40 277,05 
4. Buchungsn1äßiger Kursverlust 635.-
s. Sonstige Kosten 14 871,15 ·l . K.ursgcwin11 2 197,50 
6. Oberscl1uß 66 773,36 5. Sonstige Einnahn1en 170,60 
176 648,80 176 648,80 
P1 ü f ungsbestä t1gung 
Die Buchführung ist als beweiskräftig anzusel1cn. Das Belegwesen ist geordnet. Erbetene 
Auskünfte wurden dem Prüfer bereitwillig erteilt. Formelle und materielle Kontrollen 
ergaben keinen Anlaß zu Beanstandungen. 
Die Buchführung und der J ahresabschl ul) 1975 entsprechen den Grundsätzen des Handels-
rechts und der ordentlichen Bilanzieru11g. 
6300 Gießen, den 29. Oktober 1976 
Rinn Dr.Pf 1 u g 91 
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Biographische Notizen 
Pr<if. Dr. l-!e/n1111 Rt>l1n1c, gcb<lrcn 1931> in 'fübingcn, studierte vcJn 1955 bis 1959 Ge-
schichte, deutscl1e und engliscl1e Philologie und \'olks'>·irtscl1aftslcl1re an den U11iversi-
tite11 Tübingen und Ha111burg. Nacl1 cin1gc11 Jahre11 Assistentcntitigkcit a111 Lehrstuhl für 
.l\1ittlerc uncl Neuere Gescl1icl1tc in Ha111burg wurde er 1964 zum l)r. pl1il. promciviert. 
Der Hal1ilit.1ti<i11 niit ci11cr Studie zur vergleichenden Stadtgeschichte 1968 folgte 1969 
clie Berufung auf den Lel1rstul1l für Neuere c;cschichtc an der Technischen Hcichschule 
[)arr11stadt. Seit 1971 leitet er als Prisider1t diese I-Ic1chschule. Verschiedcr1e Forschu11gs-
pr<.>1cktc und \'cr(iffcntlicl1ungcn Helmut Böl1111es l1czcugcn sein l11tcrcsse an sozi;1lge-
schichrlichcn und wirtschaftspc1litischen J\s1)ekten •·or,vicgcnd cles 19. u11d 20. Jal1rhunderts 
uncl .111 ihren ln1plikati,1ncn auf (las pol1t1scl1c (;cscl1el1c11. 
Pr(lf. l)r. Hans-/1jrgcr1 Kruf'P, gcl1. an1 15. 4. 1933 in I:lbing. Nach eiern Abitur 1952-1957 
Stucliun1 \\'irtscl1aftsingcnicurwcsen an clcr 1'cchniscl1cn ~iocl1scl1ulc l)ar111stadt, 1957 Ab-
schlull als Dipl.-\\.irtschaftsingcnieur. 1957-1967 Wiss. Assiste11t a11 der TH Darmstadt. 
1961 Pr(1n1c>tion, 19(,2 (,3 r,irscl1u11gst.itigkcit 111 (Jen llS:\, 1967 Hal1ilitatic1n. 1967-(,9 
l)(J/cnt an clcr TH l)arn1stadt, im SS 19(,8 Lcl1rsruhlvcrtrctung a11 der Universitit 1-lcidcl-
bcrg, in1 \\'S 1968 1 1,9 Lehrstuhlvertretung an clcr Univcrsitit r:rciburg. 1969 Ruf nacl1 
1:rcil1urg, in1 gleichen Jahr l·:rncnnung zu111 I>rcJf. an clcr L'niv. I;'r:inkfurt. 
1')70 71 l)ckan cl. \\'irtsch.1fts- u. S,1;.i,1lwisscnscl1:iltl1cl1cn l'akultät, Univ. Frar1kfurt. 
1972-73 !vl1tglicd des Scnatsgrünclungsgrcn1iur.1s Wirtschafts- u. Sc1z.ialwisscnschaftc11 der 
linivcrsir:it l)tlrt1nund. Seit 1 C,72 I·cJcrftihrung clcs l)l G-gefi)rclcrtcn Prc1jckts „Sozial-
pc.1li t i sc hes I'n tschcid un gs- und 111dika torens y stcm für die 13undesrcpublik Dcu tschland" 
(Sl1I:S-l'rc.ijckt). 1973-75 Vizepr:isidcnt der Gniversit:it l'rankfurt, seit Scptcn1ber 1974 
bis 197() lv1itglicd unJ Vorsit1er1clcr des (~rÜnllungsausschusses der l'crnunivcrsitit Hagen. 
19(,8-1973 .\1itgliccl llcr Syn<JJc tler l·:v.111geliscl1cn Kirche in Hcsscr1 und Nassau sowie 
deren I'inan1.1usscl1ul;; /\iitt'lied llcr Arl1eitgcsctzbuch Kll!nmissi<l11; !11itglicd der .E-:nquete-
Kon1n1i\sic>r1 „I:r.1u und Gcscllsct1aft" des Dcutscl1c11 Bundestages (Sachvcrstindiges .l\1it-
glied). 
Seit April 1975 Pr:isiclcr1t der Univcrsit:it 1:ra11krurt. 1975 Vcrleiht1ng einer Ho11orar-
~)rtJfcssur durcl1 clcn 1:acl1l1crcich \'Virtschaftsw1sscnschaftcn der Universität Frankfurt. 
Prc>f. I)r. Paul 1\fe1r11l>erg, geb. a111 29. (,. 191(, ir1 l)urcn 1Rl1ld„ Studiu111 der l.andv;irt-
schaft, J)iplc1111 1944. Pr<J'1l(lti()l1 ZU!l1 Dr. agr. 1947 in c;icflen. Habilitaticin 1954. Tätig-
keit als \\'iss. 1\ssi,:cnt und l)(J/.ent. 1962 Berufung zun1 orc1entlicl1cn I'rc)fcssor für land-
wirtschaftliche Bctricl1slehrc an clcr lJniversitit Gicl;c11. 19(,7-1969 l)ckan der Lar1clwirt-
schafrlichen l1akult.it der L;ni,·ersit:it c;icf.\c11 unc1 Vt1rsitzcr1clcr des Fakul'titentages 
l ;1ntl- u11cl Gartenbau. ! 9f,9-l 970 Rcktc>r der Unis·crsit:it Gict1cn, Vc1rsitzcndcr der hes-
sischen Rektorenko11fcrcnz. Seit 1971 Präsident der Justus Licbig-Ur1iversität Gießen, 
1973.1 74 Vc1rsitzcndcr clcr Kt>nfcrcnz clcr hessiscl1en Univcrsitäts-Priside11ten, ab August 
1975 Vizcprisidc11t Jer \\'estdeutschen Rektorenkc)11fcrcnz. 
Ca. 50 'visscnschaftliche \'criiftcntlichungcn, darunter ein Lehrlluch. Sttrdienreisen in die 
USA, nacl1 Inclicn, in den Iran und die ·1·ürkei, nacl1 .l\1cxicc), in die CSSR und UdSSR. 
PrrJf. f)r. E1nst 7..'. ~'e1zsäcker, 1939 geb. in Zürich. 1958 altspracl1lichcs Abitur in Göttin-
gen. 1959-65 Studium der Chcn11c und Pl1ysik in I-lamburg, f:'reiburg und wieder in Ham-
burg (Physikcliplon1 Hanrburg 1965 111it eir1er n1ediziniscl1-apparatetechnischcn Arbeit). 
1965-69 Studiun1 der Biologie 111 l''rciburg. l)isscrtation experimentell-biokybernetisch 
am Zoc>l(Jgischen Institut; PromoricJn 19(,9. 
1969-72 \\'issenschaftlicher Referent für Naturwissenschaften an der F"EST (Forschungs-
stittc Jcr I~vangclischen Studiengemeinschaft, Heidelberg). Arbeiten über Informations-
theorie - Kybernetik - Offene Systeme; B- und C-Waffen-Verhinderung; Human-
ökologie. Organisation "·issenschaftlicl1er Tagungsserien. Gleichzeitig: Entwicklung des 
hochschul- und weiterbildungspolitischen Progran11ns „Baukastensystem", ab 1970 als Lei-
ter eines wissenscl1aftlichen l'ea111s an der Arbeitsgruppe für empirische Bildungsforscl1ung. 
1972 o. Prof. für I11terdisz.iplinärc Bi(>logie an der Gesamthochschule Essen. f'ortsetzung 
der Arbeiten über Offene Systen1e, Humar1ökologie; seit 1974 über Stadtökol()gie. Gleich-
zeitig: Mitglied des Gründungssenats. lvlitglied und seit 1973 stellv. \'orsitzender der 
Kommission für Studium und Lehre. V<)rsitzendcr folgender temp<)rärer Arbeitsgruppen: 
Medizinische Studiengänge ( 1972/ 73); l'\ u111erus clausus ( 1973 / 7 4); Erarbeitung der 
Promotionsordnung Dr. rer. nat. (1974/75). Seit 1974 Sachkundiger Bürger irn Rat der 
Stadt Essen (Kulturpolitiscl1er Ausschul~;. Seit 1975 J>rJ:sident der Gcsarnthocf1schulc 
Kassel. 
Rudolf Zingel, geb. 1920 i11 Saulwitz 1Schlcsicn, in Breslau aufgcwacl1scn. 1937 Rcife-
prüf ung, anschl ie!~end bis 1949 A rbei ts(licnst, K ricgs<I i enst u11d Kricgsgef a11genscha f t. 
1949-1952 Studium der Rechtssv issenschaf ten ir1 Kiel, 1952-1956 juristische Rcferendar-
ausbildung in Düsseldorf, 2. juristisches Staatsex;1n1en. 1956-1957 l)czerncnt i111 Rc~ie­
rungspräsidium in f)üsseldorf, 1957-19(,2 Referent in1 Bundesn1ir1istcriun1 für Aton1-
fragen, ab 1962 Verwaltu11gsdircktc>r, sp:iter Kan1.lcr der Universität J\1arburg. Seit 1971 
Präside11t der Univcrsit:ir M,1rburg. 
Prof. Dr. Robert F. Kru/1, B. A., 1948 und Ph. 1)„ 1951, \X'ashingtc>n Univcrsit)' (St. 
Louis). Prc1fcssor (Chemie) 1961-(,7 und l)ekan, Cc1llcgc c>f 1\rts and Scicnccs, University 
of Arkansas. Professor (Cl1e1nic) 1967 - tind l)ckan, Graduate Schc1<1l, Kansas State 
University. J>rcsidcnt, J\liclwcst Assc>ciatio11 c>f Graduiite Schc1ols r:xccutive Con1n1ittec, 
Council of Graduate Schc)ols in thc United Statcs. 'J"rustee, Argonne U11i,·ersities Assc1ci-
ation, Argonnc National I.aboratc>ry. 
Prof. Dr. Karl Weber, geb. arn 2. 5. 1926. Studiun1 der Betriebs- und \ 1olkswirtschafts-
lehre an der Universität Zürich, a11 der l.ondc1n Scl1ool cif I:conc1n1ics an(l Pc.Jlitical Sciencc 
und an der University c1f Illinois. 195'i l1 rc1111c>tic1n 1.un1 Dr. cicc. publ„ Universität Zürich; 
1964 J\1. S. in Accou11tanc)•, Univcrsity of Illi11c1is. 19(,(, Habilitation, Universität Zürich; 
1966 Fellow in Accountanc)', Univcrsity of Illin(1is. 
1953-1956 Assistc11t an1 Handcls\\·issenschaftlichcn Scn1inar cler Univcrsit:ir Zürch (Prc1f. 
Dr. R. Büchner und Prof. Dr. K. K:ifer). 1956-19(,J \X"isscnscl1aftlicl1er Mitarbeiter an1 
Betriebswissenschaftlichcn Institut der I·:·r·H Zürich (Prof. f)r. W. l'". Dacnzer), n1it U11-
ternehmungsberatur1gstätigkeit in der Scf1,vei1, in \X'cstdcutschland, I'rankrcich und in der 
Türkei. 1963-1964 111structcJr c>f 1\ccountancy·, 1964-1967 Assistant Pr()fessor of Ac-
countancy, 1967-1969 Associatc J>rofessor of Acc(1untancy ar1 der University of Illinois 
in Urbana, Illinois. Seit 1969 Professor für Betriebs\\ irtschaftslchrc V an der Justus Lie-
big-Univcrsität Gießen. 
Dekan des Fachbereicl1s Wi rtschaftswissenscl1,1f t 1975-1976, Direktciriun1smitglied in1 
Zentrum für Datenverarbeitung (seit 1972), k0n1n1. Beauftragter für Partnerschaft niit 
Kansas Statc University, Manhattan, Kansas (seit 1973). 
Hauptarbeitsgebiete: Modcllgestii tz te U 11tcrnel1111cnsp.la11 ung, Da ten\·crarbeitung, Kosten-
rechnung, Operations Researcl1. 8 Buchveröffentlichungen, 12 Beiträge in Sammel\vcrkcn, 
ca. 50 Aufsätze in wisscnschaftlichc11 Zeitschrifter1. 
Rose Laub Coser ist Professorin für Soziologie an der Stare University von New York in 
Stony Brook, New York. 
Professor Dr. iur. Tl1omas Raiser, gc1'(1ren am 20. r:ebruar 1935 in Stuttgart, hat nach dem 
1954 abgelegten Abitur zunächst zwei Sen1ester Philosophie und Klassische Philologie und 
dann acht Semester Recl1tswisscnschaft in Tübingen, B<lnn, Berlin und München studiert. 
Nach Staatsexa111en und Pron1o«ion bct:itigte er sicl1 als Rechtsanwalt in Stuttgart, über-
nahm dann 1965 aber die Stelle eines wissenschaftlichen Assistente11 an1 Seminar für 
Bürgerliches Recht und Zivilrechtliche Grundlagenforschung der Universität Hamburg. 
Er wurde 1969 dort für die l·achcr Bürgerliches Recht, Handels- ur1d Wirtschaftsrecht, 
Rechtsvergleichung und Rechtssoziologie habilitiert und 1970 auf die gleichnamige Pro-
fessur an der JLU Gießen berufen. 1972/ 73 verbrachte er ein Forschungssemester am 93 
94 
Center for the Study of Law and Society der University Berkeley/California. Seit 1972 
ist er Mitglied der Unternehmensrechtskommission der Bundesregierung. 
Wichtigste Veröffentlichungen: Das Unternehmen als Organisation, 1969; Einführung in 
die Rechtssoziologie, 2. Auflage 1973; Marktwirtschaft und paritätische Mitbestimmung, 
1973; Grundgesetz und paritätische Mitbestimmung, 1974; Die Aussperrung nach dem 
Grundgesetz, 1975; ca. 60 weitere Veröffentlichungen. 
Dipl. rer. pol. Karl \V. Boctticher, geb. 18. 10. 1912 in Berlin; studierte Volkswirtschaft 
11nd neuere Geschichte ar1 der Humboldt-Universität Berlin und in Greifswald. Diplom 
1940. 1948 bis 1958 ~1itglied der Redaktion der Frankfurter Hefte. Seitdem Leiter des 
Instituts für Wirtschafts- und Sozialforschung. Geschäftsführer der Forschungsgruppe für 
Gerontol(igie, Gief~en. 
Buchveröffentlichungen: Unternehmer oder Manager, Grundprobleme industrieller Füh-
rerschaft, 1963: Geront '73, Studie über den Gesundheitszustand, die Ernährungsgewohn-
heiten sciwie S(Jzialc Einstellungen alter Menschen in der Bundesrepublik, 1974; Aktiv im 
Alter, eine Studie zur Wirklichkeit und Problematik des Alterns, 1975: zusammen mit 
Helge Pross, Manager des Kapitalismus, 1971; zusamn1en mit Helge Pross und Werner 
Laubsch, Professoren in der Provinz, 1969. 
Prof. Dr. phil. Rudolf Lassahn, geboren 1928 in Köslin, Studium der Philosophie, Pädago-
gik, Germanistik und Geschichte, 1965 Promotion, 1969 Habilitation an der Westfälischen 
'V;'ilhelms Universität in Münster (venia legendi in Erziehungswissenschaft}, Tätigkeit als 
Pr(Jfessor an den Universitäten Münster und Nlannheim, seit 1973 Lel1rstuhl für Erzie-
hungswissenschaft an der Justus Liebig-C11iversität in Gießen. Schriftleiter und Mitheraus-
geber der Pädagogischen Rundschau. 
Wichtigste Buchpublikationen: Das Selbstverständnis der Pädagogik Theodor Litts; Her-
mann Lietz: Scl1ulreform durch Neugrü11dung; Das Schulleben; Interpretationen zur 
Anthropologie; Studien zur Wirkungsgeschichte Fichtes als Pädagoge; Einführung in die 
Pädagogik. l 
Dr. Lisa Oehler, geb. am 15. 7. 1912 in Wiesbaden. Abitur 1931 in Gießen als Stieftocl1ter 
des damaligen Inhabers des Lel1rstuhls für Geograpl1ie an der Gießener Universität, Fritz 
Klute. Studium der Kunstgeschichte, Archäologie und Philosophie an den Universitäten 
Königsberg, Gief~en, Göttingen und München. Promotion im Dezember 1943 in München. 
Von Januar 1944 bis Juni 1946 tätig für das Städelsche Kunstinstitut in Frankfurt a. M., 
von November 1946 ab bei den Staatlichen Kunstsan1mlungen in Kassel als Leiterin des 
Kupferstichkabinetts. Privates Spezialgebiet: Zeichnungen Dürers und der Dürerschule. 
Prof. Dr. Hans-Günter Bucholz, geboren am 24. 12. 1919 in Fürstenwalde, Spree, 
studierte teils während seiner Gefangenschaft in Nordafrika und den Vereinigten Staa-
ten, teils nach dem Kriege in Münster und Kiel die Eisziplinen Klassische Archäologie, 
Vor- und I;rühgeschichte, Alte Geschichte, außerdem einige Fächer, die ihm erlaubten, 
das Staatsexamen für den höheren Schuldienst abzulegen (Kiel, 1949). Promotion in 
Kiel 1949; Stipendiat des Deutschen Archäologischen Instituts 1952/ 53; Habilitation 
an der Freien Universität Berlin; 1961-1969 Leiter der Redaktion des Deutschelli 
Archäologischen Instituts; 1969 vorübergcl1end Professor in Saarbrücken; seit 1969 In-
haber der Professur für Klassische Archäologie in Gießen; Herausgeber der Archaeologia 
Homerica; Ordentliches Mitglied des Deutschen Archäologischen Instituts, Berlin; Ehren-
mitglied der Archäologischen Gesellschaft, Athen. Ausgrabungstätigkeit in Norddeutsch-
land, Griechenland, der Türkei, Syrien und auf Zypern, wo er seit 1970 ständiger Leiter 
der Deutschen Tamassos-Expedition ist. Seine Bibliographie umfaßt über hundert Titel. 
Dipl.-Volkswirt Dieter Robert, geb. am 31. 12. 1943 in Pirmasens. Studium der Volks-
wirtschaftslehre in Saarbrücken, Birmingham, Bonn, Chicago und Yale. Seit 1973 Assi-
stent am W'irtschaftswissenschaftlichen Fachbereich der Justus Liebig-Universität Gießen; 
Promotio11 Herbst 1976. 
Dipl.-Volkswirt Dieter Robert, geb. am 31. 12. 1943 i11 Pirmasens. Studium der Volks-
wirtschaftslehre in Saarbrücken, Birmingham, ßon11, Chicago und Yale. Seit 1973 Assistent 
am Wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereich der Justus Liebig-Univcrsität Gießen; Pro-
motion Herbst 1976. 
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Acetylenanlage im Werk Ludwigshafen der BASF . 
• •• • 1e ur 1e 
Die BASF Aktiengesellschaft bildet zusammen 
mit ihren 315 Tochter- und Beteiligungsgesell-
schaften eine der großen Unternehmensgruppen 
der chemischen Industrie. Das Akt1enkap1tal der 
Muttergesellschaft -1, 7 Milliarden DM - befin-
det sich in den Händen von 400000 Aktionären. 
Breit angelegte Forschung und hochentwickelte 
Technik sind die Basis der Unternehmens-
tätigkeit. So zählt 1m Werk Ludwigshafen Jeder 
sechste Mitarbeiter zum Forschungsbereich. 
60 Prozent ihres Umsatzes erzielt die BASF mit 
Erzeugnissen, die erst während der letzten 
zehn Jahre in das Sortiment der 5000 verschie-




Schwerpunkt des Unternehmens ist das Stamm-
werk Ludwigshafen mit über 50000 Mitarbeitern. 
In den 300 Produkt1onsbetr1eben des Werkes 
werden u.a. Kunststoffe, Lackrohstoffe, Faser-
vorprodukte, Farbstoffe, Pflanzenschutz- und 
Düngemittel, Magnetbänder sowie Hilfsmittel 
fur zahlreiche Industrien hergestellt - Arbeits-
platze und Berufschancen für Kaufleute, Tech-











... ~ .. ~~·-"' Einkaufstüte 
ist für viele Menschen das Symbol des guten 
Einkaufs. Man schätzt es, bei KARSTADT 
so rasch, so angenehm und vor allem: so 
preiswert einzukaufen. Viele Kunden, so ergab 
eine Umfrage, halten KARSTADT für eine ideale 
Einkaufsstätte. Ein so hohes Maß an Vertrauen 
kommt sicher nicht von ungefähr. Aber: 
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SCHON MIT DER GRUNDAUSSTATTUNG 
AUr DEM BESTEN WEG ZUR RUCKSTEN 
MIKROSKOPISCHEN LEISTUNG. 
Es gibt viele gute Grunde dafrn, 
daß sich Forscher m aller Welt fur em 
LEITZ ORTHOPLAN entscheiden. 
Allen voran d!e Le1tz-Plan-Apochro-
mate, d!e Bilder von unubertroffenem 
Auilosungsvermogen und gestoche-
ner Scharfe bis zum außersten B!ld-
rand garantleren. Und d!e es ermog-
l!chen, mit Großfeld-Okularen em Seh-
feld zu nutzen, das bis zu 140'·• großer 
!St. als es mit herkommlichen Mikro-
skopen Je moglich war. Das bedeutet 
mehr und bessere lnformatlon auf 
emen Blick, ohne Objektverschie-
bung. 
Selbstverstandllch gibt es kein 
l!chtmlkroskopIBches Beleuchtungs-
und KontrastJerverfahren, fur das das 
LEITZ ORTHOPLAN rucht mitwerugen 
Handgriffen emgenchtet werden 
kann. Und das bedeutet sofornge An-
passung an Jede mikroskopische Aui-
gabenstellung. 
Aber d!e Mogl1(:hl1e1ten des LEIT'l 
ORTHOPl,AfJ gehen v1e1t uber das 
Gebiet der l<Jass1schen Mlk:roskop1e 
hmaus. 
So ist d!eses Mikroskop der zen· 
trale opnsche Baustein aller quar1tlta-
t1ven Verfahren der Mik:roskop-Photo-
metr1e mit dem LEITZ MPV-Systern, 
und m der elektroruschEcn Blld-Analy 
se mit dem LEITZ TA.S. 
Der Leitz-Berater korrirnt aerne zu 
, 
Ihnen und zeigt DinE?n an ()r1 uncJ Stelle?, 
v,1e rias LEITZ Ofl.TIJOPLA .. N Due 
speziellen m11:ros1:opischen Protile· 
rne losen kann Sie brauchen uns nur 
den Coupon zu schicken 
r-----------------~ 
1 ·· .. Ich mochte rnc1hr utier das LEITZ 1 
1 ORTI!OPLfü\i erfatuen uncJ bit1e 1 
1 ur11 clccn ausfuruhchen Prospe1:t. 1 
: lt:h moc:hte bald •Jen Leitz Berater : 
1 spte(:hen unci bit1e urr1 TerrTitnab 1 
1 sprache 1 
1 ' 1 
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• lI1'i 11 ri(•)1 Emar111el l\f1•rck 
• 1791-1855 
Marktpositionen werden nicht allein durch 
Produktionskapazitäten und Finanzkraft bestimmt. 
Das unternehmerische Selbstverständnis gebietet 
über Ruf und Rang. Präparate höchster Reinheit, 
unbedingte Zuverlässigkeit und profunde Grund-
lagenforschung haben aus dem „Chemischen 
Laboratorium E. Merck" die Ursprungsstätte eines 
weltweiten Unternehmens werden lassen, das mit 
chemisch-pharmazeutischen Produkten höchster 
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• 1na un zu 
•• • 
erson 1c er 
Die Geldprobleme werden komplizierter. Deshalb wird die persönliche 
Beratung immer wichtiger. Die Dresdner Bank 





ausgewählt - geschulte Bankfach-
leute, die in unseren Ausbil-
dungszentren ständig wei-
tergebildet werden. Das 
Beratungsgespräch ver-
langt aber auch Ruhe 






setzungen dafür noch 
weiter verbessern. 
Folgen Sie dem 
grünen Band. Es führt 
Sie zur persönlichen Be-
ratung in allen Gelddingen, 
Wollen Sie in nächster Zeit 
mit dem Bau Ihrer eigenen vier 
Wände beginnen? Dann kommen 
Sie vorher bei uns vorbei. Wir 
helfen Ihnen bei der Finanzierung 
Ihres Traumes gern mit unseren 
maßgeschneiderten Hypotheken-
Darlehen zu günstigen 
Konditionen. 
Weitere Informationen geben 
wir Ihnen gern in einem persön-
lichen Gespräch. 
• 




is Jahre im Diens•e Yon Forschun1 · Emwicklun1 · ProduMion 
Als grof1!\?S Spez1alur1\err1ehrr1en dieser Art in Eliropa erarb0"1ten wir zukunftsweisende Prob!emlösung~?n n1rt 
Geraten und Ar11agen Sl''STE~A VVEISS 
UMWEL TSl~1ULATION SANL A GE ri 
K.alte "'v'Vzi.rrr1e "Ki1rr1a-V fikUl! m · f'.lrL1 tsi:::h r d n kt; 
tur Material· tJnd Gerateprufur-1gen 
T1ettemperat11r-PrLJf· und Lagertruhen 
T err1pera tu r "Schock testgera te 
Urnwelt" 11 ersL!Ch sra.urne 
fur Pflanzen. T1ert:J und Mer1schen 
Ozon~ P ru l ein r1t.: F-1 tLJ ng e ri 
Korro s1or1 s ·-l-1rt1fe1nr1c h tu ng e n 
Staub· und Regentestgerate 





Rat1mkl1magerate aus eigener 
Efltw1ck!ung und Fertigung 
fur Alt~ und Neubauten 
V,l1maanlagen fur alle Klima· 
fLJnkt1oner1 W\0 KLJhien_ H0!1zcn 
Bt-~feuch!en, Entfeuchten 
8e1lilten ur1d Entstauben 
~-Aed1z1n1sche Kl11natechn1k 
Rt:111 ra:umtechn1k 
Gefr1er~ und Kuh!räume 
1.fESSTECHNIK 
-
!Aeß- und Regelanlagen fur 
Ltrnwe1tfaktc.'lren sowie Gera!e 
zurr) Messen physik.a!Jsc:her 
Eigenschaften und Zustände 
-· ~-\ WEISS ~~::!l TECHNIK ~~~::=;;~ KARL WEISS · GIESSEN · WERK llNOENSTRUTH 
Tochtergesellschaften 
KARL WEISS G1s. m.b.H WIEN 
A 1196 Wl1n l!J. Vlll1•w1g 40 
Telel•• 102221321285 
'----" 0-6301 li•d1•slrull! 
~---c'•"''_' _ T1l1!0• f054lllli 841·T1l1104821015 kwg d Tel11 076928 kW 1 
Beratung, Entwicklung, Projektlerung, 
Fertigung, Montage, !nbetr1ebnahme 
und Service 
Garantie fur hohe Qualität m1t Uber 
121ähriger Betriebserwartung 
Ersatzteilhaltung !ur alle Typen 
bis iO Jahre nach Mode!J.är1derung 
Systemberatung durch unsere Experten 
in den Zweign1eder!.assur1gen 
Benin 030/81510 80181 
Hamburg 04016933623 + 6957434 
Hannover 0 511/63 09 04 
Wuppertal 02021732032 + 73203/l 
Stu!!garl 07111617019 r 617010 
Munchen 089137 57 23-25 
KARL WElSS AG · Z0R1CH 
CH-30Z7 Zfirici · Btderttnk 80 · P1t!lidl 840 
Ttllll• fOIJ 2522 42 · Tell• 57 534 kwz eh 
KARL WEISS · T!LBURG B V. 
NL -Tburt · Ht~ ran Bn11t1t Im 1800 






Wenn man das Jahr 2000 
schreibt, werden diese 
Jungen in ihren besten 
Jahren sein. Sie werden in 
einer Welt leben, die auf den 
Ergebnissen der heutigen 
Forschung aufbaut. Auch auf 
den Ergebnissen der 
Forschung bei Hoechst. 
Hoechst-Forscher 
arbeiten an der Welt 
von morgen. 
Mehr als 14.000 Menschen 
sind in den Forschungs- und 
Entwicklungsabteilungen von 
Hoechst tätig. Sie suchen 
nach wirkungsvolleren 
Arzneimitteln und nach 
neuen Diagnose- und 
Therapieverfahren. 
Sie arbeiten an Produkten 
und Methoden, die dem 
Landwirt helfen, die Erträge 
zu steigern. Sie entwickeln 
neue Fasern für praktischere 
Textilien. Sie forschen nach 
Kunststoffen, die die 
Architektur von morgen 
braucht. Sie entwickeln 
Werkstoffe und Technologien, 




Berufe lösen gemeinsam 
die Probleme. 
Erfolgreiche Neuentwick-




arbeit von Wissenschaftlern 
verschiedener Disziplinen. 
Ein Chemiker zum Beispiel 





technikern unterstützt. Diese 
Zusammenarbeit von 
Experten verschiedener 
Fachrichtungen hilft, Probleme 
umfassend zu lösen. 
Hoechst-Forschung -
Investitionen in die 
Zukunft. 
Mit 14.000 Mitarbeitern 1n 
Laboratorien und Versuchs-
stätten und mit einem 
Forschungsaufwand von 
Jährlich DM 930 Millionen 
hilft Hoechst, die Aufgaben 
von heute und morgen 
zu lösen. 
,-----------------, 1 Hoechst 1 1 1 
1 infor111iert Sie. 1 1 1 
1 Senden Sie uns diesen 1 1 1 
1 Coupon Wir schicken 1 1 1 
1 Ihnen Informations- 1 
1 1 
material über unsere 1 1 
1 1 Unternehmen. 1 1 
1 Arbeitsgebiete von 1 1 1 
Hoechst sind: Arznei- 1 1 
1 1 
mittel, Anorganika, 1 1 
1 Organika, Dünge- und 1 1 1 
1 Pflanzenschutzmittel, 1 1 1 
1 Farbstoffe, Kunstharze 1 
1 
und Lacke, Fasern und 1 1 1 
1 Textilveredel u ngsmittel, 1 1 1 
1 Kunststoffe, Folien, 1 1 1 
1 Kosmetika, 1 
1 1 Reproduktions- und 1 1 
1 1 1 nf ormation stech ni k, 1 1 
Schweiß- und Schneide- : 1 
1 
technik, Anlagenbau. 1 1 
1 1 
1 1 Name 1 1 
1 1 
1 1 
1 Ort 1 
1 1 
1 1 
1 Straße 1 
1 • 
1 Hoechst Aktiengesellschaft t:; 1 
1 Abteilung Information VFW S: 1 
1 6230 Frankfurt (M) 80 :; 1 
1 1 , _________________ , 
Hoechst 
1sse11 
• 11n1111e1· 111e 11· 
• • 1111 - l 
• ,,,. e1 
Darum! 
---· 
Ermudungsfreies Arbeiten durc·h 
anatom1sd1 r1rllt1ge Ba\.Jfc.)rm 
"'''''~ 
1 Obiekt,,;e eigener Fer1·g1.,nq 1 
1L1r d:e ur•:ersc:r>1ed!,ct;sten 




rn1l koaxialen Tr1ebelemer11en. 
le11'.".hl lautende Kugelbc1r1nen, 










E 1 ngeba1Jte N 1eder'1(J lt i e111::hle, 




m1! r111bw1r~.\Jn9 al;f (]en 
Kre\;Jtisch. Grob· und Fein· 
triefJ be1dse1t1g 1<.oax1al 
1 








übersenden Sie rr11r 
austuhrl1<::he l.lnlerlager1 
uber lhre Labor·~.11krr;sl<Qf)® 
(VJenr1 Sie Ihre Ze1!sr;hr,ft 
nicht besc·had1gen wiJllen 



































Plan und Weitfe!d. 
Darum! 
E1nbl1d<:stt1tz:en, drehbar, 
auswechselbar, breite Basis 
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N<lRDIJE:UTSCHr.: 
HAGEL 
Schenken Sie das, was Sie selbst 
gern hätten: Ein Zeichen der 
Freundschaft von bleibendem Wert. 
\ 
Wertvolle Münzen. Oder 
Goldbarren, die Sie bei uns 
schon ab 10 g bekommen. 
Aber auch Sparbriefe, 
Geschenk-Gutscheine oder 
ein Sparbuch sind 
Geschenke, die man nicht 
!.Sb vergißt. Gemeinsam finden 
wir sicher das richtige. 
Handels- und Gewerbebank 
Wir bieten mehr als Geld und Zinsen 
Europas größte 
Hagelversicherungsgesellschaft 
- rund 2,7 Milliarden DM Versicherungssumme -
Wir versichern: 
1. Alle landwirtschaftlichen Kulturen 
2. Alle gärtnerischen Freilandkulturen 
3. Gewächshäuser und Kulturen unter Glas gegen 
Hagel und Sturm 
4. Kulturen unter Glas gegen Verderbschäden 
NORDDEUTSCHE HAGEL-VERSICHERUNGS-GESELLSCHAFT 
auf Gegenseitigkeit 
6300 Gießen, Wilhelmstraße 25 
• 1 Are • 1te tur-Kerami 
in Deutschland, in Europa, in Übersee 
Sie ist eine Herausforderung an die Kreativität. Sie 
ermöglicht das Spiel mit Licht, Farbe und Form. Sie 
macht Bauten freundlicher und Räume wohnlicher. 
Denn Gail Architektur-Keramik gibt es in vielen Far-
ben, Formen und Aufmachungen. Von sachlich-nüch-
tern über rustikal-gemütlich bis exclusiv-erlesen 
reicht ihre Ausdrucksskala. 
Gail Architektur-Keramik ist aber auch wetterfest, 
robust, unempfindlich und pflegeleicht. 
Architekten in aller Welt gestalten mit 
Architektur Keramik ':c · · 
Postfach 5510 · D 6300 Giessen 1 
Lockheed hat bei uns 
• • • 
. . . deshalb bleiben wir zur Finanzierung 
der Gießener Universitätsblätter 
weiterhin auf Anzeigenerlöse angewiesen. 
Sie haben es bisher ermöglicht, die 656 Mit-
glieder der Gießener Hochschulgesellschaft 
über wichtige wissenschaftliche Arbeiten 
aus der Justus Liebig-Universität zu 
informieren. Oie Anzeigenerlöse tragen 
ferner dazu bei, daß die Gießener 
Universitätsblätter dem Z eitschriftenaus-
tausch mit Bibliotheken in 45 Ländern 
dienen können. 
Unseren Inserenten sagen wir herzlichen 
Dank für ihre Unterstützung. Wir zweifeln 
freilich, ob die Anzeigen für die Unternehmen 
ebenso gewinnbringend waren wie 
für die Universität. Rein ökonomisch 
gesehen wahrscheinlich nicht. Ist eine 
Insertion in den Gießener Universitäts-
blättern deshalb Verschwendung? 
Und wenn schon! 
Wir teilen die Meinung von Vauvenargues: 
„ Verschwendung macht nur dem Schande, 
dem sie keine Ehre bringt." 
Bitte denken Sie bei der Planung 
Ihres Werbeetats für 1977 
an die Gießener Universitätsblätter! 
Die Redaktion 



